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sollte (Balz 2001). Er forderte den Kongress auf, sich bis Ende November 
2001 auf ein Konjunkturprogramm zu einigen.  
Die wirtschaftspolitischen Differenzen zwischen Demokraten und Republika-
nern zeigten sich auch in der Frage der öffentlichen Unterstützung der Flug- 
und Versicherungsgesellschaften. Zwar einigte man sich auf 15 Mrd. Dollar 
an Unterstützung für die Fluggesellschaften, die dennoch 100.000 Entlassun-
gen ankündigten und 20% der Flüge strichen, aber den Republikanern wider-
strebte die wachsende Rolle des Staates. Für die Versicherungsindustrie wurde 
daher ein auf zwei Jahre angelegter Plan entwickelt, der vorsieht, dass die In-
dustrie bei Versicherungsleistungen aufgrund terroristischer Anschläge 10 
Mrd. Dollar pro Jahr zahlen würde, bevor öffentliche Mittel zum Einsatz 
kommen. 
Noch deutlicher wurden die grundsätzlichen Differenzen zwischen Republi-
kanern und Demokraten bezüglich der Rolle der Bundesregierung in der Fra-
ge der Verbesserung der Flug- und Flughafensicherheit. Nach einer aktuellen 
Umfrage der Washington Post favorisieren immerhin 82% der Bevölkerung, 
die Flughafensicherheit in die Hände des Bundes zu übergeben (Meyerson 
2001). Folglich verabschiedete der Senat – in seltener Einstimmigkeit (100:0) 
– einen Gesetzentwurf, nach dem alle Gepäck- und Personenkontrolleure An-
gestellte des Bundes würden. Gegenwärtig sind die ca. 28.000 Kontrolleure 
fast ausschließlich Niedriglohn-Beschäftigte ohne gewerkschaftliche Vertre-
tung, ohne Aufstiegsmöglichkeiten, und mit einer durchschnittlichen Ver-
weildauer von sechs Monaten. 
Das Repräsentantenhaus verabschiedete dagegen zunächst eine recht anders 
gelagerte Version, nachdem Bush und die privaten Sicherheitsfirmen massi-
ven Druck ausübten. Danach wäre die Bundesregierung zwar für Flughafensi-
cherheit verantwortlich, aber mit der Durchführung würden private Auftrag-
nehmer betraut, die allerdings nicht mehr den Fluggesellschaften, sondern 
der Bundesregierung gegenüber Rechenschaft schuldig wären. Bush begründe-
te diesen Ansatz damit, dass er es einfacher mache, „diejenigen Angestellten, 
die den neuen rigorosen Standards nicht gerecht werden, zu disziplinieren 
oder zu feuern“ (zitiert in Balz 2001). 
Den Republikanern missfiel, dass der Senatsvorschlag die Zahl der staatlichen 
Angestellten erhöhen und die Gewerkschaften des Öffentlichen Diensts stär-
ken würde. Allerdings bedeutete jede Verzögerung durch notwendige Ver-
handlungen im Vermittlungsausschuss einen Nachteil für die Republikaner – 
vor allem falls es in der Zwischenzeit zu Sicherheitsproblemen wegen der un-
zureichenden Kontrollen durch private rent-a-cop-Firmen kommen sollte 
(Milbank/Eilperin 2001). Der Druck, in den Verhandlungen schnell zu einer 
Einigung zu kommen, war also deutlich. 
Die Republikaner gaben letztlich ihre Einwilligung zur (wenigstens teil- und 
zeitweisen) „Verstaatlichung“ des Sicherheitspersonals – allerdings um den 
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Preis der Aufnahme von einwanderer- und gewerkschaftsfeindlichen Bestim-
mungen: alle binnen eines Jahres von der Bundesregierung neu einzustellen-
den 28.000-29.000 Kontrolleure müssen amerikanische Staatsbürger sein6 und 
haben kein Streikrecht. Die Demokraten schluckten diese arbeitnehmerfeind-
liche Bestimmung, weil ihnen die Aufnahme der Kontrolleure in den öffent-
lichen Dienst als zentraler Durchbruch erschien (Pear 2001). 
Der vom Demokratischen Senator Ernst Hollings (South Carolina) ausgear-
beitete Kompromiss enthält einige Zugeständnisse an die Republikaner. Fünf 
Flughäfen verschiedener Größe können in Pilotprojekten auch private oder 
teilstaatliche Flughafensicherungsmodelle testen. Nach drei Jahren können 
auch andere Flughäfen beim Transportministerium die Zulassung solcher 
Modelle beantragen (ebd.). Die Verstaatlichung der Flughafensicherung ist 
möglicherweise nur auf Zeit erfolgt. 
 
Proteste gegen Krieg und Sicherheitsstaat 

Während unter dem unmittelbaren Eindruck der Anschläge nur eine Kon-
gressabgeordnete, die Demokratin Barbara Lee aus Berkeley und Oakland, 
Kalifornien, gegen die breit formulierte Autorisierung gewaltsamer Maßnah-
men gegen den internationalen Terrorismus gestimmt hat7, werden vor allem 
von globalisierungskritischen Bewegungen, von Gewerkschaftern, Menschen-
rechtsgruppen und Kirchenvertretern zahlreiche Antikriegsdemonstrationen 
organisiert (für einen Überblick vgl. z.B. www.PeaceNoWar.net und www.z-
net.org). 
Auch gegen die neuen Sicherheitsgesetze regt sich Widerstand. Bürgerrechts-
gruppen bildeten binnen Tagen eine breite Koalition – Organizations in De-
fense of Liberty – um dafür Sorge zu tragen, dass nicht nur die Sicherheit der 
Bürger, sondern auch ihre Freiheiten geschützt werden (vgl. 
www.indefenseoffreedom.org). Eine Wiederherstellung der Machtbalance 
ist damit noch nicht eingeleitet, aber möglicherweise müssen wir nicht auf 
Verfassungsklagen gegen den USA PATRIOT Act warten – deren Aussichten 
bei dem konservativ besetzten Supreme Court wohl ohnehin fraglich wären. 
 
 
 
 
 

                                                            
6 Eine solche Bedingung gilt nicht einmal für die Streitkräfte, dort dienen gegenwärtig 48.000 

Nichtbürger. 
7  Einen Monat später forderte der Stadtrat von Berkeley die US-Regierung auf, die Bombar-

dierung Afghanistans zu stoppen – die erste Verurteilung der Bush-Administration durch ei-
ne lokale Regierung. 
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„Als das Wünschen noch geholfen hat…“1 

Das World Trade Center als Security Shopping Mall 
 
Es gehört zu den rechtsstaatlich-reaktionären Rumpftraditionen (west)deut-
scher Wirklichkeit, bei sich bietender Gelegenheit polizeilich präventiv Bür-
gerrechte zu demontieren. Wenn aktuell2 und legitimatorisch lamentiert wird, 
nach dem 11. September 2001 könne die Welt nicht mehr so sein wie zuvor, 
dann trifft diese ideologische Leerformel weder die Wirklichkeit angeblicher 
Ayatollah-Amateurpiloten amerikanischer Airlines oder ihre Auftraggeber, 
noch erfordern die zu fliegenden Präzisionsbomben pervertierten Passagier-
maschinen, die in das World Trade Center in New York City und das Penta-
gon in Washington D.C. einschlugen, ein neues Weltbild. Vielmehr ist zu er-
kennen, dass sich die weltweite Gesetz- und Rechtlosigkeit neoliberaler Glo-
balisierung im Innern – „mit freundlicher Unterstützung der ‚Zivilgesell-
schaft‘“ (vgl. Joachim Hirsch in diesem Heft) – reproduziert. Denn die Augu-
ren allumfassenden Angstmanagements, aus ihren bundesrepublikanischen 
Löchern kriechend, bedienen sich im Gegenteil altbackener Argumentatio-
nen, um als „turbanlose Ayatollahs des heimischen Fundamentalismus“ (Mi-
ke Davis) zur Liquidierung sie belastender Bürgerrechte beizutragen. Die 
Luftangriffe auf das World Trade Center in New York City und das Pentagon 
in Washington D.C. waren ein krimineller Akt und kein Beitrag zur Befrei-
ung von irgendeiner Form von Unterdrückung; wir werden argumentieren 
(müssen), dass dies auch für die derzeit als ‚Gegenmaßnahmen‘ gehandelten 
Aktivitäten Innerer Sicherheit in der Bundesrepublik gilt – sie stellen keinen 
Beitrag zum Schutz vor (terroristischer) Bedrohung dar. 
 
Vorfeld-Terrorismus: Broken Windows im Weltmaßstab 

Das aber wird uns gebetsmühlenartig immer wieder aufs Neue vorgetragen: 
„Die neue Dimension des Terrorismus und dessen internationale Ausprägung 
stellen die Sicherheitsbehörden vor neue, schwere Aufgaben. […] Die gemein-
same Aufgabe aller staatlichen Kräfte muss es sein, dieser Bedrohung mit ge-
eigneten Schutzmaßnahmen entgegen zu treten“, heißt es zur Begründung 
des Sicherheitspakets II durch das Bundesministerium des Innern (2001c: 1). 
                                                            
1  So der Titel eines Buchs von Peter Handke (1974). 
2  Der Beitrag wurde am 6. November 2001 abgeschlossen. 
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Doch genau von diesen „geeigneten Schutzmaßnahmen“ ist nichts zu sehen, 
bedrohlich ist vielmehr, wie mit der immer gleichen Logik nun endlich auch 
Deutschland in „uneingeschränkter Solidarität“ (Schröder) mit den USA in 
die Rüstung zum Kriege einsteigen mag und sie still mit einem innenpoliti-
schen Kriegsklima verknüpft. 
Einen „Angriff auf das marktwirtschaftliche und finanzwirtschaftliche System 
der freien Welt“ will Thomas Middelhoff, Vorstandsvorsitzender der Bertels-
mann AG, ausgemacht haben (FAZ, 13.09.2001), und so wird es vermutlich 
nicht lange dauern, bis die gleichnamige Stiftung zu einer kollektiven An-
strengung in Best practice aufrufen, diese entsprechend moderieren und eva-
luieren sowie ein entsprechendes Security Benchmarking auflegen wird (vgl. 
Tabelle), mit dem es sich ja schon bei Kürzungsanstrengungen in der Sozial-
hilfe einen Namen gemacht hat. 
 
Security Benchmarking in Deutschland 

Bundesland Landespolizei 
 

Verfassungsschutz Finanzmittel 
Inneres (DM/Jahr) 

Baden-
Württemberg 

plus 350, davon 80 
MEK 

plus 20 plus 400 Mio., 
bis 2005 

Bayern plus 650, davon 245 
MEK 

plus 50 LfV plus 400 Mio., 
bis 2006  

Berlin plus 200 BGS-Beamte Ausbau, plus 1,3 Mio. plus 13 Mio. 
Brandenburg  plus 32 auf 124 LfV plus 36 Mio., bis 2003 
Bremen plus 90 Beamte  plus 5 Mio.  
Hamburg  plus 6 auf 126 LfV plus 500.000,-  
Hessen 800 LKA-Beamte 182 LfV  
Mecklenburg-
Vorpommern 

plus 4 Mitarbeiter 71 LfV plus 20 Mio. 

Niedersachsen plus 18 LKA-Beamte plus 10 LfV plus 2,3 Mio. 
Nordrhein-
Westfalen 

plus 129 Schutz-, 95 
LKA-Beamte 

 plus 200 Mio. 

Rheinland-Pfalz  Schwerpunktabteilung  
Saarland Ausbau Katastrophen-

schutz 
  

Sachsen plus 50 LKA, plus 300 
Schutzpolizei 

plus 15 LfV plus 10 Mio. 

Sachsen-Anhalt Polizei- und MEK-
Ausbau geplant 

plus 15 LfV plus 4 Mio. 

Schleswig-
Holstein 

Ausbau Katastrophen-
schutz 

 plus 25. Mio. 

Thüringen plus 97 Beamte plus 20 LfV plus 75 Mio., bis 2004 

 
In einigen Brandenburger Lagern, in denen Asylbewerber untergebracht sind, 
werden seit den Anschlägen keine Urlaubsscheine mehr ausgestellt,3 das Stu-

                                                            
3 Aus den Flüchtlingsheimen in Prenzlau, Potsdam, Rathenow und Neuruppin berichten 

Hilfsorganisationen von dieser Praxis, die auf eine Anordnung des brandenburgischen In-
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dierendenreferat der Humboldt-Universität in Berlin meldet, ein arabischer 
Student habe seine Anstellung verloren, in Sachsen verlor eine Lehrkraft ih-
ren Arbeitsplatz, weil sie – Genaues weiß man nicht – die Anschläge mit der 
Außenpolitik der USA in Verbindung gebracht und von einem „Denkzettel“ 
für die USA gesprochen habe (Berliner Zeitung, 21.9.2001); die Liste ließe 
sich beliebig verlängern. So wurde dem Lüdenscheider Metin S., der die be-
trieblich angemahnte Schweigeminute am 13. September anlässlich der An-
schläge verweigerte, mit Billigung des Betriebsrats fristlos gekündigt (taz 
NRW, 27.9.2001); Otto Schily sprach von „wirklich schlimmen antiamerika-
nischen Entgleisungen in gewissen intellektuellen Kreisen“, die den Krieg ge-
gen Afghanistan kritisiert hatten und geißelte die „mangelnde Wehrhaftigkeit 
der deutschen Gesellschaft“ (Berliner Zeitung, 22.10.2001) – an den Aus-
schluss der PDS-Bundestagsfraktion aus den Kanzlerrunden bei Fragen zu 
geplanten Militäreinsätzen sei erinnert (FAZ, 10.10.2001). 
Zwar hat das Bundesministerium für Justiz in seiner Stellungnahme vom 17. 
Oktober darauf hingewiesen, es sei in „Hinblick auf den Titel ‚Terrorismus-
bekämpfungsgesetz‘ […] angeraten, den Gesetzentwurf auch tatsächlich auf 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus zu beschränken“ (Bundesmi-
nisterium für Justiz 2001: 3), und derzeit sieht es so aus, als würden einige 
der Maximalforderungen aus dem neuen Otto-Katalog (Schily II) vorerst zu-
rückgestellt bzw. mit Bündnis 90/Die Grünen kleingearbeitet (Bundesminis-
terium des Innern 2001d). Dennoch droht politisch aktiven Gruppen – wie 
den Bürgerrechten insgesamt – neue Gefahr von EU-Seite.4 
Schon die unter Schilys Verantwortung eingerichteten sog. Gewalttäterdatei-
en, die beim Bundeskriminalamt gesammelte Daten unter Titeln wie „Remo“, 
„Limo“ und „Aumo“ speichern, haben bereits dazu geführt, dass nicht vor-
bestrafte Bürger, die gegen den Weltwirtschaftsgipfel in Genua demonstrieren 
wollten, an der Ausreise aus der Bundesrepublik gehindert bzw. ohne den 
Nachweis strafbarer Handlungen in Italien inhaftiert wurden. 
Da es derzeit eine einheitliche Terrorismusdefinition auf EU-Ebene nicht 
gibt,5 die der Vereinheitlichung der unterschiedlichen Rechtsrahmen dienen 
kann – einige Staaten kennen gar die Rechtsfigur der „terroristischen Vereini-
gung“ überhaupt nicht –, nahm die Europäische Kommission die Auseinan-
dersetzungen von Göteborg und Genua zum Anlass, sich an einer aktualisier-

                                                                                                                            
nenministeriums zurückgehen soll; damit sind für Flüchtlinge – nicht nur aus arabischen 
Herkunftsländern – Reisen zur Begegnung mit Freunden oder zu Rechtsanwälten seit dem 
12. September nicht mehr möglich (Tagesspiegel, 6.11.2001). 

4 Schily I wurde schon Ende September verabschiedet und hob das Religionsprivileg für Ver-
eine auf, brachte die Einführung des § 129b auf den Weg, setzte die Rasterfahndung bun-
desweit durch und reorganisierte die „Überprüfung von Personen, die in sicherheitsrelevan-
ten Bereichen auf Flughäfen eingesetzt werden“ (Bundesministerium des Innern 2001c: 2). 

5  Zu den bundesrepublikanischen Bemühungen vgl. zuletzt Hirschmann (2001: 454ff.) sowie 
schon Funke (1977). 
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ten Definition zu versuchen. So heißt es im Proposal for a Council Frame-
work Decision unter Artikel 3 (Terrorist Offences) bereits am 19. September, 
terroristische Angriffe können definiert werden als Angriffe, 
„intentionally committed by an individual or a group against one or more countries, their insti-
tutions or people with the aim of intimidating them seriously altering or destroying the political, 
economic, or social structures of a country“ (Commission of the European Community 2001: 
17). 

In einer Erläuterung zu Artikel 3 heißt es anlassbezogen durchaus konse-
quent, man habe sich unter Terrorismus auch „acts of urban violance“ vor-
zustellen (ebd.: 9). 
Mit dieser Definition liegt der Vorschlag damit auf einer Linie mit dem ita-
lienischen Ministerpräsidenten, Silvio Berlusconi, der sein Diktum von der 
„Überlegenheit unserer westlichen Zivilisation“ mit der unverhohlenen Dro-
hung würzte, es gebe „eine auffällige Übereinstimmung zwischen diesen Ak-
tionen“ – gemeint waren die Anschläge vom 11. September – „und der Bewe-
gung der Globalisierungsgegner“ (zit. n. Braun 2001: 4). Ehrhart Körting 
(SPD), bis vor kurzem Interimsinnensenator in Berlin, rechnete nach den 
Angriffen auf Afghanistan „mit gewalttätigen Ausschreitungen in der Bun-
deshauptstadt“. Es sei, so zitiert ihn die Nachrichtenagentur AFP am 8. Ok-
tober, „zu befürchten, dass es zu Gewalttätigkeiten von Linksautonomen o-
der von islamistischen Gruppen komme.“ 
Der Berliner Schulsenator Klaus Böger, assistiert durch den CDU-Schul-
experten Stefan Schlede, drohte gegen die Bombenangriffe demonstrierenden 
Schülern, es gebe „eine klare Weisung, an Schulen nicht zu Demonstrationen 
aufzurufen“; Schlede wurde mit Blick auf eine von sog. Globalisierungsgeg-
nern angekündigte Demonstration noch deutlicher: „Ich weiß, dass Teile der 
Landesschülervertretung antiamerikanisch eingestellt sind“ (Wedekind 2001). 
Erst kürzlich hat auch Naomi Klein, eine der prominenteren Protagonistin-
nen der irritierend ‚Globalisierungsgegner‘ genannten Bewegung, in einem Es-
say darauf hingewiesen, dass  
„jede Taktik, die darauf beruht, sichtbare Symbole des Kapitalismus anzugreifen – und wäre es 
auch noch so friedlich – sich nach dem 11. September in einer vollkommen veränderten semio-
tischen Landschaft wieder findet. […] Nach dem 11. September haben unsere Gegner damit be-
gonnen, die Anschläge der Terroristen als Fortsetzung einer Serie von anti-amerikanischer Gewalt 
zu deuten: erst geht das Fenster von Starbucks in die Brüche – und dann das World Trade Cen-
ter“ (Klein 2001: 25). 

Tatsächlich, und keineswegs nur als semiotisches Phänomen, erleben wir der-
zeit die Aktualisierung der sog. Broken Windows-Theorie, wie sie 1982 von 
George L. Kelling und James Q. Wilson reformuliert wurde, die dann Mitte 
der 90er Jahre von New York aus ihren Siegeszug um die Welt anzutreten 
gedachte (Kelling/Wilson 1997; vgl. Dreher/Feltes 1997; Ortner u.a. 1998). 
Kriminalität erkläre sich demnach aus der Verwahrlosung von städtischen 
Quartieren, und nur die sofortige und niedrigste Eingriffsschwelle – Zero To-
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lerance – biete dagegen Schutz. Das war zwar damals schon falsch, hindert 
freilich nicht, desgleichen nun auch für Kulturkampf und Krieg zu propagie-
ren: Aus dieser Perspektive werden aus den segregierten Migrantenquartieren 
deutscher Großstädte Trainingscamps Osama bin Ladens, wie sich der ‚assi-
milierte Ausländer‘ – perfider Weise wohnhaft in ebenfalls segregierten, frei-
lich sauberen deutschen Quartieren – zum Schläfer wandelt; zu letzterem spä-
ter mehr. Schwerlich jedenfalls lässt sich etwas anderes herauslesen, wenn die 
Zeitung vor dem klugen Kopf formuliert, es gehe nicht um 
„das Hinundherschieben von Verantwortung. Aber wenn jetzt Deutsche und Türken aus ver-
ständlichen Gründen die Sorge formulieren, Deutschland könne infolge der internationalen Krise 
in einen Kampf der Kulturen hineingezogen werden, dann wird man zumindest die Überlegung 
anschließen dürfen, ja müssen, ob nicht in der geschilderten Segregation eine Voraussetzung die-
ser Gefahr bereits besteht“ (Zastrow 2001: 1). 

Auch deutsche Think tanks sind seit längerem mit der Frage befasst, was alles 
unter Terrorismus fallen könne; so auch Kai Hirschmann von der Bundes-
akademie für Sicherheitspolitik.6 Der Studienreferent für Wirtschaft sieht – 
unter der Überschrift Single-Issue-Terrorism – ‚Globalisierungsgegner‘ sowie 
Gegner der Gentechnik „an der Schwelle zum Terrorismus.“ Etwas irrlich-
ternd heißt es dann weiter: „Dabei scheint das linksextreme Spektrum, dem 
mit dem Ende linksorientierter Terrorgruppen wie der RAF die Themen aus-
zugehen drohten, wieder eine Thematik mit Solidarisierungspotenzial gefun-
den zu haben“ (Hirschmann 2001: 474).7 Handelt es sich um „politisch mo-
tivierte Hackeroperationen“, so gelten diese ihm im Gegensatz zum „norma-
len Hacken“ als Cyberterrorismus, auch weil sie „zu Verlusten an Menschen-
leben oder schwere[n] ökonomischen Schäden führen können“ (ebd.: 469). 
Zweifelsohne ein weites Feld, das zu beackern offenbar um so leichter fällt, 
wie unisono Regierungs- und Oppositionsbänke allen Ernstes behaupten, die 
Jahre 1977 und folgende hätten „dem Rechtsstaat nicht geschadet“ (Kerstin 
Müller), ihn „nicht beschädigt“ (Schröder) und was der Gehirnwäsche mehr 
geboten wird, – als habe es Bespitzelung, Ausgrenzung, Berufsverbote und 
Kriminalisierung nicht tausendfach und nachhaltig – gegeben. Konsequent 
formuliert daher der sozialdemokratische Sicherheitsdentist, der niedersächsi-
sche Ministerpräsident Sigmar Gabriel, „der Rechtsstaat verändert auch heute 
nicht sein Gesicht, er zeigt nur seine Zähne.“ Es ist deshalb vielleicht nicht 

                                                            
6  Die Bundesakademie für Sicherheitspolitik wurde 1992 „als oberste und zentrale Fortbil-

dungsstätte des Bundes sowie nationales und internationales Diskussionsforum“ gegründet, 
so ihr Präsident, Vizeadmiral a.D. Horst Frank, im Vorwort des von ihm im Mai 2001 he-
rausgegebenen „Kompendium zum erweiterten Sicherheitsbegriff“ (Frank 2001: 11). 

7  Osama bin Laden und dessen Organisation Al Quaida (Die Basis) sieht er als „Business-
Terroristen“, die „Terrorismus auch als Marketing“ verstünden (Hirschmann 2001: 470f). 
Vgl. auch Fritsche im selben Band, der die ‚Euromärsche‘, das Netzwerk ‚ATTAC‘, die Be-
wegung ‚Reclaim the Streets‘, das Netzwerk ‚Peoples Global Action‘ und die Internationale 
Arbeiter Assoziation (IAA) der Antiglobalisierungs-Kampagne und damit dem „linksextre-
mistischen Spektrum“ zuordnet (2001: 226f). 
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ganz unsinnig, daran zu erinnern, dass in den vergangenen zehn Jahren mehr 
Gesetze im Bereich der Inneren Sicherheit geändert oder neu eingeführt wor-
den sind, als der Mensch Zähne hat; mehr als fünfzigmal hatten sie die Ein-
schränkung von Freiheitsrechten zum Gegenstand: 
Verdachtsdateien, auch für Personen, die „nach ihrer Persönlichkeit“ in Zu-
kunft eine Straftat begehen könnten; Rasterfahndung; Kontaktsperregesetz; 
verdeckte Ermittler auch als Zeugen unter einer Tarnidentität; beschleunigte 
Verfahren; erleichterte Untersuchungs- und die Einführung der Vorbeugehaft; 
Kronzeugenregelung; Anzeigepflicht der Banken; elektronische Lauschangriffe 
und Telefonüberwachung bei Auslandsgesprächen; Schleierfahndung; Auswei-
sung von Nicht-Deutschen, allein wenn ein „Verdacht“ gegen sie besteht – 
all’ das und einiges mehr an ‚Sicherheit‘ gibt es bereits – bis hin zu aktuellen 
Überlegungen, Migranten bei Verdacht einer Straftat auch dann ausweisen zu 
können, wenn ihnen in ihrem Herkunftsland – qua Gesetz, versteht sich, Fol-
ter und Todesstrafe drohen. Laurenz Meyer, der unnachahmliche CDU-
Generalsekretär, konnte kürzlich in Sabine Christiansens Talkrunde nicht ver-
stehen, „warum wir die 31.000 extremistischen Ausländer nicht schlicht und 
einfach nach Hause schicken“ (ARD, 28.10.2001). 
 
„Programme statt Pogrome“  

Bei genauer Analyse der Sicherheitspakete aus dem Hause Schily wird klar, 
im Visier der Sicherheitsapologeten stehen nicht „islamische Terroristen“, im 
Visier stehen Ausländer generell. „Man muss genau hinschauen, wer alles 
reinkommt“, so CSU-Generalsekretär Thomas Goppel unmittelbar nach dem 
11. September (taz, 17.9.2001). Die Aussage ist eindeutig: Der Feind ist be-
reits im eigenen Land; verdächtig sind alle, die nicht der abendländischen 
Wertegemeinschaft huldigen. Was macht man in einer Situation, in der man 
sich von gut getarnten Feinden umzingelt wähnt? Den passenden Vorschlag 
dazu hatte als erster der damalige Hamburger Innensenator Olaf Scholz 
(SPD), der sich zu diesem Zeitpunkt noch in scharfem Wettbewerb mit Ro-
nald Schill befand, wer besser mit aggressiven Law-and-order-Vorschlägen 
punkten kann. Scholz plädierte für eine bundesweite Rasterfahndung. Die In-
nenministerkonferenz (IMK) von Bund und Ländern am 18. September griff 
diese Forderung umgehend auf (vgl. Innenministerium Sachsen-Anhalt 2001). 
Sie forderte den Bundesinnenminister auf, ein „Raster“ zum Erkennen poten-
zieller islamischer Terroristen zu entwickeln, „die Deutschland als Ruheraum 
oder logistische Basis nutzen oder in Deutschland angeworben worden sind“ 
(dazu weiter unten mehr). Zudem verlangten die Innenminister aus Bund 
und Ländern eine restriktivere Handhabung bei der Visaerteilung, „einschließ-
lich der Überprüfung von Besuchszweck und Besuchsadresse“. Relevante Da-
ten sollten an die Sicherheitsbehörden weitergegeben werden. Dazu müsse 
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eine „obligatorische Überprüfung von Besuchern bestimmter Staaten“ kom-
men. Außerdem soll das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge den Sicherheitsbehörden „im Rahmen laufender Asylantragsver-
fahren“ Erkenntnisse zu Verdachtspersonen übermitteln. Zudem forderten sie 
den „automatisierten Abgleich von Fingerabdrücken aus dem Asylverfahren 
mit offenen Tatortspuren“, die beim BKA gespeichert sind. Sieben Tage nach 
den Anschlägen in den USA wussten die Innenminister aus Bund und Län-
dern somit bereits, was zu tun ist und was wenig später in den Sicherheitspa-
keten aus dem Hause Schily in warme Tücher verpackt der staunenden Öf-
fentlichkeit präsentiert wurde. 
Inwiefern die von der rot-grünen Bundesregierung vorangetriebenen Maß-
nahmen geeignet sein sollen, terroristische Anschläge wie die in New York 
und Washington zu verhindern, bleibt wohl immer ihr Geheimnis. Doch die 
Zielrichtung dieser Maßnahmen ist eindeutig. Am massivsten werden die 
Auswirkungen alle hier lebenden Nichtdeutschen bzw. jene treffen, die nach 
Deutschland einreisen wollen. Die Verschärfungen im Asyl- und Ausländer-
recht – erinnert sei beispielsweise nur an die Spracherkennungsmaßnahmen 
für Flüchtlinge zur „sicheren Identitätsfeststellung“ und den zentralen Zugriff 
der Geheimdienste auf das Ausländerzentralregister und die polizeiliche Ver-
bunddatei – haben mit „Terrorismus“-Bekämpfung gar nichts, mit vollständi-
ger Kontrolle und Überwachung von Nicht-Deutschen aber sehr viel zu tun. 
Für das Innenministerium stellt sich das natürlich ganz anders da, dort ist 
man sich sicher, „dass wirksamer Schutz vor Terrorismus im Zusammenhang 
mit der Einreise möglicher Täter bereits vor Erreichen des Bundesgebietes an-
setzt“ (Bundesministerium des Innern 2001c: 3). 
Doch das Paket Schily II beinhaltet nicht nur das Einreiseverbot für Men-
schen, die „terroristische“ Organisationen unterstützen oder ihnen angehö-
ren. Das gilt ebenso für jeden Ausländer, der sich bei der „Verfolgung politi-
scher Ziele an Gewalttätigkeiten beteiligt“, „öffentlich zur Gewaltanwendung 
aufruft“ bzw. nur damit „droht“ oder wenn er die „freiheitlich demokratische 
Grundordnung gefährdet“ – eine Generalklausel, die an die Berufsverbotspra-
xis der 70er Jahre erinnert (§ 8 Abs. 1 Nr. 5 AuslG neu). Diese „zwingenden 
Versagungsgründe“ gelten allerdings nicht nur bei der Visaerteilung, sondern 
werden auch gegen Ausländer in Anschlag gebracht, die sich bereits in der 
Bundesrepublik aufhalten bzw. hier niederlassen wollen: Für sie gibt es in 
Zukunft keine Aufenthaltsgenehmigung mehr, bzw. es soll eine einem Aus-
länder bereits erteilte Aufnahmegenehmigung widerrufen werden, was Aus-
weisung und Abschiebung zur Folge hat.8 Wohin diese Neuregelung führt, 
darauf wies pro asyl hin: 

                                                            
8  Eine Aufnahmegenehmigung kann zudem auch dann widerrufen werden, wenn der Auslän-

der gegenüber einer Ausländerbehörde oder einer Botschaft frühere Aufenthalte in Deutsch-
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„Dieses Gesetz wird mit voller Wucht auch Ausländer und Asylsuchende treffen, die nichts mit 
terroristischen Verbrechen, wie sie uns seit dem 11. September vor Augen stehen, zu tun haben. 
Die Regelausweisungstatbestände sind generalklauselartig gefasst und schaffen Rechtsunsicherheit. 
Es besteht die Gefahr, dass selbst nicht-gewalttätige Unterstützer von Gruppierungen, die sich für 
die Beseitigung menschenrechtsverletzender Regime in ihren Herkunftsländern einsetzen, getrof-
fen werden und exilpolitische Tätigkeit einem Terrorismusverdacht unterliegt. Ein Gesetz, nach 
dem es möglich gewesen wäre, Unterstützer von Nelson Mandela und des ANC während des 
Apartheidregimes auszuweisen, ist inakzeptabel“ (pro asyl 2001). 

Für diese zwingende „Regelausweisung“ reicht zukünftig ein Anfangsverdacht 
aus, und bei der folgenden Ausweisung und Abschiebung haben Wider-
spruch und Klage keine aufschiebende Wirkung mehr (§ 72 Abs. 1 AuslG 
neu).9 Da klingt die Beteuerung des rechtspolitischen Sprechers der grünen 
Bundestagsfraktion, Volker Beck, „nein, es muss schon gerichtsfest hinterher 
gegebenenfalls erwiesen werden können“, nur noch zynisch (Interview 
Deutschlandfunk, 1.11.01). Auch „Ausländervereine“, die „gewalttätige oder 
terroristische Organisationen z.B. durch Spenden, durch Rekrutierung von 
Kämpfern oder auf sonstige Weise unterstützen“, sollen verboten werden 
(§ 14 Abs. 2 Nr. 1-5 VereinsG neu). 
Um zu entsprechenden Erkenntnissen zu kommen, wird die Zusammenarbeit 
zwischen Ausländerämtern und Sicherheitsbehörden intensiviert. Ziel ist die 
lückenlose Kontrolle von Asylbewerbern, Visa-Antragstellern und Ausländern 
mit einem Duldungsstatus. Auslandsvertretungen, Ausländerämter und Asyl-
behörden sowie BKA und Verfassungsschutz haben zwar schon seit den 90er 
Jahren die Daten im Ausländerzentralregister (AZR), in der alle in der Bun-
desrepublik lebenden Ausländer erfasst sind, verwerten können, nun ist aber 
die grundsätzliche Zusammenarbeit vorgesehen. Bei der Visaerteilung und der 
Erteilung von Aufenthaltsgenehmigungen kommt es jetzt zu einem regelmä-
ßigen Datenabgleich mit den Erkenntnissen des BKA, der Landeskriminaläm-
ter, des Bundesamtes für Verfassungsschutz, der Landesämter für Verfassungs-
schutz und dem Bundesnachrichtendienst (BND) sowie dem Militärischen 
Abschirmdienst (MAD) (§ 84a Abs. 1 und 2 AuslG). Auch ohne konkrete 
Verdachtsgründe oder Gefahren können zukünftig Staatsanwaltschaften, Poli-
zei, BGS, Zoll und Geheimdienste auf den gesamten Datenbestand des AZR 
zurückgreifen – und zwar online (§ 12 und § 22 AZR). Während die Grünen 
die Aufnahme des Fingerabdrucks bei deutschen Staatsbürgern ablehnen, weil 

                                                                                                                            
land oder anderen Staaten verheimlicht hat oder „in wesentlichen Punkten falsche oder un-
vollständige Angaben über Verbindungen, zu Personen oder Organisationen macht, die der 
Unterstützung des internationalen Terrorismus verdächtig sind“ (§ 47 Abs. 2 Nr. 5 AuslG 
neu). 

9  Diese Einschränkung des Rechtsschutzes gilt dabei zukünftig auch wegen Straftaten nach 
dem Betäubungsmittelgesetz, wegen Landfriedensbruch oder wegen Beteiligung an Gewaltta-
ten im Rahmen einer verbotenen oder aufgelösten Versammlung, wegen Verurteilung zu ei-
ner Freiheits- oder Jugendstrafe von mindestens drei Jahren bzw. einer Haftstrafe von min-
destens zwei Jahren, die nicht zur Bewährung ausgesetzt wurde oder wegen falscher Angaben 
gegenüber der Ausländerbehörde oder einer deutschen Auslandsvertretung. 



„Als das Wünschen noch geholfen hat ...“ 587  

die Gefahr groß ist, zufällig in der Tatortdatenbank des BKA gelandet zu sein 
und zu Unrecht verdächtigt zu werden, scheint dieses Argument bei Nicht-
deutschen nicht zu gelten. Das BKA wurde mit dem Sicherheitspaket II er-
mächtigt, Fingerabdrücke von Asylbewerbern mit Tatortspuren abzugleichen. 
Dabei geht es nicht um die bisher schon mögliche Ermittlung im Einzelfall, 
sondern um einen automatisierten Abgleich, d.h. Flüchtlinge werden so gene-
rell behandelt, als wären sie Straftäter. Die Einführung fälschungssicherer Aus-
weispapiere für Asylbewerber und Duldungsinhaber sowie die zehnjährige 
Speicherung der Lichtbilder und Sprachaufnahmen von Asylbewerbern run-
den das Bild nicht nur ab, sondern zielen vor allem darauf, abgelehnte Asyl-
bewerber am Abtauchen in die Illegalität oder an einer Wiedereinreise unter 
anderem Namen zu hindern.10  
Der Ausbau des AZR zu einer Visaerteilungsdatei, in der Lichtbilder der An-
tragssteller, Fingerabdrücke und andere biometrische Merkmale sowie die Re-
ligionszugehörigkeit (deren Angabe natürlich „freiwillig“ erfolgt und deshalb 
nur auf Widerspruch nicht erhoben wird) gespeichert werden, ist vor allem 
auch vor dem Hintergrund einer Perfektionierung des bundesdeutschen 
Grenzregimes zu sehen. Durch den geplanten Online-Zugriff sollen so schon 
bei der Visa-Antragstellung unerwünschte Besucher, von denen vermutet 
wird, dass sie in der BRD bleiben wollen, ausgesiebt werden. Kommen die 
Visa-Antragsteller aus so genannten Problemstaaten oder sind anderweitig 
verdächtig, werden in Zukunft die Einladenden, der Aufenthaltszweck und 
die in der BRD lebenden Bezugspersonen durch die Ausländerämter über-
prüft. Wer diese Problemstaaten sind, ist unklar.11 Nur so viel ist bekannt, es 
sind Staaten, die im Zusammenhang mit Terrorismus oder Extremismus ge-
sehen werden bzw. bei denen Rückführungsschwierigkeiten bestehen. Bei An-
tragsstellern aus diesen Staaten ist die Beteiligung der Sicherheitsbehörden 
zwingend vorgesehen. Was diese Regelanfragen konkret bedeuten, darauf hat-
te der Republikanische Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV) im Vorfeld 
der Verabschiedung des Otto-Katalogs bereits hingewiesen:  
 

                                                            
10 So werden als Voraussetzungen zur „Feststellung und Sicherung der Identität“ in § 41 Abs. 

3 AuslG folgende Gründe aufgeführt: „1. wenn der Ausländer mit einem gefälschten oder 
verfälschten Pass oder Passersatz einreisen will oder eingereist ist, 2. wenn sonstige Anhalts-
punkte den Verdacht begründen, dass der Ausländer nach einer Zurückweisung oder Been-
digung des Aufenthalts erneut unerlaubt ins Bundesgebiet einreisen will, 3. wenn der Aus-
länder in einen in § 2Ba Abs. 2 des Asylverfahrensgesetzes genannten Drittstaat zurückge-
wiesen oder zurückgeschoben wird, 4. wenn ein Versagungsgrund nach § 8 Abs. 1 Nr. 5 
AuslG festgestellt worden ist, 5. bei der Beantragung eines Visums für einen Aufenthalt von 
mehr als drei Monaten durch Staatsangehörige der Staaten, bei denen Rückfüh-
rungsschwierigkeiten bestehen sowie in den nach § 54a Abs. 4 festgelegten Fällen.“ 

11  Das Bundesinnenministerium bestimmt durch Verwaltungsvorschrift unter Berücksichtigung 
der Sicherheitslage, welche Staaten und welche Personengruppen als „problematisch“ einge-
stuft werden. 
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„Die […] Maßnahmen zeigen, dass Flüchtlinge, ausländische Besucher, ob Geschäftsleute oder 
Privatbesucher, die bei uns lebenden ausländischen Mitbürger sowie deren Kontaktpersonen oh-
ne das Bestehen eines konkreten Verdachtes uneingeschränkt der Beobachtung und dem mögli-
chen Zugriff der Sicherheitsbehörden preisgegeben werden sollen. Betroffen von diesen Folgen 
sind alle, auch deutsche Staatsangehörige, die Kontakte zu ausländischen Mitbürgern pflegen, sei 
es freundschaftlicher oder auch familiärer Art gleichermaßen wie diejenigen, die Kontakte ins 
Ausland unterhalten“ (Würdinger 2001: 5f.). 

Auch beim Asylverfahren ist nun ein Datenaustausch zwischen Verfassungs-
schutz und Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge obli-
gatorisch, wenn „Anhaltspunkte für extremistische Bestrebungen“ vorliegen 
(§18 Abs. 1a BVerfassG neu). Mit dieser Datenübermittlungspflicht vom 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge an den Verfas-
sungsschutz wird das Asylverfahren ad absurdum geführt. Nun müssen Asyl-
bewerber damit rechnen, dass ihre Angaben im Asylverfahren über Geheim-
dienstkanäle bis in ihre Herkunftsländer gelangen, denn die Weitergabe er-
folgt „ohne jede rechtsstaatliche Sicherung, ja ohne ein Verbot der Weiterga-
be an Geheimdienste der Verfolgerstaaten“, wie die Deutsche Vereinigung für 
Datenschutz in ihrer Stellungnahme vom 2. November feststellte (DVD 
2001a). Gleichzeitig müssen mit der Einführung des §129b, der die bundes-
deutsche Justiz ermächtigt, gegen ausländische „terroristische Vereinigungen“ 
vorzugehen, politische Flüchtlinge in Zukunft damit rechnen, dass ihre An-
gaben zu ihrer politischen Betätigung im Heimatland zu einer Strafverfol-
gung in Deutschland führen könnten.  
Darüber hinaus wurde auch das so genannte Kleine Asyl nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention (GFK) eingeschränkt, das die Abschiebung politischer 
Flüchtlinge in einen Staat verbietet, in dem sein Leben oder seine Freiheit 
bedroht sind. Ein politisch Verfolgter, der in Verdacht steht (oder wie es im 
Behördendeutsch heißt: bei dem „aus schwerwiegenden Gründen die An-
nahme gerechtfertigt ist“) im Ausland eine schwere Straftat begangen zu ha-
ben, kann somit zukünftig auch in Tod und Folter abgeschoben werden (§ 
51 Abs. 3 AuslG neu).12 
Migranten und Flüchtlinge werden unter Generalverdacht gestellt – das ist 
die Quintessenz der Schilyschen Gesetzespakete. Oder wie es das liberale Ur-
gestein der FDP, Burkhard Hirsch, ausdrückt: „Das Ausländerrecht rutscht 
endgültig ab in polizeirechtliche Kategorien“ (Hirsch 2001). Das Dilemma, 
dass die mutmaßlichen Attentäter aus Hamburg mit ihrer Lebensweise und 
ihrem Ausbildungsniveau genau der Zielgruppe entsprachen, die per Green 
Card und Einwanderungsgesetz in dieses Land geholt werden soll, wird dabei 
sogar noch zum Vorteil für die rot-grüne Bundesregierung. Sie verknüpfte die 
Entscheidung von Einwanderungs- und „Antiterror“-Gesetzgebung, um ihre 

                                                            
12  Auch wenn diese Neuregelung bereits in Artikel 1 F der GFK von 1951 enthalten ist und 

lediglich wörtlich übernommen wurde, stellt sich dennoch die Frage, inwieweit dies mit Art. 
1 und 2 des Grundgesetzes vereinbar ist. 
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geplante Modernisierung des bundesdeutschen Migrationsregimes voranzu-
treiben. Statt populistischen Antiislamismus und undifferenzierte Ausländer-
hetze zu bedienen, nutzte sie die Gunst der Stunde, um auf der einen Seite 
Restriktionen durchzusetzen, die so vor dem 11. September undenkbar wa-
ren, und auf der anderen Seite die Zuwanderung unter der utilitaristischen 
Orientierung an den Interessen der „deutschen Gesellschaft“ zu forcieren. 
Wo „Anti-Terrorismus“ propagiert wird, ist Abschottungspolitik drin, so wird 
das Grenzregime intensiviert und effektiver gestaltet und auch die Spielräume 
für Illegale in der BRD minimiert. Wie gut sich die eine oder andere aktuelle 
Maßnahme dafür nutzen lässt, zeigte eine „Erfolgsmeldung“ aus Baden-Würt-
temberg. So verkündete der dortige Justizminister Ulrich Groll (FDP), die 
Rasterfahndung habe zu zahlreichen „Zufallsfunden“ bei Verstößen gegen das 
Ausländergesetz und das Asylverfahrensgesetz geführt (FAZ, 16.10.2001). 
 
„Blondinen bevorzugt…“: Raster und Rasse im deutschen Dschihad

13
 

Die Rasterfahndung (vom lateinischen rastrum, die Harke), von der in den 
späten 70er Jahren gut drei Millionen Bürgerinnen und Bürger auf der Suche 
nach Mitgliedern und Unterstützern der Roten Armee Fraktion (RAF) betrof-
fen waren, war schon damals ein stumpfes Schwert. Rolf Heißlers Verhaftung 
in Frankfurt/M. am 9. Juni 1979 wird von einigen auf ihren Einsatz zurück-
geführt (Peters 1991: 428), war aber tatsächlich der Erfolg einer Zielfahnder-
einheit; immerhin die Kölner Wohnung, in der die Entführung des damali-
gen Arbeitgeberpräsidenten, Hanns-Martin Schleyer, 1977 vorbereitet wurde, 
konnte so – hinterher – gefunden werden (Bittner 2001).14 Wurden damals 
aber konkrete Personen gesucht – entlang der Suchkriterien von anonymer 
Hochhauswohnung, Barzahlung von Stromrechnung, fehlender polizeilicher 
Registrierung –, sucht man jetzt nach Schläfern. 
Vor dem 11. September konnte man Schläfer nicht von attraktiven, auf dem 
Weg nach Deutschland befindlichen Green Card-Aspiranten unterscheiden, 
und es ist nicht recht ersichtlich, was sich daran geändert haben sollte. Lega-
ler Aufenthaltsstatus, männlich, islamischen Glaubens, ordnungsgemäße Im-

                                                            
13  „Dschihad bedeutet ‚Anstrengung‘ und ‚Kampf‘. Mit dem ‚Großen Dschihad‘ ist Selbst-

überwindung gemeint, frei könnte man den Begriff mit ‚Kampf gegen den inneren Schwei-
nehund‘ übersetzen. […] Wenn Dschihad Kampf mit der Waffe bedeutet, handelt es sich um 
den ‚Kleinen Dschihad‘. Voraussetzung für diesen Dschihad ist, daß Gläubige (das schließt 
Juden und Christen ein) an der Ausübung ihrer Religion gehindert werden“ (Duran 2001: 
11). Das deutsche Verständnis dreht diese Logik quasi um: Man kämpft im Innern gegen 
die, die man gern für ‚Schweinehunde‘ halten mag. Erstmals belegt ist der ‚Heilige Krieg‘ in 
der Komödie Die Vögel von Aristophanes (450-385 v. Chr.); ‚wir Deutschen‘ führten unse-
ren ersten ‚Heiligen Krieg‘ gegen Napoleon. 

14  Sofort nach diesem Fahndungserfolg änderte die RAF ihr Abschottungssystem so, dass es 
erst des Zusammenbruchs der DDR bedurfte, um einiger ihrer Mitglieder habhaft zu wer-
den. 
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matrikulation, womöglich mit herausragenden Noten in technischen Studien-
fächern, so lauten die für beide Gruppen bekannt(geworden)en Kriterien. 
Mehr noch: Wer sich als Nicht-Deutscher die Forderung nach Assimilation 
in die bundesrepublikanische Mehrheitsgesellschaft zu eigen gemacht hatte – 
eine Forderung immerhin, die von Konservativen über Sozialdemokraten bis 
hin zu Bündnis 90/Die Grünen unisono vorgetragen wurde und wird –, sieht 
sich nun mit dem Vorwurf einer subtilen Form der Unterwanderung dieser 
Mehrheitsgesellschaft konfrontiert: Schläfer. Dass sich in der gegenwärtigen 
Debatte kaum eine politisch verantwortliche Stimme vernehmen lässt, die 
sich den ausländerpolizeilichen Neuregelungen und Sondergesetzen entge-
genstellen mag, darf im Wortsinn als beredtes Schweigen gelten. Der Demo-
graphie geschuldet, wurden die Fakten und Deutschland als Einwanderungs-
land zur Kenntnis genommen, wirklich haben mochte es keiner, und so mu-
tiert es (über Nacht) – zum riesigen Schlafsaal. 
Berlin hat – abweichend vom BKA-Kriterienkatalog, das BKA führt auch die 
Ermittlungen nach den angeblich arabischen Attentätern – einen „in Details 
von denen anderer Bundesländer“ abweichenden Katalog aufgestellt: 
„männlich; islamische Religionszugehörigkeit ohne nach außen tretende fundamentalistische 
Grundhaltung; legaler Aufenthalt in Deutschland; keine eigenen Kinder; Studientätigkeit (techni-
sche Studienfächer); Mehrsprachigkeit; keine Auffälligkeiten im allgemein kriminellen Bereich; 
rege Reisetätigkeit; häufige Visumbeantragungen; finanziell unabhängig; Flugausbildung“ (Krempl 
2001; vgl. Schulzki-Haddouti 2001: 69).15 

Der Massenabgleich nicht-polizeilicher Daten von gänzlich Unverdächtigen 
durch die Rasterfahndung stellt bereits das rechtsstaatliche Prinzip auf den 
Kopf, nachdem Einzelne nicht Objekt polizeilicher Eingriffe werden dürfen, 
solange von ihnen keine Gefahr ausgeht. Mit der Rasterfahndung auf Grund-
lage der Religionszugehörigkeit setzt darüber hinaus eine informationelle 
Gruppenverfolgung ein. Die Deutsche Vereinigung für Datenschutz e.V. 
(DVD) warnte entsprechend vor „erheblichen grundrechtlichen Kollateral-
schäden“ bei den von der Rasterfahndung betroffenen Gruppen (DVD 2001). 
Von diesen Kollateralschäden wissen inzwischen etwa die Bewohner von Ber-
nau, eine brandenburgische Stadt nahe Berlin, zu berichten. Da die dortige 
Datensammlung mit den vorgegebenen Rasterfahndungskriterien nicht hin-
reichend kompatibel ist, wurden dem Bundeskriminalamt kurzerhand die Da-
ten von 5.000 Einwohnern, jedem fünften, überspielt.16  

                                                            
15  Persönliche Daten werden danach nicht nur bei Hochschulen, sondern auch bei „Ver- und 

Entsorgungsunternehmen, Einrichtungen mit Bezug zur Atomenergie sowie chemischen, 
biologischen oder radiologischen Gefahrenstoffen […], den Betrieben des öffentlichen Nah-
verkehrs […], Flughafengesellschaften, Sicherheitsdiensten, Luftfahrtschulen und Luftfahrtun-
ternehmen […], Catering- und Reinigungsfirmen“ abgefragt (Krempel 2001); jeder, der als 
Privatflieger vom Flughafen Tegel starten möchte, muss sich vorher vom Landeskriminalamt 
überprüfen lassen (Berliner Morgenpost, 10.10.2001). 

16  So Prof. Martin Kutscha von der Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen 
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„Knapp vorbei an der Gestapo…“:  
Erweiterte Befugnisse für BKA und BGS 

Parallel zur privatwirtschaftlich orientierten Kommunalisierung von Sicher-
heit – die Konzepte Kommunaler Kriminalprävention (Kury 1997) gehören 
zu diesem Trend ebenso wie die derzeit boomenden kommerziellen und pa-
ra-staatlichen Sicherheitsdienste (Eick 2002) –, und der supra-staatlichen Or-
ganisation derselben auf EU-Ebene, kommt der Bundesebene eine neue Be-
deutung zu. Schilys Sicherheitspakete können in Hinblick auf den BGS nur 
als Versuch verstanden werden, endlich eine Bundespolizei zur eigenständi-
gen Verfügung zu haben und damit die föderale Polizeistruktur zu unterlau-
fen – ein Wunsch, in dem er seinem Vorgänger in nichts nachsteht; der stell-
vertretende Vorsitzende des Bundes Deutscher Kriminalbeamter, Holger 
Bernsee, forderte gar, BKA, Bundesgrenzschutz und Zollkriminalamt zusam-
menzulegen, um einer „Zerfaserung“ entgegenzuwirken (FAZ, 1.11.2001).  
Mit dem Jahr 1990 hatte der Bundesgrenzschutz (BGS) durch den Zusam-
menbruch der DDR sein wesentliches Aufgabenfeld, die Grenzsicherung, ver-
loren. Bis 1992 hatte der BGS zwei Aufgaben, die er fast ausschließlich in ge-
schlossenen und kasernierten Verbänden erfüllte: Die Grenzsicherung und die 
Unterstützung auf Anforderung der Landespolizeien bei „besonderen Lagen“, 
wie Großdemonstrationen und in der „Terrorismus“bekämpfung. Gesetzlich 
gedeckt ist auch der Einsatz „im Falle des inneren Notstandes“ und in Ka-
tastrophenfällen. 
Bereits Mitte der 80er Jahre begann das Bundesinnenministerium der prog-
nostizierten Verminderung von Aufgaben beim Bundesgrenzschutz mit ver-
schiedenen Strategiepapieren entgegenzuwirken. Zu diesem Zeitpunkt ent-
steht so das Papier BGS 2000. Aufgaben und Gestaltung des BGS als Polizei 
des Bundes über das Jahr 2000 hinaus (Kessow 1997: 29). 
1988 wird eine interministerielle Arbeitsgruppe gegründet und 1990 deren 
Abschlussbericht vorgelegt, der noch nicht auf die grundlegende 1997 be-
schlossene Reform des BGS abhebt. Ab dem 3. Oktober 1990 werden dem 
Bundesgrenzschutz in den neuen Ländern die Aufgaben der Bahnpolizei (die 
dort „Trapo“, also Transportpolizei, hieß) übertragen; diese Regelung galt so-
fort auch für Westberlin. Mit dem sog. „Aufgabenübertragungsgesetz“ vom 
April 1992 ist der BGS dann für die gesamte BRD zuständig. 
Mit dieser Aufgabenübertragung wirkt der damalige Bundesinnenminister, 
Manfred Kanther (CDU), einer befürchteten Truppenreduzierung u.a. durch 
die Neuschaffung des einzeldienstlichen Aufgabenfeldes „Bahnpolizeiliche 
Aufgaben“ entgegen. Der Wegfall der innerdeutschen Grenze und die sich 
abzeichnenden Lockerungen an den Schengener Binnengrenzen führten zur 
                                                                                                                            

(VDJ) auf der Veranstaltung „Freiheit stirbt mit Sicherheit. Auf dem Weg in den Überwa-
chungsstaat?“ am 5. November 2001 in Berlin. 



592 Volker Eick, Martin Beck, Carsten Wiegrefe   

Etablierung eines intensivierten Grenzregimes gegen sog. Illegale, das von 
Organisationen wie pro asyl und der Forschungsgesellschaft Flucht und Mig-
ration als „Flüchtlingsjagd“ in der „Festung Europa“ bezeichnet wird, die 
Jahr für Jahr mehrere hundert Flüchtlinge mit dem Leben bezahlen (Flücht-
lingsrat 1998; vgl. Angenendt 1997; Leuthardt 1994). 
Die im September 1997 beschlossene Neuorganisation des Bundesgrenz-
schutzes sieht neben den 13.000 kasernierten Bundespolizeikräften den Aus-
bau der einzeldienstlichen Aufgabenfelder für 18.600 Kräfte vor: Grenzpoli-
zeiliche Aufgaben, bahnpolizeiliche sowie Luftsicherheitsaufgaben und der 
polizeiliche Schutz von Bundesorganen sind nun die vier einzeldienstlichen 
Aufgabenfelder des BGS.17 Durfte bislang schon der BGS in einem 30 Kilo-
meter langen Grenzstreifen verdachtsunabhängig Kontrollen durchführen, 
soll dieses Gebiet zukünftig auf einen 50 Kilometer langen Abschnitt im Küs-
tenbereich ausgeweitet werden. Ohne einen einzigen Nachweis zu erbringen, 
dass es an den Küsten der Bundesrepublik Kontrolldefizite gebe – weder der 
für die grenzpolizeiliche Überwachung der 12-Seemeilen-Zone zuständige 
Bundesgrenzschutz See bzw. die Küstenwache haben etwas in dieser Richtung 
verlautbart –, wird der Zuständigkeitsbereich des BGS massiv ausgeweitet und 
könnte dann, sollte das Bundesinnenministerium ermächtigt werden, das 
Seegebiet auch über die 50 Kilometerzone hinaus auszudehnen, die flächen-
deckende Kontrolle von Hamburg, Rostock, Kiel, Lübeck und Wilhelmsha-
ven übernehmen. Darüber hinaus soll dem BGS zukünftig auch die Mög-
lichkeit eröffnet werden, nicht nur wie bisher Personen anzuhalten und zu 
befragen, sondern auch ihre Ausweispapiere kontrollieren zu dürfen. Da be-
reits jetzt befragte Personen verpflichtet sind, Angaben zur Person zu ma-
chen, eigentlich eine überflüssige Veranstaltung; allemal für Personen mit 
deutschen Ausweispapieren, denn sie sind (noch) nicht verpflichtet, Perso-
nalpapiere mit sich zu führen. 
Bisher sind von der bundesrepublikanischen Praxis verdachtsunabhängiger 
Kontrollen vor allem Migranten betroffen, denn der BGS geht nahezu aus-
nahmslos nach rassistischen Kriterien vor – nahezu, denn auch Trebekids in 
Bahnhofsbereichen, Obdachlose auf dem Gelände der S- und Fernbahn, 
Punks und Obdachlose haben alle schon intensive Erfahrungen mit der Bun-
despolizei im Aufbau gemacht (Eick 1998, 1998a). In Hinblick auf die jüngsten 
Vorstöße aus dem Hause Schily gegen Migranten hat sich der BGS in den ver-
gangenen zehn Jahren so auch von einer Grenz- zur Sippenpolizei gemausert. 
Faktisch folgt diese Ausweitung der Kompetenzen des BGS, die seit Anfang der 
90er Jahre konsequent verfolgt wird, der Logik von nach innen verlängerten 
Grenzen, die auf eine Gefahrenabwehrverordnung des Bundes hinauslaufen. 

                                                            
17  Damit stellt die deutsche Ostgrenze – mit 11.000 Beamten – das Gebiet mit der höchsten 

Polizeidichte im gesamteuropäischen Vergleich dar (Berliner Behörden Spiegel 1998: 5). 
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Gleiches gilt auch für die Kompetenzausweitung des BKA, dessen Geschichte 
die eines kontinuierlichen Ausbaus ist (Aden 1999). So weist das Grundgesetz 
dem BKA allein die Aufgabe der Strafverfolgung zu, die so genannte Gefah-
renabwehr ist demnach allein Sache der Länderpolizeien. Doch bereits mit 
der Neufassung des BKA-Gesetzes 1997, das insbesondere zahlreiche gene-
ralklauselhafte Ermächtigungen für die Nutzung der Informationstechnik 
enthielt, wurde dem BKA im Bereich der internationalen polizeilichen Zu-
sammenarbeit auch die Aufgabe der Verhütung von Straftaten zugeschanzt 
(Holzberger/Jelpke 1996). Schily II ist nun ein weiterer Schritt, das BKA auf 
Bundesebene zu einer mit weitreichenden Befugnissen ausgestatteten Präven-
tivpolizei auszubauen. 
Die öffentliche Kritik an Schilys Sicherheitspaketen hatte sich vor allem an 
dem geplanten Vorhaben entzündet, dem BKA eine so genannte Initiativer-
mittlungskompetenz zuzusprechen, die dem BKA erlaubt hätte, auch ohne 
Anfangsverdacht Ermittlungen anzustellen. In einem bis dahin einmaligen 
Akt forderten deshalb der Deutsche Richterbund, die Bundesrechtsanwalts-
kammer, der Deutsche Anwaltsverein und Strafverteidigerorganisationen die 
Bundesregierung „eindringlich und mit Schärfe“ auf, dieses Vorhaben „ersatz-
los fallen zu lassen“ (FR, 25.10.2001). Strafprozessuale Ermittlungen seien an 
„zureichende tatsächliche Anhaltspunkte“ gebunden und müssten unter der 
Kontrolle der Staatsanwaltschaften bleiben, so die Spitzenverbände der bun-
desdeutschen Juristen.  
Im rot-grünen Kompromisspapier zum Sicherheitspaket II wurde daraufhin 
das Vorhaben ‚entschärft‘. War in Schilys Vorlage noch expressis verbis da-
von die Rede, das BKA könne zur Feststellung, ob „tatsächliche Anhalts-
punkte“ für Straftaten bestünden, persönliche Daten erheben sowie „weitere 
Maßnahmen“ durchführen, so wird dem BKA nun ‚lediglich‘ im Rahmen 
seiner Zentralstellenfunktion zugestanden, „Daten zur Ergänzung vorhan-
dener Sachverhalte oder sonst zu Zwecken der Auswertung mittels Auskünf-
ten oder Anfragen bei öffentlichen oder nichtöffentlichen Stellen [zu] erhe-
ben“ (Bundesministerium des Innern 2001d: 1). Damit kann das BKA künftig 
ohne die bisher notwendigen Umwege über Länderpolizeien Auskünfte un-
mittelbar einholen. Gleichzeitig wird die originäre Zuständigkeit des BKA er-
weitert auf Ermittlungen nach dem neuen § 129b sowie zu schweren Fällen 
der Datennetzkriminalität gemäß der §§ 303a (Datenveränderung) und 303b 
StGB (Computersabotage), sofern die Tat sich gegen die innere oder äußere 
Sicherheit der Bundesrepublik oder gegen sicherheitsempfindliche Stellen le-
benswichtiger Einrichtungen richtet, die für das Funktionieren des Gemein-
wesens unverzichtbar sind. 
Schilys Sicherheitsmaßnahmen sehen auch die Ausweitung des „kleinen“ 
Lausch- und Spähangriffs (§ 16 BKAG) vor, der zur ‚Eigensicherung‘ der 
BKA-Beamten die Möglichkeit eröffnet, inner- und außerhalb von Wohnun-
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gen Gespräche abzuhören und Personen zu filmen oder zu fotografieren. 
Musste er in der Vergangenheit vom Präsidenten des BKA angeordnet wer-
den, so obliegt dies nun den BKA-Abteilungsleitern. Parallel dazu wird die 
Beschränkung auf die ‚Eigensicherung‘ für BKA-Bedienstete gestrichen. 
„Durch diese Entgrenzung können die geheimen Überwachungsmethoden 
immer dann genutzt werden, wenn irgendeine Person im Auftrag des BKA 
eingesetzt ist oder eingesetzt werden soll“ (Redaktion CILIP 2001). Geheim-
dienstliche Methoden können nun auch beim Einsatz von so genannten Ver-
trauenspersonen und Informanten zur Anwendung kommen; ebenso können 
die Einsätze ausländischer Polizisten mit technischer Überwachung begleitet 
werden. Gleiches gilt für die Überwachung von Personen und Wohnungen, 
wenn Angehörige der Nachrichtendienste, der Länderpolizeien oder anderer öf-
fentlicher Stellen beteiligt sind, was bislang eine formale Abordnung erforderte. 
 
„Virtuelle Wirklichkeiten”: The Criminal World At Your Fingertip 

Nicht nur in der Real Reality, sondern auch in der Virtual Reality sollen die 
gesetzlichen Maßnahmen greifen. Im BMI-Sicherheitspaket zur Terrorismus-
bekämpfung wurden vier Ansatzpunkte formuliert, die weitreichende Eingrif-
fe in das Fernmeldegeheimnis bedeuten: die „Schaffung einer Nachfolgerege-
lung zu § 12 FAG“, eine „Klarstellende Regelung in der StPO für den Einsatz 
des sog. IMSI-Catchers GA 090“, ein „Kabinettsbeschluss zur Telekommuni-
kations-Überwachungsverordnung – TKÜV“ sowie die „Einführung von 
Mindestspeicherfristen für Verbindungs- und Nutzungsdaten“. 
Im „Gesetz über Fernmeldeanlagen“ (FAG) wird das Grundrecht des Artikel 
10 (Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis) eingeschränkt. Im § 12 (Auskunft 
im Strafverfahren) des FAG „kann der Richter und bei Gefahr im Verzug 
auch die Staatsanwaltschaft Auskunft über die Telekommunikation verlangen, 
wenn die Mitteilungen an den Beschuldigten gerichtet waren oder wenn Tat-
sachen vorliegen, aus denen zu schließen ist, dass die Mitteilungen von dem 
Beschuldigten herrührten oder für ihn bestimmt waren und dass die Aus-
kunft für die Untersuchung Bedeutung hat“. Konkret geht es der Bundesre-
gierung um Auskünfte von Telekommunikationsbetreibern über Verbin-
dungsdaten zur Lokalisierung und Identifikation von Tätern. Da der § 12 
zum 31.12.2001 ausläuft und nicht mehr verlängert wird, treten an seine Stel-
le die §§ 100g, h StPO-E. Bedenken meldet hier der Deutsche Anwaltsverein 
an: in seiner „Stellungnahme des Strafrechtsausschuss des DAV zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der StPO (§§ 100g, 100 h StPO-E)“ (DAV 2001) 
vom September 2001 weist er auf die Problematik hin, dass sich der § 12 le-
diglich auf vergangene Telekommunikation bezog, während der Entwurf der 
Bundesregierung sich nun die Möglichkeit eröffnen möchte, Auskünfte auf 
zukünftige Telekommunikation zu erhalten. Konkret: die Überwachung der 
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Telekommunikation kann bis zu neun Monaten erfolgen. Das „Umfunktio-
nieren eines Mobiltelefons in eine Art Bewegungsmelder“ wird so eine Reali-
tät, da der Begriff der Verbindungsdaten nicht genau genug gefasst ist. Es 
reicht nun aus, dass das Handy eingeschaltet ist, Gespräche müssen gar nicht 
erst erfolgen. 
Hier setzt die zweite Maßnahme an. Die Polizeibehörden von Bund und 
Ländern haben in den vergangenen Jahren ein Gerät zur Überwachung von 
Mobiltelefonen eingesetzt, den so genannten IMSI-Catcher, ohne dass eine 
ausdrückliche rechtliche Grundlage vorhanden war. Da jedes Mobiltelefon 
über eine weltweit eindeutige Identitätsnummer (International Mobile Subsc-
riber Identity) verfügt, braucht der Name des Vertragsinhabers der Karte 
nicht bekannt zu sein, um die Rufnummer zu ermitteln. Der IMSI-Catcher 
kann – in der Nähe von einigen hundert Metern des gesuchten Mobiltele-
fons – darüber hinaus ausgehende Gespräche vor Ort ohne Mitwirkung des 
Netzbetreibers mitschneiden. Zusätzlich ist es möglich, nicht nur das gesuch-
te Handy zu überwachen, sondern alle zufällig in dieser Funkzelle eingeschal-
teten Geräte. Die Handy-Nutzer bekommen diese Überwachung nicht mit. 
Eine gesetzliche Grundlage zum Einsatz dieses Scanner gibt es bisher nicht – 
Otto Schily genügte für den Eingriff in das Fernmeldegeheimnis der Verweis 
auf die §§ 100a ff. und 161 der StPO. Geplant ist die Schaffung einer gesetz-
lichen Grundlage, die auch für den Verfassungsschutz sowie den Bundes-
grenzschutz verbindlich ist. 
Am 24. Oktober 2001 beschloss das Bundeskabinett die „Verordnung über 
die technische und organisatorische Umsetzung von Maßnahmen zur Über-
wachung der Telekommunikation (Telekommunikations-Überwachungsver-
ordnung – TKÜV)“, welche die Fernmeldeverkehr-Überwachungs-Verordnung 
(FÜV) ablöst. „Die TKÜV“, so heißt es in der Presseerklärung des Bundesmi-
nisteriums für Wissenschaft, „ist eine notwendige Ergänzung der gesetzlichen 
Regelungen, aufgrund derer in Deutschland in das grundrechtlich geschützte 
Fernmeldegeheimnis eingegriffen werden darf.“ In der TKÜV ist geregelt, wel-
che Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen die „Überwachung 
und Aufzeichnung“ der Telekommunikation zu erbringen haben. Gemeint 
sind dabei Internetdienste sowie Telefongespräche. Dabei bezieht sich die 
TKÜV auf die Strafprozessordnung, das Artikel-10-Gesetz sowie auf das Au-
ßenwirtschaftsgesetz. Hier wird äußerst detailliert festgehalten, was die Pflich-
ten der Telekommunikationsanbieter sind, so z.B. § 5 (3), wo die „technische 
Umsetzung einer Überwachungsmaßnahme weder von den an der Telekom-
munikation Beteiligten noch von Dritten feststellbar“ sein darf, oder § 12, 
dass der TK-Anbieter „jederzeit über das Vorliegen einer Anordnung und die 
Dringlichkeit ihrer Umsetzung benachrichtigt werden kann“. 
Der bayrische Innenminister Günther Beckstein hat das geplante „Anti-
Terrorpaket II“ der Bundesregierung in der Financial Times Deutschland am 
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2. November 2001 scharf kritisiert. Insbesondere kritisierte er den „Miss-
brauch von Kryptisierungstechnologie“, womit Verschlüsselungsprogramme 
z.B. für E-Mail gemeint sind. Es fehlt jetzt nur noch das Verbot der Ver-
schlüsselung, wie es schon vor Jahren im Gespräch war, als das Freeware-
Programm PGP zur Verschlüsselung sich zunehmender Beliebtheit in 
Deutschland erfreute. 
Die Technik schreitet voran. Die Einführung biometrischer Identifikations-
merkmale – von denen derzeit vor allem der Fingerabdruck vorgeschlagen, 
dessen Sicherheit aber kaum diskutiert wird (vgl. aber Cole 2001) – auf Per-
sonaldokumenten zusätzlich zum Lichtbild, gehört nach vorsichtigen Schät-
zungen zu den Sofortmaßnahmen, die – wenn überhaupt – erst in zehn bis 
15 Jahren wirksam werden. Vier Methoden sind dabei im Gespräch. Ende 
Oktober 2001 hat der Spiegel (Nr. 44, S. 27) Vor- und Nachteile ausgelotet. 
Der Klassiker ist der Fingerabdruck. Das Problem: er ist nicht fälschungs- 
bzw. diebstahlsicher. Hinzu kommen Identifikationsschwierigkeiten bei Men-
schen mit starker Beanspruchung ihrer Hände. Die Gesichtserkennung schält 
sich als eine vielversprechende Alternative heraus. Hier gibt es eine hohe 
Treffsicherheit. In Kombination mit der Videoüberwachung öffentlicher 
Räume wird die Observierung steigen. Datenschützer und Grüne lehnen je-
doch den Fingerabdruck und die Gesichtserkennung ab, da beide als Spuren 
willkürlich gesammelt werden können. Ein weiteres biometrisches Verfahren 
ist die Handvermessung. Der Nachteil hier: die Handgeometrie ist nicht ein-
zigartig, arthrosekranke oder körperbehinderte Menschen können – technisch 
bedingt – nicht vermessen werden. Last but not least ist die Iriserkennung im 
Gespräch. Die Einmaligkeit der menschlichen Iris ist sehr zuverlässig, da es – 
nach derzeitigem Kenntnisstand – zu keinen Verwechslungen kommen kann. 
Versuchskaninchen für diese technologischen Neuerungen jedenfalls sollen 
zunächst die Nicht-Deutschen abgeben. 
 
„Globalized Terror“: Die Unterminierung der  
Flüchtlingskonvention und der § 129b  

Hatte Bundesinnenminister Otto Schily kurz nach den Anschlägen noch den 
Eindruck zu erwecken gesucht, seine schnell geschossenen Gesetzesinitiativen 
seien brandaktuelle, rechtsstaatliche und zielgenaue Antworten auf neuartige 
Bedrohungen, bemüht er sich seit Mitte Oktober nun im Gegenteil, diese 
Vorstöße in die Tiefe des rechtsstaatlichen und bürgerrechtlichen Freiheits-
raums damit zu legitimieren, sie lägen doch schon lange in den Schubladen 
oder befänden sich – in zu lascher Form – schon lange im Einsatz. Und in 
der Tat gilt das besonders für die Ausweitung der sog. „Anti-Terror“-Paragra-
fen auf ausländische Organisationen. Diese Ausweitung greift auf die §§ 129 
und 129a StGB („kriminelle“ und „terroristische Vereinigung“) zurück, die 
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bereits lange vor den Anschlägen in New York und Washington existierten 
und seit ihrer Einführung auf beständige und breite Kritik innerhalb juristi-
scher Fachkreise und der Öffentlichkeit gestoßen sind. 
Damit ist im Kern bereits angelegt, dass die Wirkung dieser Maßnahmen weit 
über jenen Personenkreis hinausreichen wird, gegen den im Rahmen der „Si-
cherheitspakete“ vorzugehen erklärt wird. Ganz vorsichtig wird man dies als 
mangelnde Zielgerichtetheit bezeichnen dürfen, die von der selbst ernannten 
Bürger- und Menschenrechtspartei Bündnis 90/Die Grünen allen Ernstes als 
„erfolgreich für die Rechte der Bürgerinnen und Bürger“ verkauft wird, „ohne 
rechtsstaatliche Grundsätze in Frage zu stellen und Bürgerrechte einzu-
schränken“ (Düker 2001). 
Nunmehr soll die Strafbarkeit nach diesen Vorschriften auch für die Mit-
gliedschaft, die Unterstützung und die Werbung „für Vereinigungen im Aus-
land“, also außerhalb Deutschlands und außerhalb der EU, gelten. Der eines 
bürgerrechtlichen Gestus vollends unverdächtige ehemalige Generalbundes-
anwalt Kurt Rebmann wusste demgegenüber bereits vor über 14 Jahren: 
„Deutsche Gerichte müssten – ohne zureichende Ermittlungsmöglichkeiten vor Ort – tragfähige 
Feststellungen über die jeweilige Struktur der ausländischen Organisation, deren Zielsetzung und 
personeller Zusammensetzung treffen.  
Ferner müsste jeweils eine Entscheidung darüber herbeigeführt werden, ob ein etwa berechtigter 
Widerstand, namentlich gegen ein ausländisches Unrechtssystem, einer ausländischen Organisa-
tion die Qualifikation einer terroristischen Vereinigung nimmt. Diese Prüfung würde zur unlös-
baren Aufgabe, wenn eine ausländische Vereinigung durch Gewaltakte gar die Regierungsarbeit 
übernehmen würde und dadurch ihr früheres Verhalten legalisieren könnte“ (Rebmann 1986: 
291, Hervorh. im Original). 

Die Absurdität des geplanten § 129b StGB lässt sich konkretisieren: Angehö-
rige der CIA würden für ihre Unterstützung der Taliban zu Zeiten der Beset-
zung Afghanistans durch die Sowjetunion nach dem neuen § 129b StGB ab-
geurteilt, desgleichen BND-Spezialisten, die in gleicher Mission unterwegs 
waren und es in anderer, sich ‚sicher‘ ändernder Sache weiterhin sind.  
Der geplante § 129b StGB greift in ein breites Spektrum nicht eindeutig de-
finierter Handlungen im straflosen Vorfeld krimineller Handlungen ein. Wie 
bei den bereits existierenden §§ 129 und 129a StGB wird den Verfolgungsbe-
hörden durch die Definition „Beteiligungs- und Unterstützungshandlungen“ 
ein Ermessensspielraum eingeräumt, der, zumal angesichts der Konturlosig-
keit dessen, was als (islamischer) „Terrorismus“ bezeichnet werden soll, ein 
erhebliches Maß an Willkür ermöglicht. Mitglieder von gestern noch als Be-
freiungsbewegungen gehandelten Organisationen könnten sich so morgen als 
„Terroristen“ wiederfinden und, wie unlängst der FDP-Politiker Burkhard 
Hirsch (2001) sagte, „den Schutz der Genfer Konvention verlieren, also auch 
in Folter und Tod abgeschoben“, allemal aber flächendeckend ausgeforscht 
und drangsaliert werden. 
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So ergab die Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage im Bun-
destag im Frühjahr 2000, dass von den Ermittlungsverfahren, die während der 
90er Jahre nach § 129a eingeleitet wurden, lediglich drei Prozent mit einem 
gerichtlichen Urteil – gegenüber 40 Prozent bei anderen Delikten – endeten 
(Bundesregierung 2000). Diese rechtsstaatlich gehaltenen Bedenken lassen 
sich von den politischen kaum noch trennen, berücksichtigt man, dass der 
gesamte Kontext des Gesetzesapparates zukünftig auf der neuen „Terror“-
Definition der EU fußen soll. 
 
„Demnächst in diesem Theater…“:  
Staatszeugen auf Wiedervorlage 

Nicht mit aufgenommen in Schilys Sicherheitspaket, aber für die nächsten 
Monate vorgesehen, ist die Wiederauflage des Ende 1999 ausgelaufenen 
Kronzeugengesetzes, das so heißt, obwohl Deutschland seit der Abdankung 
von Kaiser Wilhelm II. im Jahre 1918 keine Krone mehr kennt, für die man 
zeugen könnte; konsequent auch im Sinne der Rechtssystematik wäre also 
besser von einem Staatszeugen oder Zeugen der Anklage zu sprechen, aber, 
wie der Jurist Klaus Dorff bemerkte, 
„es ist verwunderlich, dass der Gesetzgeber sich nicht die Mühe gemacht hat, diesen Begriff zu erset-
zen durch irgendeinen anderen, der besser in die Systematik des deutschen Rechtes hineinpassen 
würde. Diese Systemwidrigkeit erscheint symptomatisch für die gesamte Regelung, die nicht in ir-
gendwelchen Bestimmungen der Strafprozessordnung oder des Strafgesetzbuches zu finden ist, son-
dern versteckt als sogenanntes Artikelgesetz, das zusammen mit einer Reihe von anderen Vorschrif-
ten aus dem Bereich des Staatsschutzes im Jahre 1989 verabschiedet wurde“ (Dorff 1996: 29). 

Unter der Kronzeugenregelung wird eine Vorschrift verstanden, die Straftä-
tern für Aussagen gegen Mittäter erhebliche Strafmilderungen verspricht. 
Diesen Handel mit Strafe lehnen die Strafverteidigervereinigungen und Bür-
gerrechtsgruppen seit Jahren ab, weil so Täter ihr Täterwissen als Geschäfts-
grundlage in derartige Deals einbringen, ohne dass an die Tatumstände und 
die Schuld des Täters angeknüpft wird. Tatsächlich lief das Kronzeugengesetz 
auch wegen dieser Bedenken und weitgehender Ineffektivität aus, dessen Ak-
tualisierung und Wiederauflage wurde allerdings von CDU/CSU wie von 
SPD sofort wieder betrieben. Zu welchen rechtsstaatlich organisierten Skan-
dalen die Kronzeugenregelung in Verbindung mit dem § 129a führt, lässt 
sich an dem letzten Prozess zeigen, der gegenwärtig in der Bundesrepublik 
noch nach dem alten Kronzeugengesetz geführt wird. Im sog. „Berliner RZ-
Verfahren“ sind fünf Personen der Mitgliedschaft in den „Revolutionären Zel-
len“ und mehrerer Anschläge angeklagt, die unter dem „Anti-Terror“-
Paragrafen inhaftiert sind und ausschließlich von einem Kronzeugen belastet 
werden (http://www.freilassung.de). 
Im deutschen Strafprozess sollte, so liest man immer wieder, das Legalitäts-
prinzip als Ausdruck des Willkürverbots gelten. Das geböte eine rechtsstaatli-
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che Strafverfolgung gegen jeden Verdächtigen. Während das Legalitätsprinzip 
dazu dient, die Grundsätze der Gleichheit vor Gericht (Art. 3 (1) GG) und 
die Gerechtigkeit im Rahmen des Möglichen zu verwirklichen, verstößt die 
geplante Kronzeugenregelung genau gegen dieses Prinzip, denn sie sieht vor, 
den aussagenden Täter grundlegend anders zu behandeln als den schweigen-
den. 
Nicht anders beim Rechtsstaatsprinzip, denn gegen dessen Gebot, staatliches 
Handeln müsse anhand bestehender Normen nicht nur messbar, sondern 
auch vorhersehbar sein, wird durch die Kronzeugenregelung massiv versto-
ßen: Das Gericht, das – so jedenfalls die Vorgabe – allein über Strafmaße ent-
scheidet, kann die Strafe nur dann mildern, wenn der Täter seine Aussagen 
bis zum Zeitpunkt der Zulassung der Anklageschrift, also im Ermittlungsver-
fahren macht. Zu einem Zeitpunkt also, zu dem Zusagen der Strafmilderung 
nur durch Polizei und Staatsanwaltschaft, nicht aber durch das später ent-
scheidende Gericht gemacht werden können. 
Der Kronzeuge, der einen Beschuldigten belastet, ist selbst in Straftaten ver-
strickt. Seine Aussagen beruhen auf Vereinbarungen mit Polizei und Staats-
anwaltschaft, die dem Beschuldigten nicht bekannt sind und an deren Zu-
standekommen er nicht beteiligt war. Bei dieser Art erkaufter Aussage ist die 
Möglichkeit von Lüge und falscher Belastung besonders hoch. Eine Studie 
des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen bringt diese Gefahr 
deutlich zum Ausdruck. Demnach fordern 90 Prozent der befragten Polizei-
beamten, 70 Prozent der Staatsanwälte und 60 Prozent der Strafrichter eine 
Regelung, die vorsieht, dass nicht alleine aufgrund der Aussage von Kronzeu-
gen verurteilt werden darf. Das war freilich vor dem 11. September, vor dem 
auch der Bundesgerichtshof (BGH) geurteilt hatte, dass „die Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus die Ausschöpfung aller vorhandenen Beweismit-
tel erfordert“ (zit. n. Portius/Ratzmann 2001: 2). Die neue Regelung sieht 
nicht einmal mehr vor, dass die Angaben des Kronzeugen, man denke etwa 
an einen (vermeintlich) gewandelten islamistischen „Terroristen“, gewichtige 
Straftaten aufklärt, es soll genügen, dass die Angaben dazu „geeignet“ er-
scheinen; stellt sich heraus, dass die Angaben falsch waren, so der zur Zeit 
zurückgestellte Gesetzentwurf, ist eine Wiederaufnahme des Verfahrens nicht 
vorgesehen, weil sonst „unübersehbare Mehrbelastungen“ auf die Justiz zu-
kämen (zit. n. Prantl 2001). Die Kapitulation des Rechtsstaates buchstabiert 
sich so rot-grün mit Kronzeuge. 

*** 

Neben der in den Sicherheitspaketen zum Ausdruck kommenden Rezentrali-
sierung (geheim)polizeilicher Kompetenzen und Aufrüstung der Apparate 
beim Bund mit rassistischer Konnotation – nicht Deutsch zu sein, wird zum 
Verbrechen – fällt ein zentraler Umbruch ins Auge, dem im Sinne Gramscis 
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der Charakter einer passiven Revolution innewohnt: Alle sollen immer und 
überall verdächtig und verfügbar gemacht und gehalten werden. 
Vor dem Hintergrund dessen, dass George W. Bush von einem langjährigen 
Kreuzzug, einem langandauernden Feldzug spricht, der Kanzler nicht von 
Krieg, wohl aber von einem langanhaltenden Kampf, fragt sich, ob mehr da-
hinter steckt, als nur eine langgehegte Wunschliste abzuarbeiten. Vollzieht 
sich also sicherheitspolitisch vorbereitet und abgestützt 
„eine passive Revolution in der Tatsache, daß vermittels des gesetzgeberischen Eingriffs des Staa-
tes und über die korporative Organisation mehr oder weniger tiefe Veränderungen in der öko-
nomischen Struktur des Landes eingeführt“ werden, „die geeignet ist, eine Zeit der Erwartungen 
und Hoffnungen zu schaffen […] und folglich das hegemonische System und die militärischen 
und zivilen Zwangskräfte, die den traditionellen führenden Klassen zur Verfügung stehen, auf-
rechtzuerhalten (Gramcsi 1994: 1243) 

oder handelt es sich eher um eine ‚historische Fundsache‘, eine günstige Ge-
legenheit, sich bürgerrechtlicher Hemmnisse zu entledigen? Unübersehbar je-
denfalls ist, dass sich in den vergangenen 15 Jahren die neoliberale Restruktu-
rierung – von den Reaganomics über den Thatcherism bis zur Kohl’schen 
‚Wende‘ – vor allem ökonomisch vollzog und vollzieht; dass aber dieser ö-
konomi(sti)sche Restrukturierungsprozess ohne eine entsprechende politische 
Einbettung zu Instabilität führt, wird mittlerweile evident. 
Es ist daher, so sehr die Formierung nach Innen als business as usual daher-
kommt, kaum zu übersehen, dass sich der (National)Staat zielgerichtet ein 
umfangreiches Arsenal anzulegen beginnt, mit dem er jedweden Protest und 
Widerstand stillsetzen kann. Es ist, wenn auch letztlich nur als historischer 
Fußnote, Bündnis 90/Die Grünen zu danken, dass sie sich auch in dieser 
Frage – dem Krieg nach Innen – zivilgesellschaftlich vorbildlich verhalten. 
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Apocalypse Now? 
Kritische Diskursanalyse der Berichterstattung  
der BILD-Zeitung vom 12.09.01 bis zum 7.11.01 

 
 
Nach den Anschlägen vom 11. September überschlug sich die Medienbe-
richterstattung von der ersten Minute an. Die moderne Technik hat es er-
möglicht, dass Millionen Menschen weltweit den Zusammensturz der Zwil-
lingstürme des World-Trade-Centers live vor dem Fernseher miterleben konn-
ten. Jede Hollywoodproduktion, die jemals in bezug auf Horror und Schre-
cken in diese Richtung ging, wurde übertroffen. Die Bilder wurden beständig 
wiederholt, Augenzeugen, Überlebende, Rettungskräfte, Experten befragt, Re-
aktionen weltweit aufgenommen, Verdächtige benannt. Kurzzeitig gab es das 
Bekenntnis einer palästinensischen Splittergruppe, welches bald revidiert 
wurde. Dann bekannte sich die „Japanische Rote Armee“ zu dem Terroran-
schlag – als Rache für Hiroshima und Nagasaki. Im Mittelpunkt der Ermitt-
lungen stand von Anfang an – allen Berichten zufolge – jedoch der muslimi-
sche Extremist Osama bin Laden, der zurückgezogen in den Bergen Afgha-
nistans lebt, wo er das Gastrecht der Taliban genießt. Er soll über die finan-
ziellen Mittel, die Anhänger und die Infrastruktur verfügen, solche Anschläge 
planen und durchführen zu können und er soll sie auch angekündigt haben. 
Die Symbole des Kapitalismus, der Globalisierung, des Wohlstandes und der 
Macht Amerikas sind getroffen und zerstört. Dies wird in den Medien ver-
stärkt durch die Herz-Symbolik verdeutlicht. Und die Anschläge haben nicht 
nur Amerika ins „Herz“ getroffen, sondern die gesamte „westliche“ Welt. 
Noch gibt es keine endgültige Sicherheit über die Identität und Vernetzung 
derer, die ihr Leben opferten für Heilsversprechen in einer anderen Welt, und 
es gibt vor allem keine Erkenntnisse darüber, wer noch alles bereit ist, diesen 
Schritt zu gehen. Und es ist nicht klar, von wo diese Personen – oder Gruppen, 
Netzwerke – operieren, wie und wo sie moralische Unterstützung finden, um 
sich und andere zu töten für einen übergeordneten Zweck. Welchen?  
Den Medien zufolge verdichteten sich die Beweise gegen den aus Saudi-
Arabien stammenden Osama bin Laden, den Führer der Terrororganisation 
El Kaida, als Drahtzieher, als Verkörperung der islamistischen Gewalttätigkeit 
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und die Hinweise auf seinen Aufenthaltsort in Afghanistan; ein Mensch, der 
für vergangene Anschläge terroristischer Art verantwortlich oder mitverant-
wortlich zeichnet; ein Mensch, der die Attentäter beglückwünschte, sich aber 
nicht schuldig bekannte.  
Präsident Georg W. Bush reagierte in den Tagen nach dem Attentat zurück-
haltender, als zunächst erwartet. Bush und seine Berater setzten zunächst auf 
die Bildung einer weltweiten Allianz gegen den Terrorismus. Am 26.9.01 
kündigte US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld „einen langen Krieg ge-
gen den Terrorismus“ an unter dem Motto „Operation Dauerhafte Freiheit.“ 
(FR, 26.9.01, S. 1). Am 02.10.01 wurde dann tatsächlich unter der Angabe, 
dass Beweise gegen Osama bin Laden vorlägen – die der Öffentlichkeit je-
doch nicht präsentiert wurden – der Nato-Bündnisfall erklärt. Am 7.10.01 
haben die USA unter Beteiligung Großbritanniens mit Angriffen auf Afgha-
nistan begonnen und bekannt gegeben, der Kampf gegen den Terror sei „in 
eine neue Phase getreten.“ (FR, 8.10.01, S. 1). Am 11.10.01 berichtet die FR 
auf der Titelseite über Milzbrandfälle, die in den USA zu neuer Angst führen 
– die steigende Zahl der Betroffenen sind Mitarbeiter von Medienunterneh-
men. Herkunft und Verbreiter der Viren sind bislang noch unbekannt (FR, 
11.10.01). Am 7.12.01 gibt Bundeskanzler Schröder bekannt, dass 3900 Sol-
daten der Bundeswehr für diesen Krieg zur Verfügung gestellt werden sollen. 
Der Krieg wird in Berechtigung, Zielrichtung und Ausprägung kontrovers 
diskutiert, ob er zur Bekämpfung des Terrorismus beiträgt, ist zumindest 
zweifelhaft. Es wurde zugegeben, dass versehentlich zivile Ziele u.a. Einrich-
tungen von Hilfsorganisationen getroffen wurden. Flüchtlingsströme versu-
chen nicht nur den Bomben, sondern auch dem herannahenden Winter zu 
entkommen.  
Die längerfristige Gefahr, die dieser Krieg, über das unmittelbare menschliche 
Leid hinaus, mit sich bringt, sollte nicht unterschätzt werden: die Gefahr ei-
ner Polarisierung der Welt in „Wir und die Anderen“, in den „Westen und 
den Rest“, in das Christentum und den Islam in einem noch nicht gekannten 
Ausmaß. 
Bei der Herausbildung gesellschaftlicher Wirklichkeit spielen die Medien eine 
entscheidende Rolle. Im folgenden sollen diskursanalytische Überlegungen 
zur Berichterstattung der BILD-Zeitung nach dem Anschlag dazu beitragen, 
Diskursstrategien zu erkennen, die zu einer Polarisierung beitragen. Es wurde 
eine dezidierte Analyse der Berichterstattung vom 12.9.2001 durchgeführt, da 
hier die Grundsteine für nachfolgende Diskursstrategie gelegt wurden. In die 
Analyse werden die weiteren Reportagen in Form einer Strukturanalyse ein-
bezogen, die sich vor allem auf Titel, Schlagzeilen und Anordnung der Be-
richte bezieht.  
Die BILD-Zeitung wurde für diese Analyse gewählt, da sie mit ca. 20 Mio. 
Lesern als prägend für den Mediendiskurs angesehen wird und zudem ein 
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Leitorgan des Journalismus darstellt. Wie Siegfried Jäger bereits in früheren 
Analysen herausgearbeitet hat, wurde in der BILD-Berichterstattung eine 
Technik zur Regulierung des Massenbewusstseins entwickelt, die äußerst wir-
kungsvoll ist. In diesen Analysen konnten anti-demokratische Tendenzen 
herausgearbeitet werden (vgl. Jäger, S., 1993; Huhnke 1993; Gerhard 1992; 
van Dijk 1993). Grundlage der folgenden Analyse ist der von Siegfried Jäger 
entwickelte Ansatz der Kritischen Diskursanalyse (ausführlich beschrieben in 
Jäger, S., 2001). Bei den folgenden diskursanalytischen Überlegungen kommt 
der Analyse der Symbolik eine besondere Bedeutung zu – das Verfahren soll 
hier kurz umrissen werden. 
 
Die Macht der Diskurse1 

Diskurs – verstanden als „Fluss von Wissen durch die Zeit“ kommt aus der 
Vergangenheit, transformiert sich in der Gegenwart und fließt in die Zukunft. 
„Wissen“ wird in diesem Zusammenhang nicht als Wahrheit verstanden wer-
den, sondern als Für-wahr- oder Für-richtig-Gehaltenes, als alle Arten von 
Gewusstem, also von Bewusstseinsinhalten insgesamt. Dieser „Fluss von Wis-
sen“ wird von miteinander kommunizierenden und kooperierenden Men-
schen auf der ganzen Welt sehr unterschiedlich aufrechterhalten und mehr 
oder minder schnell und differenziert verändert. Dennoch haben Diskurse 
bei allen Unterschieden eine gewisse Festigkeit, eine Struktur. Sie grenzen das 
Sagbarkeitsfeld ein, d.h. was in einer Gesellschaft zu einer bestimmten Zeit 
gesagt werden kann, ohne negative Sanktionen nach sich zu ziehen. Sie wir-
ken sich damit auch auf das aus, was getan werden kann. Somit üben Diskur-
se also Macht aus, was allerdings nicht ausschließt, dass auch Macht über die 
Diskurse ausgeübt wird. Medien haben u.a. eine solche diskursmächtige Posi-
tion; sie bilden eine wichtige Instanz, die das Sagbarkeitsfeld vorgibt.  
Die Frage wie und wodurch sich Medien und Menschen in den Diskurs 
verstricken lassen soll nicht auf der Grundlage der traditionellen psychologi-
schen Theoriebildung angegangen werden, sondern anknüpfend an die dis-
kurstheoretischen Überlegungen von Michel Foucault, wie sie in den vergan-
genen Jahren von Jürgen Link und Siegfried Jäger weiterentwickelt2 und in 
empirischen Untersuchungen des Duisburger Institutes für Sprach- und Sozi-
alforschung (DISS) ausdifferenziert wurden.3 Hierbei kommt auch der Tätig-

                                                            
1  Vgl. zu diesem Abschnitt mit weiterführenden Literaturangaben Jäger, S. (1997). 
2  Vergleiche insbesondere Foucault (1977, 1978, 1987) sowie Link (bes. 1982, 1992). Daneben 

gibt es eine ganze Reihe von Ansätzen, die sich selbst ebenfalls als diskurstheoretisch be-
zeichnen, die allerdings nicht an Foucault anknüpfen. Diese Ansätze sind anderenorts darge-
stellt (Jäger, S., 1995). 

3  Das Duisburger Institutes für Sprach- und Sozialforschung (DISS) ist ein gemeinnütziger 
Verein, der seit 1987 Forschungs- und Handlungsprojekte zum Thema Einwanderung, Ras-
sismus und Rechtsextremismus durchführt. In dieser Zeit entstand eine Vielzahl von Me-
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keitstheorie von Alexej N. Leontjew ein wichtiger Stellenwert zu (vgl. Jäger 
2001; Leontjew, 1982). 
Diskurse zu erfassen und zu analysieren, hatte Foucault sich vor allem auf 
der Diskursebene der Wissenschaften, insbesondere der Humanwissenschaf-
ten als Ziel gesetzt. Jäger stellt heraus, dass Diskursanalyse auch die Ebenen 
der Medien, der Politik, der Erziehung und des Alltags betrachten soll.  
Der gesellschaftliche Gesamtdiskurs setzt sich zu jeder Zeit aus vielen The-
men zusammen, die meist eng miteinander verwoben, sich aber analytisch 
recht deutlich voneinander abgrenzen lassen. Diese thematisch abgrenzbaren 
Teile des Diskurses kann man als Diskursstränge bezeichnen, z.B. der Dis-
kursstrang Einwanderung, Flucht und Asyl; der Diskursstrang Frauen; der 
Diskursstrang Gesundheit, der Diskursstrang Krieg etc. Ein einzelnes ange-
sprochenes Thema aus einem Diskursstrang bildet ein Diskursfragment. Die 
verschiedenen Diskursstränge sind eng miteinander verflochten und bilden so 
ein „diskursives Gewimmel“, dass man sich wie eine Art Wurzelwerk vorstel-
len kann, welches Diskursanalyse entwirren soll; hierbei ist darauf zu achten, 
wie sich die verschiedenen Diskursstränge beeinflussen, welche Überlappun-
gen, Diskursverschränkungen sich ergeben. 
Nach Link werden die Diskurse durch ein synchrones System kollektiver 
Symbolik (Sysykoll) zusammengehalten. Dies ist in allen Gesellschaften, wenn 
auch in unterschiedlichen Ausprägungen, zu beobachten. Sehr vereinfacht 
lässt sich das Grundschema der politischen Kollektivsymbolik der Bundesre-
publik als Kreis skizzieren, der durch eine Horizontale und eine Vertikale, die 
sich in der Mitte schneiden, unterteilt ist. Dabei symbolisiert die Kreislinie 
die Grenze unseres Systems; die Vertikale ermöglicht die Abbildung eines 
linken Flügels, eines rechten Flügels und einer Mitte (also einer rudimentären 
politischen Taxonomie). Die Vertikale stellt einen oberen und unteren Ab-
schnitt und wiederum die Mitte unseres Systems dar. In der Mitte sitzt das 
Herz, der Motor, das Energiezentrum. Unterhalb der Horizontalen wird die 
Finsternis des Untergrundes verortet, die des Urwalds und des Dschungels. 
Um Schieflagen zu vermeiden, ist unbedingt Ausgewogenheit geboten. Vor 
allem müssen die Aussenwände des Systems, in dem wir sitzen gegen das 
Chaos, etwa Flut, Wüste, Dschungel, Weltraum, Gewitter, Blitze, Brände, 
Stürme, Dunkelheit, Ungeheuer und Viren etc. abgedichtet werden. In der 
Mitte dieses Panzers sitzt das Subjekt: als ‚Ich‘ und als ‚Wir‘ gleichermaßen 
einzig in seinem Eigentum – während von draußen die Bedrohung kommt 
(vgl. Link, 1984: 12f.). 
Die in dieser Topik auftretenden und verwendeten Symbole werden als Kol-
lektivsymbole bezeichnet, weil sie allen Menschen eines kulturellen Zusam-

                                                                                                                            
dienanalysen und Analysen des Alltagsdiskurses (u.a., Jäger, M., 1996, Jäger, M., et.al. 1998, 
Jäger, M./Jäger, S., 2001). 
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menhanges unmittelbar einleuchten. Durch Bildbrüche (Katachresen) werden 
die Symbole, die den unterschiedlichsten Bildspendebereichen entstammen, 
miteinander gekoppelt. So entsteht ein mäandrierendes Band, das sich durch 
die unterschiedlichen Diskursstränge zieht und dem gesellschaftlichen Ge-
samtdiskurs Stabilität verleiht, auch wenn dabei äußerst widersprüchliche 
Aussagen miteinander verbunden werden. Deshalb bezeichnet Link das Sys-
tem kollektiver Symbolik auch als „Kitt der Gesellschaft“ – dank dieses sym-
bolischen Sinnbildungsgitters können wir uns in unserer Kultur stets zu Hau-
se fühlen, obwohl wir in der realen Gesellschaft die Komplexität der politi-
schen Zusammenhänge, Lebenssituationen, Arbeitsbedingungen etc. nur be-
schränkt durchblicken. Bei der Analyse der BILD-Berichterstattung ist die 
Analyse der Kollektivsymbolik im Hinblick die Konstruktion einer „Innen-
welt“ und einer „Außenwelt“, eines „Wir“ und „die Anderen“, eines Feindes 
und eines Verbündeten von besonderer Bedeutung.  
Diskurse spiegeln nicht die Wirklichkeit einfach wider, sie werden erst durch 
das tätige Subjekt wirklich, wobei sie aber auch die Gestaltung von Wirklich-
keit, vermittelt über die tätigen Menschen bestimmen. Daher ist hier die Tä-
tigkeitstheorie von A. N. Leontjew wichtig. Nach Leontjew ist das Verhältnis 
des Subjekts zur gegenständlichen Welt durch Tätigkeit vermittelt. Der 
Mensch lernt nicht durch reines Anschauen der Wirklichkeit, sondern indem 
er gestaltend und somit verändernd auf die Wirklichkeit einwirkt. Tätigkeit ist 
jedoch immer als Tätigkeit im Rahmen gesellschaftlicher Tätigkeit zu sehen – 
eingebunden in den historischen Diskurs nach dessen Maßgabe Gesellschaf-
ten ihre Praxis organisieren; die gegebene soziale Wirklichkeit ist durch die 
Auseinandersetzung der Menschen mit dem „Rohstoff“ der Wirklichkeit bzw. 
mit den Produkten früherer menschlicher Tätigkeit entstanden. Wenn man 
nun das Verhältnis der Menschen zur natürlichen oder bereits sozial gestalte-
ten Wirklichkeit in dieser Weise über Tätigkeit vermittelt begreift, wird deut-
lich, dass die Diskurse als Grundlage gesellschaftlichen Handelns ebenso 
Macht ausüben, wie Macht durch das individuelle Wissen jedes einzelnen 
Subjektes ausgeübt wird, das tätig auf die Wirklichkeit einwirkt (vgl. Leont-
jew, 1982). 
Somit prägen und formieren Diskurse Realität nicht unmittelbar, sondern 
immer nur vermittelt über die dazwischentretenden tätigen Subjekte in ihren 
gesellschaftlichen Zusammenhängen als Produzenten der Diskurse und als 
Gestalter von Wirklichkeit. Das Individuum ist im Diskurs tätig, es ist auf 
den sozialen Diskurs verwiesen, wenn es tätig sein will bzw. muss, es ist in 
den sozialen Diskurs verstrickt, und es kann erst im Diskurs tätig sein, wenn 
es in diesen Diskurs eingebunden ist, ihm unterworfen ist, durch ihn subjek-
tiviert wurde. 
Diskurs wird hier nicht gleichgesetzt mit Gesellschaft – Diskurs wird als ein 
Bestandteil der Gesellschaft und als die bestimmende Kraft der Entwicklung 
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gesellschaftlicher Wirklichkeit markiert; er resultiert aus den Kämpfen und 
Auseinandersetzungen tätiger Menschen in Gegenwart und Vergangenheit. 
Kein Individuum und keine Gruppe haben ihn genau so gewollt, wie er sich 
aktuell darstellt. Die Macht über die Diskurse ist in einer Gesellschaft un-
gleich verteilt, insofern geht auch die Macht der Diskurse mit individuellen 
Interessen nur mehr oder minder konform, anders gesagt: durch Macht über 
die Diskurse wird Herrschaft ausgeübt. Zusammenfassend kann man sagen: 
Das einzelne Subjekt konstituiert den Diskurs nicht, vielmehr wird das Sub-
jekt vom Diskurs konstituiert, Diskurs ist überindividuell.  
Das Subjekt nimmt im Gewimmel der Diskurse eine bestimmte Position ein 
– die Subjekt- oder Diskursposition. Somit wird das Subjekt keinesfalls ge-
leugnet – es wird lediglich das Vorhandensein eines autonomen Subjektes 
außerhalb jeglicher Diskurse bestritten. In seinen späteren Arbeiten bezeich-
net Foucault das Subjekt sogar als das allgemeine Thema seiner Forschung. 
Er fragt, auf welche Weise das Subjekt zum Unterworfenen – eben zum Sub-
jekt – geworden ist und wie es sich von dieser Unterwerfung, von der Herr-
schaft, die über es ausgeübt wird, befreien kann (Foucault, 1987: 243ff.). 
Die Medien lassen sich vor diesem Hintergrund als eine Art „Brennglas“ fas-
sen, das vorhandenes Wissen spezifisch ‚bündelt‘ und dieses Wissen an ein 
Massenpublikum weitergibt. Sie geben Argumentationslinien vor und produ-
zieren Applikationsvorgaben für individuelle und kollektive Subjektbildung 
(vgl. Jäger, M. et al., 1997). 
Unter Anwendung des diskursanalytischen Instrumentariums sollen die Ar-
gumentationsstrategien, die Symbolik und die Implikate der BILD-
Berichterstattung in zwei Phasen betrachtet werden:  
Vom 12.9.2001 bis zum 06.10.2001 (am 7.10.2001 begann der militärische 
Einsatz der US-Truppen mit Unterstützung Großbritanniens gegen Afghanis-
tan). 
Vom 8.10.2001 bis zum 7.11.2001 (am 7.11.2001 wurde die Entscheidung des 
deutschen Bundeskanzlers bekanntgegeben, 3900 Soldaten zur Unterstützung 
des militärischen Einsatzes zur Verfügung zu stellen) 
 
I. Diskursanalytische Überlegungen  
 zur BILD-Berichterstattung vom 12.9.01 – 6.10.01 

Am 12.9.01 berichtet BILD auf sieben Sonderseiten, ausgiebig bebildert. Vom 
13.9. bis einschließlich 18.9.01 erschienen die Ausgaben unter Einbeziehen 
der amerikanischen Flagge in das BILD-eigene Logo4, die symbolische Ant-
wort auf die Solidaritätsbekundung des früheren amerikanischen Präsidenten 

                                                            
4  Ähnlich auch die Diskursstrategie der britischen Tageszeitung „The Sun“. Hier wurden zu 

Beginn der Angriffe der USA auf Afghanistan  unter Beteiligung Großbritanniens der Union 
Jack und Stars 'n' Stripes nebeneinander projiziert in das Logo der „Sun“ einbezogen. 
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John F. Kennedy. Sein Bekenntnis: „Ich bin ein Berliner“ kann heute – so 
legt der Mediendiskurs der BILD nahe – mit dem umfassenderen Bekenntnis: 
„Wir sind alle Amerikaner“ beantwortet werden. Die Implikate dieser Dis-
kursstrategie sollen im folgenden dargestellt werden. Vier Themenbereiche 
traten bei der Analyse in den Vordergrund. 
 
1. Terror versus Krieg 

Der Terrorismusexperte Bruce Hoffman grenzt Terror von Krieg ab, indem er 
darauf verweist, dass beide Arten von Gewalt sich dadurch unterscheiden, 
dass der Krieg Regeln kennt. „So legen völkerrechtliche Konventionen das 
Verbot fest, Zivilisten als Geiseln zu nehmen und gegen sie Racheakte zu 
richten. Entsprechende Vergehen können als Kriegsverbrechen geahndet wer-
den. Zum internationalen Terrorismus, so merkt Hoffman an, gehöre es al-
lerdings, „sich an solche Regeln der Kriegsführung und den entsprechenden 
Verhaltenskodex“ nicht gebunden zu fühlen. Hoffman definiert „den Terro-
risten“ als „im Kern gewalttätigen Intellektuellen, … der dazu bereit ist, Ge-
walt zur Erreichung seiner Ziele einzusetzen, Aufmerksamkeit zu schaffen 
und vor allem – Angst zu erzeugen.“ (Arning, FR 27.9.01, S. 2). 
Am 12.9.2001, dem Tag nach dem Anschlag, berichtet BILD auf sieben Son-
derseiten mit ausgiebiger, zum Teil farbiger Bebilderung. Die Titelseite zeigt 
einen Turm des World-Trade-Centers mit seitlicher Explosionswolke, Rauch 
und Feuer in den darüberliegenden Stockwerken. Weiter unten wird das Ein-
fliegen des Flugzeuges bis hin zur Explosion im zweiten Turm in einer Drei-
er-Sequenz abgebildet. Ein Schwarz-weiß-Foto zeigt Überlebende voller Staub 
– in Schutt und Asche. 
Die auf rotem Grund gedruckte Überschrift zum Titel – „Tausende Tote in 
Amerika! Die Welt in Angst! Gibt es Krieg?“ – umreißt die wichtigsten Be-
deutungsfelder – Tod, Angst, Krieg. Die Schlagzeile selbst ist ein Stoßgebet: 
„Großer Gott steh uns bei!“  
Im Hinblick auf das Thema „Krieg“ wird hier erst mal eine Frage gestellt, die 
aber auf der gleichen Seite im Kommentar beantwortet wird: „Kriegserklärung 
an die Menschheit“. Amerika wird hier als Pars pro toto verwendet, es steht 
für die ganze Welt. Logisch weiter nachvollzogen ist somit der Angriff auf die 
Menschen in Amerika ein Angriff auf die Menschheit und damit eine Kriegs-
erklärung an die gesamte Menschheit. 
Im einleitenden Satz wird das Geschehene als „der schlimmste Terroranschlag 
in der Geschichte der Menschheit“ beschrieben. „… um 8.48 Uhr attackierten 
Terroristen das Herz der Welt.“ Im weiteren sollen „Kriegsschiffe und Boden-
truppen jetzt die USA mit Raketenabwehrsystemen schützen.“ Der muslimi-
sche Extremist Osama bin Laden, der zurückgezogen in den Bergen Afgha-
nistans lebt, wo er das Gastrecht der Taliban genieße, wird als Drahtzieher 
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der Anschläge genannt. Gleichfalls wird die Reaktion von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder bekannt gegeben: „Er bezeichnete die Terroranschläge als 
‚Kriegserklärung gegen die gesamte zivilisierte Welt‘.“ 
Es wird also einerseits die Perspektive erweitert – von Amerika auf die gesam-
te Welt – und dann wieder verengt auf Deutschland, von wo aus wieder eine 
teilweise Erweiterung auf die „gesamte zivilisierte Welt“ stattfindet. So wird in 
der perspektivischen Führung der Argumentation die Erweiterung und Ver-
engung nachvollzogen, die de facto an einem funktionierenden Herzen be-
steht. Im Rhythmus des Herzschlages wird eingeschworen auf eine Erkennt-
nis, die für das weitere Vorgehen der USA von grundlegender Bedeutung ist: 
Hier handelt es sich nicht um „bloßen“ Terror, hier handelt es sich um 
Krieg. Dabei ist die Herzsymbolik von besonderer Wichtigkeit.  
Wenn mit dem Anschlag auf das World Trade Center und das Pentagon das 
„Herz der freien Welt“, wie BILD schreibt, getroffen ist, handelt es sich um 
einen absoluten Notstand, auf den reagiert werden muss. Die „freie Welt“, 
durch Schröder weiter spezifiziert als „die zivilisierte Welt“, steht vor dem 
Zusammenbruch, dem Ausbluten, dem Tod. Damit ist höchster Handlungs-
bedarf gegeben. 
Auf den folgenden Seiten wird die Herzsymbolik, z.T. in Zusammenhang mit 
„Blut, Blutkonserven“ immer wieder aufgegriffen. So unter dem doppelseiti-
gen Titel „Um 8.48 Uhr explodierte der 1. Jet im World Trade Center“. Un-
ter der Rubrik „Das Protokoll“ wird der chronologische Ablauf des Gesche-
hens von 8.40 Uhr bis 13.20 Uhr wiedergegeben. Er endet mit den Worten 
„Blutkonserven gehen aus, Kliniken bitten die Bevölkerung in New York und 
Washington um Spenden“. Die Chronologie genau hier enden zu lassen, 
verweist auf den symbolischen Gehalt der Aussage – das Blut geht aus, der 
Tod naht, nur Spenden, also fremde Unterstützung, d.h. übertragen auf den 
Gesamtzusammenhang auch deutsche Unterstützung – kann die Situation / 
das Leben vielleicht noch retten.  
Auf S. 3 beginnt dann die Suche nach rationalen Erklärungen „Warum die 
Türme so schnell einstürzten“. Neben der Chronologie des Einsturzes findet 
sich hier die Erklärung des statischen „Schneeballeffektes“, der laut Aussage 
der Statiker stattfinden musste. Damit wird jedes Argument entkräftet, das 
lauten könnte, die Attentäter hätten nicht damit gerechnet, dass die Gebäude 
in so kurzer Zeit völlig in sich zusammenstürzen und so viele Menschen un-
ter sich begraben. Das World-Trade-Center, der Titel lautet „World Trade 
Center – Wahrzeichen New Yorks“, „war das Symbol der Kraft und Stärke 
der USA. Das wirtschaftliche Herz Amerikas.“ Hier klingt ein neuer Aspekt 
an – die wirtschaftlichen Auswirkungen des Anschlags. Auch hier wird die 
Herzsymbolik in den Vordergrund gestellt. Hieran schließt drei Seiten weiter 
der Bericht „Nach der ersten Explosion stürzten die Börsenkurse“ ein. Zwar 
wird hier nicht mehr die Herzsymbolik eingesetzt, doch „der Terroranschlag 
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… riss gestern weltweit die Börsen in die Tiefe. … Nachricht … wie eine 
Schockwelle. … ‚panikartige Verkäufe auf breiter Front‘.“ Hier wird, kollektiv-
symbolisch aufgeladen, der Absturz des Systems beschrieben, der Erdrutsch 
in ungeahnte Tiefen, in das bedrohliche Chaos, die zerstörende Erschütte-
rung des geschlossenen Systems, das über die äußere Grenze hinaus, über die 
Front, Besitz abstößt – wohin? Auch hier wird – wenn auch nicht mit den 
entsprechenden Termini – ein Ausbluten beschrieben, der Verlust von Reich-
tum, von Geld. Gleichzeitig erfolgte eine Aufnahme der Kriegssymbolik – 
„auf breiter Front“ – und somit schließt sich der symbolische Aussagekreis: 
„im Herzen getroffen, vor dem Ausbluten“ hin zu „hier handelt es sich um 
Krieg“. 
Die zitierten Textstellen stehen nur als Beispiele für die in der Berichterstat-
tung noch häufig aufgegriffene Herzsymbolik. Sie bilden das Zentrum der 
mediopolitischen Strategie der BILD-Zeitung – das Einschwören ihrer Leser 
auf eine notwendigerweise kriegerische Antwort auf ein als Krieg definiertes 
Geschehen. 
 
Der Pearl-Harbor-Vergleich 
Der Angriff der Japaner auf die amerikanische Flotte von Pearl Harbor, der – 
nach offizieller Lesart überraschend und ohne Vorankündigung stattfand, was 
inzwischen unter Historikern kontrovers diskutiert wird – und über 2500 Op-
fer forderte, brachte die Amerikaner 1941 in den 2. Weltkrieg. Mit dem Ver-
gleich des jetzigen Geschehens mit Pearl-Harbor wird der Definition der Ter-
roranschläge als Krieg zugearbeitet. Bereits im Kommentar „Kriegserklärung 
an die Menschheit“ auf der Titelseite heißt es: „Ein neues Pearl Harbor. 
Doch diesmal ist nicht die Flotte der USA getroffen worden, sondern Ameri-
ka, seine Bürger, seine Häuser.“ (BILD, 12.9.01, S. 1). Die Häuser, die eigent-
lich Schutz gewähren, das Innen, die Wände, die vor dem Chaos abschotten, 
sind zerstört und mit ihnen die Menschen. Der kriegsgleiche Charakter des 
Geschehens wird ausgebaut und damit der Weg für einen kriegerischen Ge-
genschlag geebnet.  
Peter Scholl-Latour geht unter dem Titel „Gibt es jetzt Krieg, Herr Scholl-
Latour?“ darüber hinaus. „Mit den Kamikaze-Angriffen auf das Herz von 
New York wollten sie das Symbol einer Globalisierung treffen, die in Wirk-
lichkeit eine globale Amerikanisierung ist. … Dagegen war der vernichtende 
Angriff der japanischen Flotte von Pearl Harbor im Dezember 1941 eine 
Randerscheinung.“ Die im Titel gestellte Frage wird in dem Text nicht expli-
zit beantwortet; das ist auch nicht nötig, denn implizit besagt die Bezeich-
nung von Pearl Harbor als „Randerscheinung“, dass es sich bei den jetzigen 
Geschehnissen um Entscheidenderes handelt, und wenn Pearl Harbor die 
Amerikaner schon in den 2. Weltkrieg gebracht hat, dann muss die Frage 
nach Krieg jetzt nicht mehr gestellt werden: Es herrscht bereits Krieg. 
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Die Bezeichnung der Globalisierung als „globale Amerikanisierung“ bringt 
einen weiteren Aspekt ins Spiel. Es wird hier ein Sagbarkeitsfeld eröffnet, wel-
ches Globalisierungsgegner mit Anti-Amerikanern gleichgestellt und somit 
Globalisierungsgegner mit Terroristen identifiziert; ein Sagbarkeitsfeld, wel-
ches gleich auch bearbeitet wurde in der Aussage des italienischen Minister-
präsidenten Silvio Berlusconi, der „eine merkwürdige Übereinstimmung zwi-
schen den Globalisierungsgegnern und den islamischen Terroristen sieht. 
Beide seien Gegner der westlichen Zivilisation.“ (FR, 27.9.01, S. 1). Weiterge-
dacht eröffnet dies gegen Globalisierungsgegner, wie etwa gegen die Men-
schen, die bei dem G-8 Gipfel in Genua protestietren und arrestiert, noch 
ganz andere Möglichkeiten des Vorgehens… 
 
Der Hitler-Vergleich 
In der Kolumne „Post von Wagner“ findet ein Hitler-Vergleich statt: „Ma-
chen wir uns nichts vor, es ist der dritte Weltkrieg. Es ist wie bei Hitler. Die 
Weltmacht Terror überfiel uns im Schlaf. Tausende Tote, Sekretärinnen, An-
gestellte, Kinder, Touristen. Die Symbole Amerikas in Schutt und Asche.“  
Was „wie bei Hitler“ ist, wird nicht klar. Dass die „Weltmacht Terror“ uns 
„bei Hitler“ im Schlaf überfallen hat, kann wohl kaum gemeint sein – das 
wäre eine völlig ahistorische Perspektive. Auch ist die Anzahl der Toten des 
Hitler-Regimes um ein Vielfaches höher als die des Anschlages. Sachlich ist 
somit dieser Vergleich nicht zu rechtfertigen. Inhaltlich wird aber nahegelegt, 
dass es sich bei dem Anschlag um einen geplanten, kontrollierten Massen-
mord handelte, der mit den rassistisch motivierten Massenmorden des dritten 
Reiches vergleichbar ist und somit nur eine Deutung der Ereignisse und eine 
Antwort zulässt: Krieg. 
 
Das eskalierende Kriegsszenario 
Die BILD vom 13.9.01 titelt mit „Der Tag danach“ auf einem ganzseitigen 
Foto der noch rauchenden Trümmer. „Nato erklärt Verteidigungs-Fall. Auch 
Deutschland dabei“. In Anspielung auf die filmische Auseinandersetzung mit 
dem Atomkrieg „The Day After“ wird hier weiter der Krieg beschworen und 
Deutschlands Rolle im Nato-Verteidigungsfall beschrieben. Dieser Nato-
Verteidigungsfall wird hier bereits als erklärt beschrieben – in vorauseilendem 
Gehorsam gegenüber den Ereignissen. Tatsächlich wurde erst am 2.10.01 er-
klärt, dass der Nato-Verteidigungsfall vorliege. Der Umgang mit der Thematik 
in der BILD-Zeitung zeigt in aller Deutlichkeit mit welcher Dringlichkeit 
„Krieg“ zeitlich nah zu den Terroranschlägen diskursiviert wurde. Unter 
leichter Rücknahme dieser Dringlichkeit – die Vermutung liegt nahe, dass 
dies eine Folge des noch nicht stattgefundenen militärischen Schlages der 
USA ist – wird am 18.9.01 die Frage gestellt: „Ist der Krieg noch zu verhin-
dern?“ Am 19.9.01 befragt BILD dann den deutschen Kanzler: „Kanzler, wie 
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schlimm ist es für uns?“, der in der darauffolgenden Ausgabe die Deutschen 
beruhigt: „Wir haben keinen Krieg“. Das übereilt entworfene Kriegsszenario 
wird sodann am 21.9.01 durch ein stärker rechtsstaatliches Szenario begrenzt, 
bei dem nun „Beweise“ gegen die Terroristen im Vordergrund stehen. Am 
25.9.01 verschwinden die Terroranschläge dann aus dem Haupttitel der 
BILD-Zeitung, um am 29.9.01 mit einem weiteren Beweis: „Der Terror-Befehl 
– Bekennerschreiben von Todespilot Atta entdeckt“ zurückzukommen und 
das Kriegsszenario – nun unter rechtsstaatlichen Aspekten – wiederzubeleben: 
„Der Countdown läuft – Nur noch 24 Stunden bis zum Schlag gegen Afgha-
nistan“ (1.10.01) und Unterstreichung der Dringlichkeit bzw. der Unabwend-
barkeit eines militärischen Gegenschlages in der Schlagzeile: „Angst vor neu-
en Anschlägen nach US-Angriff“ am 2.10.2001. Diese Meldung ist doppel-
deutig. Sie kann einmal so gelesen werden, als habe bereits ein US-Angriff 
stattgefunden und nun habe man Angst vor neuen Anschlägen, sie kann aber 
auch so gedeutet werden, dass die Angst vor neuen Anschlägen im Falle eines 
US-Angriffs besteht, wobei die erste Lesart die naheliegendere ist. Da bis zu 
diesem Datum noch kein US-Angriff stattgefunden hatte, zeigt sich hier wie-
der die voreilige Beschreibung eines Ereignisses, welches noch gar nicht statt-
gefunden hat. Durch diese Strategie wird die Unausweichlichkeit im Hinblick 
auf den Krieg in den Vordergrund gestellt. 
 
2. „Wir und die Anderen“ 

Der Titel der BILD-Zeitung vom 12.9.01 verweist auf eine weitere Ebene, die 
an der Schnittstelle der Diskussion um „den Krieg“ liegt. Der Titel verweist 
auf die stattfindende Polarisierung der Welt auf der Grundlage einfacher bi-
närer Oppositionen: „Großer Gott, steh uns bei!“ Auf den ersten Blick und 
unter Einbeziehung der Überschrift „Die Welt in Angst“, könnte es sich hier 
um ein allgemein formuliertes, nicht polarisierendes Stoßgebet angesichts des 
erfahrenen Horrors und der nachfolgenden Angst handeln – „ steh uns bei“, 
uns, der Welt. Doch in dem Text darunter geht es weiter: „Wir haben alle 
Angst … attackierten Terroristen das Herz der freien Welt. … Als Drahtzieher 
gilt der saudische Terror-Chef Osama bin Laden. Entsetzen, Trauer, Wut ver-
einen die restliche Welt. … Bundeskanzler Schröder … bezeichnete die Ter-
roranschläge als ‚Kriegserklärung gegen die gesamte zivilisierte Welt.‘“ Hier 
wird „die Welt“ von ihrer Gesamtheit reduziert auf die „freie, restliche, zivili-
sierte“ Welt. Damit wird gleichzeitig eine Gegenwelt aufgebaut, die es zu be-
kämpfen gilt: die „unfreie, unzivilisierte“ Welt – eben „der Westen“ und „der 
Rest“, „Wir“ und „die Anderen“ und darüber hinaus „die Zivilisierten“ und 
„die Barbaren“, die Christen und die Muslime. Vor diesem Hintergrund er-
scheint der Titel in einem anderen Licht. „Wir Christen rufen unseren Gott 
um Beistand an.“ Und mit dem Anruf „steh uns bei“ sind die Amerikaner 
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gemeint, von denen es heute viel mehr gibt, als gestern noch, denn, so heißt 
es auf Seite 2: „Laßt uns diesen Satz in unser Universum hinausschreien. Wir 
sind alle Amerikaner.“ Und in den folgenden Tagen wird auf diesen Satz ein-
geschworen. Am 13.9., 14.9. und 15.9. findet sich auf insgesamt 15 Innensei-
ten, die über die Anschläge berichten, eine Spalte mit dem Titel: „Jetzt sind 
wir alle Amerikaner, weil …“ Neben den Bildern von Prominenten und 
Nicht-Prominenten sind dann die Begründungen angegeben. 
 
3. Der Feind und das Feindbild 

Die Frage nach den Schuldigen beantwortet die BILD-Zeitung vom 12.9.01 
schnell: „Wer ist der Terror-Chef“ und „Wer sind die Selbstmord-Piloten?“ 
Auf S. 4 zeigt eine Abbildung Osama bin Laden sitzend mit weißer Kopfbe-
deckung, langem Bart und einer Waffe auf den Schenkeln, auf der seine bei-
den Hände ruhen. „Die USA vermutet die Terror-Organisation des Moslem-
Extremisten Osama bin Laden hinter den Anschlägen.“ Zitiert werden Mittei-
lungen über geplante Anschläge und die Fatwa, einen religiösen Erlass, vom 
Februar 1998: „Wir rufen mit Gottes Hilfe jeden Moslem, der an Gott glaubt 
und der belohnt werden will, weil er an Gottes Gebote glaubt, auf, die Ame-
rikaner zu töten und ihr Geld zu rauben, wo immer es ist.“ Das kann nicht 
der Gott sein, den „wir“ auf der Titelseite angerufen haben. Der Feind ist be-
nannt, das Feindbild personalisiert, die Person verbreitet Angst, und das 
Feindbild ist übertragbar. Osama bin Laden wird in eine binäre Opposition 
zum amerikanischen Präsidenten George W. Bush gestellt. Auf der BILD-
Ausgabe vom 18.09.01 erscheint bin Laden mit gelassenem Gesichtsausdruck, 
in Großaufnahme einem kleinen Bild Bushs gegenüber, der sich mit geballter 
Faust „kämpferisch“ zeigt. Die Angst vor dem Feind wird auf seine Religion 
übertragen – der Islam, die Muslime geraten so in die Ziellinie der notwendi-
gen Bekämpfung, ist es doch ihr Gott, der dazu beitragen soll, die Amerika-
ner, also „uns“ zu töten. Bei der Beschreibung der Selbstmord-Piloten wird 
hervorgehoben, dass „verbrämt mit religiösen Motiven … die Waffe des 
Selbstmordterrorismus eine lange Tradition in der islamischen Welt hat. (Die 
Attentäter) … verstehen sich als islamische ‚heilige Krieger‘ … als Märtyrer 
verehrt. … Im islamischen Paradies ist ihnen ein Ehrenplatz innerhalb der 
Heiligenhierarchie sicher.“  
In diesem Zusammenhang – Extremismus und Feindbild – steht auch die Be-
richterstattung „Palästinenser-Extremisten tanzten auf den Straßen“. Eine 
Schwarz-Weiß-Aufnahme zeigt jubelnde und tanzende Kinder „Palästinensi-
sche Jugendliche tanzen auf der Straße, nachdem sie von dem Anschlag er-
fahren haben.“ Links ist eine Abbildung von Israels Regierungschef Sharon, 
der „Israels Reserve-Piloten in die Kasernen“ rief. Rechts im Bild findet sich 
der Palästinenser-Präsident Jassir Arafat: „Verurteilt offiziell den Anschlag.“ 
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Die Al-Aksa-Intifada stand kurz vor ihrer ersten Jährung; die geplanten Frie-
densgespräche zwischen Arafat und dem israelischen Außenminister Shimon 
Peres wurden verschoben. Die Polarisierung wird deutlich: von Amerika un-
terstützte Israelis versus extremistische Pälästinenser, deren Präsident den An-
schlag – zwar oder nur? – „offiziell verurteilt“. In dem Artikel wird beschrie-
ben, dass palästinensische Sicherheitskräfte vergeblich versuchten, die Feiern-
den (hauptsächlich Kinder) von der Straße zu jagen, wo Süßigkeiten verteilt 
wurden und „Gott ist groß“ skandiert wurde. Des weiteren wird beschrieben, 
dass ein palästinensischer Guerilla-Führer sich mit den unbekannten Terroris-
ten solidarisiert, weil die Bush-Regierung die Israelis unterstützt. 
Inbesondere durch die doppeldeutige Beschreibung der Distanzierung Arafats 
in dem Wort „offiziell“, welches die Frage nach der „inoffiziellen“ Version 
zulässt, werden hier ‚die Palästinenser‘ mit ‚extremistischen Palästinensern‘ 
homogenisiert und somit alle Palästinenser auf die Seite der terrorbereiten 
„Anti-Amerikaner“ gestellt. Die Mitteilung „Die demokratische Front für die 
Befreiung Palästinas (DFLP) und die radikal-islamistische Palästinenserorgani-
sation „Hamas“ bestritten Meldungen über eine Tatbeteiligung“ stellt Mel-
dung und Widerspruch in einen Dialog, der freie Interpretationen zuläßt und 
bringt den möglichen Netzwerkcharakter bzw. lose Allianzen des islamisti-
schen Extremismus in den Vordergrund. 
Der Aspekt des globalisierten Netzwerkcharakters der Terroranschläge weicht 
das personalisierte Feindbild ‚Osama bin Laden‘ teilweise auf. Dies deutet 
sich bereits in der Berichterstattung vom 24.9.01 über sein Verschwinden und 
seine mögliche Veränderung an. „Sogar den Bart abrasiert? Bin Laden spurlos 
verschwunden.“ Eine Computersimulation auf der 2. Seite zeigt Bin Laden 
ohne Bart und beschreibt, dass 11.000 Terroristen von bin Laden ausgebildet 
wurden. Die Grenzen zwischen personalisiertem Feindbild und ‚subjektlosen 
Feindmassen‘ verschwimmen, wie auch der Kommentar auf der Titelseite an-
deutet: „Kriegserklärung aus dem Dunkel“. Hier kommt, kollektivsymbolisch 
gesehen, die Gegenwelt zu der geschlossenen Innenwelt zum Tragen: das 
Chaos, das Dunkel, die Bedrohung, die sich auch in ihrer metaphysischen 
Kraft auf die Innenwelt auswirkt und „die Menschen … wie Gespenster, von 
Schmutz bedeckt, weinend und taumelnd“ („Um 8.48 Uhr …“, BILD, 
12.9.01, S. 2) zurücklässt.  
Es werden in großem Umfang Personalisierungen eingesetzt, Einzelschicksale 
dargestellt – auch hier wieder prominenter und nicht-prominenter Personen, 
um den LeserInnen möglichst umfangreiche Identifikationsmöglichkeiten zu 
bieten. So lautet der Titel vom 15.9.01 „Angst“ und zeigt die Großaufnahme 
einer weinenden jungen Frau, die mit einem Bild in der Hand ihren Verlob-
ten sucht. Der Bericht wird auf S. 5 – „Sie suchen ihre Liebsten“ – fortge-
setzt. Das Bedrohungsszenario wird nun weitgehend auch auf Deutschland 
übertragen: „Attentäter lebte 8 Jahre in Deutschland – Terror-Bestie“ (BILD, 
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14.9.01, S. 1). „Das Massaker von New York wurde in Hamburg geplant“ 
(ebd., S. 2). Die diffuse Bedrohung, der „Feind aus dem Dunkel“ wird be-
schrieben: „Das geheime Leben der Terroristen in Hamburg.“ (BILD, 15.9.01, S. 
4). Am 17.9.01 wird dann die Verbindung zwischen Deutschlands Opfern und 
Deutschlands Verantwortung geschaffen: „270 Deutsche unter den Trümmern.“ 
„Terror-Pilot lebte von deutschem Stipendium“. Darüber steht: „Auch deshalb 
müssen wir an der Seite der Amerikaner stehen.“ (BILD, 17.9.01, S. 1) 
 
4. Die Apokalypse 

Das Metaphysische, der Grenzbegriff menschlicher Erfahrungsmöglichkeiten, 
dem auch die Welt des Geistes und des Glaubens zugeordnet werden kann, 
da sie nur gedacht und nicht wirklich erfasst werden kann – das Übersinnli-
che scheint in Zusammenhang mit den Terroranschlägen von besonderer Be-
deutung zu sein. Die immer stärker werdende Polarisierung spitzt sich auf 
zwei große Glaubensrichtungen der Welt zu – das Christentum und den Is-
lam – und birgt die Gefahr, die extremistischen, fundamentalistischen Glau-
bensgruppen mit dem gesamten Glauben gleichzusetzen. „Die Kriegserklä-
rung aus dem Dunkel“ (BILD, 12.9.01, S. 1), die zum „Inferno“ führte, 
nimmt apokalyptische Ausmaße an: „ … möchte in meiner Panik Zuflucht zu 
Gott suchen. Der Rauch ist groß, ich sehe ihn nicht mehr. Die Reiter der 
Apokalyse sind zu euch und unter uns gekommen. Der Teufel lacht, wäh-
rend wir weinen.“ (BILD, 12.9.01, S. 2). Beschrieben wird hier ein Weltunter-
gangsszenario, gegen das es keine Hilfe gibt, in dem „das Böse“ gewinnt. 
Apokalyptische Vorstellungen gibt es unter anderem sowohl im christlichen 
Glauben als auch im Islam. Eine weiterführende Auseinandersetzung damit 
würde den Rahmen dieser Analyse überschreiten. Es soll allerdings hinsicht-
lich der zitierten Textstellen auf den Bibeltext „Offenbarung an Johannes“ hin-
gewiesen werden, der die Apokalyse und die vier Apokalyptischen Reiter, die 
Pest, Krieg, Hungersnot und Tod symbolisieren, beschreibt, sowie auf das Buch 
Daniel des Alten Testaments und das Matthäus-Evangelium (Kap. 24-25).5 
Wenn Peter Scholl-Latour seinen Text am 12.9.01 auf S. 5 mit den Worten 
beginnt: „Als ‚Koloss auf tönernen Füßen‘, so ist die Weltmacht USA plötz-
lich dem weltweiten Fernsehpublikum erschienen“, so rekurriert er auf den 
Traum des Königs Nebudkadnezzar im Buch Daniel. „… von dieser apoka-
lyptisch anmutenden Horror-Tat“, so spezifiziert Scholl-Latour die Zusam-
menhänge weiter, bis hin zu „Was so erschreckend ist an diesen geballten 
Vernichtungsschlägen des „Fünften Reiters“ ist die Kombination von religiö-
sem Fanatismus, der in Selbstaufopferung gipfelt, mit einer logistischen Infra-

                                                            
5  Der amerikanische Religionswissenschaftler David Cook verweist auf die Notwendigkeit, 

sich, will man den modernen Islamismus verstehen, mit seinen apokalyptischen Wurzeln zu 
beschäftigen. (Die Zeit, 20.9.01, S. 15). 
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struktur, die man Orientalen normalerweise nicht zutraut.“ Nach dieser be-
merkenswerten Äußerung statuiert er weiter: „Es kann sich nur um eine Alli-
anz todesbesessener Gotteskrieger einerseits und hochvermögender Finanziers 
andererseits handeln, die in den USA über eine ausreichende Infrastruktur 
und hochgeschultes Personal verfügen.“ Über die eigentlichen apokalypti-
schen Vorstellungen hinaus wird hier der „5. Reiter“ beschrieben – ein Netz-
werk von besessenen Gläubigen und ‚dem Kapital‘.  
Die diffuse und undurchschaubare Bedrohungssituation wird zugespitzt: FBI 
und CIA haben versagt: „Die Kamikaze-Attentäter trafen nicht nur das Herz 
Amerikas, sondern zerstörten auch den Mythos CIA und FBI“, während O-
sama bin Laden den Attentätern gratuliert (BILD, 13.9.01, S. 5). Es verdichtet 
sich das symbolische Bild der Auflösung des schutzgebenden Innenraumes, 
des geschlossenen Systems durch das Eindringen der Feinde. Die Abwehrme-
chanismen sind zerstört. „Krieg gegen Taliban könnte Jahre dauern“ lautet 
eine Ankündigung am 17.09.01 unter der Beschreibung: „Die Woche der 
Apokalypse“ auf S. 2. Das apokalyptische Szenario, welches sich in der BILD-
Berichterstattung durchgängig findet, wird noch weiter zugespitzt und der 
symbolische Kreis – Körper (Amerika, „zivilisierte Welt“ – Virenangriff (Bin 
Laden, Taliban, „das Böse“) – Tod („ins Herz getroffen“), der sich in der 
BILD-Zeitung aufzeigen läßt, hat seine Entsprechung auf der Realitätsebene: 
„Ungleich verheerendere Waffen sind längst entwickelt, Waffen der atomaren, 
chemischen und bakteriologischen Kriegsführung. Und auch auf sie wird das 
Böse eines Tages Zugriff haben (soweit es nicht schon Zugriff hat).“ (BILD, 
17.9.01, S. 2). 
Am 4.10.01 setzt sich die Titel-Berichterstattung mit der Frage des TV-
Verbots für den TV-Moderator Ulrich Wickert auseinander, der in einem In-
terview für die Illustrierte Max Bush und bin Laden verglichen hatte: „Bush 
ist kein Mörder und Terrorist. Aber die Denkstrukturen sind die gleichen.“ 
Die aufgeführten Zitate und Wickerts Stellungnahme distanzieren sich stark 
von diesem Vergleich und führen zurück auf die eingeschworene Diskursstra-
tegie: „Die Amerikaner müssen jetzt spüren, dass wir bei ihnen sind“ – so 
wird Helmut Kohl zitiert. Weiter auf der Titelseite: „Die USA kreisen Afgha-
nistan ein“. Hier wird darauf hingewiesen, dass die USA „erstmals stichhaltige 
Beweise für die Täterschaft bin Ladens vorlegten.“ Diese werden auf Seite 3 
als Telefongespräche und Zahlungen von Bin Ladens Terror-Organisation „El 
Kaida“ in Zusammenhang mit den Attentaten beschrieben. Ein Foto zeigt, 
wie „fanatische Muslime in Pakistan“ mit Bin-Laden-Fotos demonstrieren 
und weiter unten wird ein „Palästinenser-Blutbad unter israelischen Siedlern“ 
aufgeführt. Die Argumentationsstrategie manifestiert sich in der Bericht-
anordnung und Aufmachung und scheint auf eine Homogenisierung von Ex-
tremisten und Palästinensern angelegt zu sein. Ein weiterer kleiner Artikel, 
der eine zweite Terrorwelle als geplant beschreibt – die Sprengung des Sears 
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Towers in Chicago mit möglichen 20.000 Toten sowie ein Attentat auf die 
US-Botschaft in Paris durch einen ehemaligen Fußballspieler von Fortuna 
Düsseldorf – wirkt seltsam losgelöst – es gibt keinen Hinweis darauf, woher 
diese Informationen kommen und wie die Attentate verhindert werden konn-
ten. Der Bericht beschwört das nicht enden wollende Terrorszenario weiter. 
Nun ist es schon zur Durchsetzung eines unserer wichtigsten deutschen nati-
onalen Symbole – des Fussballs – mit Attentätern, also Viren, gekommen. 
Während die Rettung einer Katze aus den Trümmern und „New York wird 
wieder blühen, schöner denn je“ (BILD 5.10.01, S. 5) Positives für die ameri-
kanische Zukunft verheißt, wird am 6.10.01 die Kritik des israelischen Pre-
mierministers Ariel Scharon aufgegriffen, der sein Land durch Bündnisbereit-
schaft der USA „mit Feinden Israels“ im Anti-Terror-Pakt verraten sieht. Ein 
Video, welches Bin Laden feiernd im Kreis seiner „Gotteskrieger“ zeigt, soll 
mehr Transparenz in das Feindbild bringen. Der „Chefstratege des Terror-
fürsten“ und sein bisheriger Beitrag zu terroristischen Handlungen werden 
gezeigt: „Der Schlächter und sein Denker. (…) Jetzt kennt die ganze Welt das 
Gesicht von Ayman el Zawahiri. Auch er wird jetzt von Amerika und seinen 
Verbündeten mit allen Mitteln gejagt.“ Mit dieser Diskursstrategie wird ver-
deutlicht, wo die Freunde und wo die Feinde Amerikas sind. 
 
Vorläufiges Fazit – Phase I  

Am Tag nach den Anschlägen wird durch die BILD-Zeitung der Grundstein 
für eine diffuse, hochgradig alarmierende Bedrohungssituation gelegt, die 
durch die neue Art von Terror und die Richtung, diesem zu begegnen, ent-
standen ist. Die Berichte der darauf folgenden Tage bauen darauf auf und le-
gen Zeugnis ab über eine auf Eskalation angelegte Diskursstrategie – von Ter-
ror zu Krieg, der von allen Mitgliedern der „westlichen Welt“ und für die 
BILD-Leser vor allem von den Deutschen mitgetragen werden muss.  
In vorauseilendem Gehorsam gegenüber den Ereignissen wird laut BILD be-
reits am 13.9. der Verteidigungsfall der Nato erklärt und statuiert: „Deutsch-
land ist dabei.“ Schnell sollte auf den ganz offenbar erwarteten eiligen militä-
rischen Schlag der USA gegen vermeintliche Attentäter oder Afghanistan als 
deren Gastgeberland eingestimmt und dieser legitimiert werden. Das es vor-
läufig nicht dazu kam, führte dann an den nachfolgenden Tagen zu einer in 
gewisser Weise verunsicherten Berichterstattung, die über apokalyptische Bil-
der hin zur Darstellung von Einzelschicksalen und dann ab 22.9.01 zum 
Rücklaufen der Thematik beitrug. Zu einer erneuten Zuspitzung des Kriegs-
szenarios in der Berichterstattung kam es am 29.9.01, als ein Bekennerschrei-
ben des Selbstmordattentäters Atta veröffentlicht wird, womit sich jetzt unter 
Aspekten der Rechtsstaatlichkeit die Beweislage verbessert und nun „Der 
Countdown läuft.“ (BILD, 1.10.01, S. 1). 
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II. Diskursanalytische Überlegungen  
 zur BILD-Berichterstattung vom 8.10.01 – 7.11.2001 

Am 7.10.01 beginnt der militärische Einsatz der USA mit der Unterstützung 
Großbritanniens. Eine Analyse der Berichterstattung ab 8.10.01 soll zur Beur-
teilung des Stellenwerts der bis zum Kriegsbeginn pulsierenden Berichterstat-
tung – eskalierend, als ein früher militärischer Schlag der US-Streitkräfte er-
wartet wurde und, als dieser nicht eintrat, zurückgefahren auf ein rechtsstaat-
liches Szenario – im Fortgang der Ereignisse beitragen. Wie greift die BILD-
Berichterstattung auf, dass der Krieg keinen schnellen Erfolg bringt, dass der 
amerikanische Verteidigungsminister daran zweifelt, ob Bin Laden jemals ge-
fasst werden kann, dass Militärexperten feststellen, die Taliban seien „zähe 
Kämpfer“? 
Die Titelseite des 8.10.01 zeigt die grünen Blitze des Abwehrfeuers der Tali-
ban unter der Überschrift „Der Angriff“ – „Der Feldzug gegen den Terror hat 
begonnen“. Die Rede von Präsident Bush wird zitiert. Unter dem Motto 
„Der Ernstfall ist da“ werden die Notwendigkeit des Krieges und seine mögli-
chen Verluste, die Doppelstrategie – Bomben und Brot – sowie die Möglich-
keit neuen Terrors beschrieben – alles gerichtet auf eine positive Zukunft: 
„Unsere Kinder sollen nicht in Angst aufwachsen.“ Auf der Seite gegenüber 
ist Osama bin Laden mit „seiner Hassrede“ abgedruckt, in der er den heiligen 
Krieg erklärte. „Die Amerikaner werden nie wieder in Sicherheit leben kön-
nen.“ „Der heilige Krieg gegen Juden und Christen hat begonnen.“ Irrationa-
lität und Unberechenbarkeit auf Seiten der Gegner manifestieren sich in 
„Hassreden“ und Gottesgeschenken: Der Extremist und der Taliban-Führer 
Mullah Omar haben die US-Angriffe „dank der Gnade Gottes überlebt.“ 
Dem gegenüber steht die Rationalität und Berechenbarkeit auf amerikani-
scher Seite: „Hightech-Waffen gegen Terroristen.“ Am nächsten Tag, dem 
9.10.01 findet dann eine deutliche Heroisierung der Soldaten statt: „Die 
Nacht der Bomber-Piloten“ – 40 Kampfjets, 50 Cruise Missiles – gestern 2. 
Angriff.“ Die Bombardierung ist auf den folgenden Seiten in chronologi-
schem Ablauf beschrieben, aber dennoch ist der Versuch, Osama bin Laden 
und seine Anhänger unschädlich zu machen, fehlgeschlagen: So wie Osama 
bin Laden und der Terrorangriff auf Amerika „aus dem Nichts“ kamen, so 
verschwand der Terroristenführer im „Nichts“ – in einer Höhle – „Dieser 
Mann hat das Höhlenbauen erfunden.“ Die „Höhle“ wirkt als ein Symbol, 
durch das der Westen den „Orient“ seit jeher gesehen hat, wie Edward Said 
in Orientalism beschreibt (Said 1981).  
Die Bedrohung durch dieses „Ungreifbare“ wird für Deutschland immer 
konkreter: „Bald Angriffe gegen andere Länder?“ „Dieser Deutsche wollte für 
Bin Laden kämpfen“ – darunter die Abbildung eines deutschen Jugendlichen, 
der sich in einem afghanischen Ausbildungslager für den Kampf schulen ließ. 



620 Iris Bünger   

„Drohen Anschläge jetzt auch bei uns?“ Die „Viren“, die unangreifbar das 
System untertunneln, dringen immer weiter auch in die deutsche Innenwelt 
ein. Vom 10.10.01 an steht die Berichterstattung um die Milzbrandfälle, ver-
ursacht durch Anthrax in Pulverform, im Vordergrund – zuerst in Amerika. 
„Der Horror“, so der Titel wird flankiert von „Schröders Angebot an Präsi-
dent Bush – Deutsche Piloten nach Afghanistan“. Am 11.10.01 dann wird 
der Titel durch den Prozess gegen einen Kindermörder bestimmt. Die US-
Regierung hat unterdessen bestätigt: „Attentäter verbreiten die Todesbakteri-
en“. Die Gefahr kommt immer näher: „Milzbrand-Alarm in Berlin“. 
Am 12.10.01 wird der Ausweitung der Milzbrandfälle eine Erfolgsmeldung 
entgegengesetzt: „Polizei knackt Terrorzelle. Planten zwei Bin-Laden-
Terroristen einen furchtbaren Anschlag in Europa?“ Zeitgleich wird auf einen 
langen Krieg vorbereitet und das eskalierende Kriegszenario entfaltet: „Die 
Bombenangriffe werden wahrscheinlich noch einige Wochen anhalten.“ 
„Jetzt kommen die ‚Bunker-Brecher‘.“ Am 13. Oktober bestimmt ein Skandal 
in der Unterhaltungsindustrie den Titel; das sich ausweitende Milzbrand-
Szenario folgt nach. Der Bericht über Bushs letzten Appell an die Taliban 
„Spuckt heute bin Laden aus …“ enthält einen Kasten „Proteste gegen USA 
eskalieren in Pakistan“. Hier wird das Kriegsszenario weiter ausgebaut, denn 
Pakistan ist im Besitz einer Atombombe und eskalierende Proteste dort 
könnten in einen Atomkrieg führen. Vom 17.10.01 an soll offenbar nicht 
mehr zugelassen werden, dass der Krieg die Schlagzeilen bestimmt. Mit Aus-
nahme des 18.10.01, wo „Angst“ im Hinblick auf Milzbrandattentate noch 
einmal die Berichterstattung über die psychische Situation eines TV-Stars 
schlägt, gerät die Berichterstattung um den Krieg und die Folgen in die zwei-
te Reihe. Bis zum 1.11.01 sind die Schicksale von Fernseh- und Sportstars ti-
telbestimmend. Somit scheint die BILD-Berichterstattung sich auf eine 
„normalisierende“ Diskursstrategie zu verlegen: Die Banalität des Alltags gerät 
in den Vordergrund und damit wird alles andere in den Hintergrund ge-
drängt und zugleich „mit-normalisiert“ – der Krieg und die Anthraxanschläge 
sind zum Alltag geworden. Und so nimmt das Geschehen seinen „normalen“ 
Verlauf: Selbst die Meldung „EU unterstützt Boden-Truppen in Afghanistan“ 
bleibt am 20.10.01 zweitrangig.  
Die Auswirkungen des Terrors werden verstärkt auf die Diskussion um die 
„innere Sicherheit“ in Deutschland übertragen. Am 22.10.01 bietet die Ver-
gewaltigung eines 7-jährigen Mädchens in einer deutschen Schule Anlass zu 
der Frage: „Sind unsere Kinder denn nirgendwo sicher?“ Über der Faltkante 
der Titelseite ist noch zu lesen: „Bush befiehlt Geheim-Agenten ‚Tötet Bin 
Laden‘“. So wird über Sachverhalte, die in keinerlei ursächlichem Zusam-
menhang stehen, die Verknüpfung des Terrors mit dem Thema „Innere Si-
cherheit“ geschaffen, mit dem Ziel, Maßnahmen zur Überwachung der Öf-
fentlichkeit den Weg zu bereiten, die am nächsten Tag formuliert werden 
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„Polizei fordert Videokameras und Wachpersonal – Macht unsere Schulen si-
cher.“ Damit wird der argumentative Kreis geschlossen, der für den Krieg 
sprechen soll und der oben bereits angesprochen wurde – es geht um die Si-
cherheit in der Zukunft, die Sicherheit „unserer Kinder“. Diese Argumentati-
onsstrategie wird durch die titelgebenden Alltagsereignisse untermauert, die 
der Zufall dafür ausbeutbar machte: Die Berichte über die Hochzeit von Stef-
fi Graf und Andre Agassi; die Geburt von Ralf Schumachers Sohn; die Frage 
der Frühgeburt des Kindes von Graf und Agassi; die anhaltende Trauer der 
TV-Moderatorin Petra Schürmann um ihre Tochter; die Geburt des Kindes 
von Graf und Agassi; die Diskussion des „komischen“ Names des Kindes von 
Graf und Agassi; das Glück der Mutter; die publikumswirksame Freizügigkeit 
der Mutter Jenny Elvers und – am 1.11.01 – die Ankündigung einer Hochzeit 
in Weiß zu Weihnachten von Steffi Graf und Andre Agassi.6 Dies ist die ein-
drucksvolle Liste von Ereignissen, die persönliche Schicksale von prominen-
ten Film- und Sportstars im Hinblick auf Ehe und Familie, auf ihre Zukunft 
und die Zukunft ihrer Kinder darstellen. Hier wird eine Diskursstrategie deut-
lich, die Prominente als Applikationsvorgaben für eine positive, familienori-
entierte Zukunft bietet und am 1.11.01 auf Seite 1 ein Wintermärchen – die 
Hochzeit in Weiß zu Weihnachten in Aussicht stellt – und auf Seite 2 fragt: 
„Winterkrieg mit deutschen Soldaten?“ „Deutsche Gefangene jetzt Geiseln 
der Taliban – Bundesregierung rechnet mit baldigem Einsatz in Afghanistan.“ 
Abgebildet ist „Der Schnee-Soldat“, seine Ausrüstung dezidiert beschrieben; 
einfach ist die Logik: Wer Wintermärchen will, muss auch Winterkriege füh-
ren.  
Damit ist festgeschrieben, was am 7.11.2001 offenkundig wird, nachdem am 
3.11.01 der Titel nochmals von „Milzbrand – Großalarm in Deutschland“ 
(der Verdacht stellte sich später als unbegründet heraus) bestimmt wurde: 
„Erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg wird Deutschland Soldaten für einen 
Kampfeinsatz bereitstellen.“ Am nächsten Tag werden aufgrund von Äuße-
rungen des US-Verteidigungsministers Donald Rumsfeld Zweifel laut, ob die 
von Kanzler Schröder präsentierten Anforderungen an die Bundeswehr im 
Anti-Terror-Krieg tatsächlich auf präzise Wünsche der USA zurückgehen (FR, 
8.11.01, S.1). In vorauseilendem Gehorsam soll offensichtlich eine lange 
Entwicklung zu ihrem vorläufigen Abschluss gebracht werden: Deutschland 
hat das Trauma des 2. Weltkrieges überwunden und kann wieder kriegerisch 
aktiv werden – endlich sind wir wieder ein „normales Volk“.7 

                                                            
6  Über die weitreichende diskursive Bedeutung von Weltstars als Applikationsvorgaben vgl. 

Bünger 1998. 
7  Man vgl. dazu auch die sog. „Walser-Debatte“ vor dem Hintergrund der Verleihung des 

Friedenspreises des Deutschen Buchhandels 1998. Walser (1998) löste einen heftigen Streit 
über das historisch bedingte Selbstverständnis der Bundesrepublik Deutschland aus. Die 
Dokumentation „Endlich ein normales Volk?“ (Dietzsch u.a. 1999) zeigt die Resonanz der 
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Fazit 

Nach dem Ausbruch des Krieges zeigt die BILD-Berichterstattung eine Dis-
kursstrategie, die auf langandauernde Kriegshandlungen unter Beteiligung der 
Deutschen vorbereitet und das eskalierende Kriegs- und Bedrohungsszenario 
durch Familien-Szenen aus dem Alltagsleben von Stars konterkariert und so-
mit „normalisiert“. Die gebotenen Applikationsvorgaben sollen aufgegriffen 
werden unter dem Aspekt, den Bush in seiner Rede zur Rechtfertigung des 
Krieges nannte: „Unsere Kinder sollen nicht in Angst aufwachsen.“ Und für 
diese Zukunft – so wird diskursiv nahegelegt – muss Deutschland auf die au-
ßenpolitische Ebene gerichtet, das Trauma des Zweiten Weltkrieges überwin-
den und sich aktiv an den Kriegshandlungen beteiligen und auf innenpoliti-
scher Ebene die Sicherheit verstärken. Dies macht bislang umstrittene Maß-
nahmen wie die Rasterfahndung, die Aufhebung des Bankgeheimnisses, Än-
derungen im Datenschutz im allgemeinen durchsetzbar und sogar „er-
wünscht“. 
Die oben gestellten Fragen nach der Berechtigung und Wirksamkeit des 
Krieges, der Möglichkeit, Bin Laden aufzuspüren und weitere Terroraktionen 
abzuwenden, werden in der BILD-Zeitung nicht breit diskutiert. Es wird le-
diglich auf einen wachsenden Widerstand gegen den deutschen Truppenein-
satz hingewiesen (7.11.01, S. 2) und Schröder zitiert: „Niemand ist froh über 
diese Entscheidung.“ Aber, so wird der Krieg und der Einsatz von deutschen 
Soldaten auf der gleichen Seite gerechtfertigt: „Dieser Krieg ist Notwehr – 
Deutschland steht an der Seite Amerikas. Deutschland erfüllt seine Bündnis-
pflicht. Deutschland kämpft gegen das Böse und für das Gute.“ Somit kann 
gesagt werden, dass die BILD-Berichterstattung einer Strategie der „uneinge-
schränkten deutschen Solidarität“ mit Amerika den Boden bereitet. Dies ge-
schieht unter Zuhilfenahme kollektivsymbolisch aufgeladener Kodierungen 
des eigenen Systems, des definierten „Wir“, der „westlichen Welt“, der Bünd-
nispartner als Innenwelt, die geschützt werden muss vor den eindringenden 
„Viren“ (Terroristen, Milzbrand8), den „Anderen“, den „Feinden“. 
In dieser diskursiven Strategie ist die Gefahr einer Polarisierung angelegt, die 
die Welt außenpolitisch grob in eine islam-orientierte und eine nicht-islam-
orientierte Welt teilt und es ist zu befürchten, dass sich diese Polarisierung 
innenpolitisch fortsetzen wird und der Einwanderungsdiskurs mehr denn je 
von kulturellem Misstrauen bestimmt sein wird (vgl. FR 11.10.01, S. 1). Es 

                                                                                                                            
Rede in der deutschsprachigen rechtsextremen Presse auf. 

8  Am 12.11.01 berichtet die Frankfurter Rundschau in Zusammenhang mit Milzbrand: FBI 
geht von einem Einzeltäter aus. „Der Fernsehsender CBS hat zuvor über die Annahme des 
FBI berichtet, dass der Absender der Anthrax-Briefe ein nicht-moslemischer US-Amerikaner 
sei. Eine mögliche Verbindung zum Terrornetzwerk des Moslemextremisten Osama bin La-
den werde zwar nicht ausgeschlossen, doch gingen die Ermittler eher von einer einheimi-
schen Quelle aus.“ (FR, 12.11.01, S. 2) 
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besteht die Gefahr, dass Fremdenfeindlichkeit und Rassismus in der Gesell-
schaft so eine neue Grundlage finden, und Erfolge im Hinblick auf ein inter-
kulturelles Zusammenleben gefährdet oder sogar zunichte gemacht werden. 
Und es besteht die Gefahr, dass dieser Rassismus noch weiter in die Instituti-
onen unserer Gesellschaft vordringt, als es bisher der Fall ist. Somit ist zu be-
fürchten, dass sich ein „institutioneller Rassismus“9 – ein Rassismus, der in 
Gesetzen, Vorschriften und Institutionen angelegt ist und Menschen auf-
grund ihrer Hautfarbe, Kultur oder ethnischen Herkunft diskriminiert, und 
welcher durch die Menschen, die für diese Institutionen arbeiten oft unbe-
wusst oder unkritisch aufgrund ihrer diskursiven Verhaftung reproduziert 
wird – auf dem Nährboden dieser Diskursstrategie legitimiert und verfestigt. 
Diese Entwicklung kann – wie Dieter Oberndörfer in bezug auf das geplante 
Zuwanderungsgesetz beschreibt (Oberndörfer, in: FR 28.09.01) – an den 
Grundfesten einer liberalen Republik rütteln und das rückwärtsgewandte völ-
kische Misstrauen gegen Fremde und Fremdes wieder aufleben lassen.  
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Die ökonomische Entwicklung in den USA  
und die Anschläge vom 11. September  

 
Der Zeitpunkt der Angriffe auf das World Trade Center und das Pentagon 
hätte kaum besser gewählt werden können, falls man damit eine möglichst 
große Auswirkung auf die US-amerikanische Wirtschaft bezwecken wollte. 
Hätten die Attentate einige Jahre früher stattgefunden, wäre ihr ökonomi-
scher Effekt vergleichsweise gering geblieben. Der Internationale Währungs-
fonds hat darauf hingewiesen, dass das Erdbeben, das sich 1995 in Japan er-
eignete, eine ähnliche Zahl von Todesopfern und weitaus größere Zerstörun-
gen mit sich brachte als die Attentate vom 11. September in den USA. Die-
ses Erdbeben hatte aber seinerzeit einen nur geringen Einfluss auf das japani-
sche Wirtschaftswachstum (IMF 2001). Die amerikanische Ökonomie war in 
dem Jahr, das den Attentaten voranging, allerdings sehr verwundbar gewor-
den. Der Aufschwung, der 1991 begonnen hatte, hatte sich bereits in der 
zweiten Hälfte des Jahres 2000 stark abgeschwächt und im Sommer 2001 
standen die USA am Rande einer Rezession. 
Seit den frühen 70er Jahren, als die langanhaltende Aufschwungphase, die 
dem zweiten Weltkrieg gefolgt war, ihr Ende erreicht hatte, gab es in der US-
amerikanischen Ökonomie drei große Rezessionen: 1973-75, 1980-82 und 
1990-91. Jede dieser Rezessionen war mit einem starken Rückgang des Sozial-
produkts und der Beschäftigung in den USA verbunden und aufgrund der 
dominanten internationalen Position der amerikanischen Wirtschaft wurde 
davon auch der Rest der Welt erheblich beeinflusst.  
In der Aufschwungphase des amerikanischen Konjunkturzyklus, der 1991 be-
gonnen hatte, gab es zunächst niedrige Wachstumsraten. Da die Arbeitslosig-
keit weiterhin zunahm, sprach man zuweilen vom „jobless growth“. Im Un-
terschied zum Beginn früherer Aufschwungphasen weigerten sich sowohl die 
Regierung Bush (senior) als auch die Regierung Clinton der Ökonomie mit 
steigenden Staatsausgaben auf die Sprünge zu helfen. Ein schwacher Dollar 
machte jedoch die amerikanischen Waren auf dem Weltmarkt billiger, so 
dass die Exporte zunahmen. Als die Profite stiegen, begannen auch die ame-
rikanischen Firmen wieder mehr in neue Ausrüstungen zu investieren und als 
dies zu neuen Jobs führte, fingen auch die privaten Haushalte wieder an 
mehr zu konsumieren. 
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Zwischen 1995 und 2000 gab es in den USA jährliche Wachstumsraten von 
über 4%, ein Wert, der zuletzt in den 60er Jahren erreicht worden war. Die 
offizielle Arbeitslosenquote, die 1992 bei knapp 8% gelegen hatte, fiel im 
Jahr 2000 unter 4%. Und obwohl die Mainstream Ökonomen immer argu-
mentiert hatten, die Inflationsrate würde stark ansteigen, wenn die Arbeitslo-
senquote jemals unter 6% fallen würde, blieb die Inflationsrate gleichzeitig 
ungewöhnlich niedrig. Diese außergewöhnliche Kombination führte zu der 
weithin geteilten Auffassung, dass in den USA eine New Economy entstan-
den sei. Der prominenteste Vertreter dieser Auffassung war Alan Greenspan, 
der Chef der US-amerikanischen Zentralbank (vgl. zur Auseinandersetzung 
mit dieser New Economy die Beiträge in PROKLA 122). 
 
Der Abschwung 

Die Periode starken Wachstums fand im zweiten Quartal 2000 ihr Ende und 
ab dem dritten Quartal 2000 gab es nur noch ein geringes Wachstum. Mit 
dem Abschwung begannen auch die Profite außerhalb des Finanzsektors zu 
fallen. Im dritten Quartal 2000 gingen die Profite nur leicht zurück, den 
wirklichen Bruch gab es im vierten Quartal als sie um 11% fielen. Weitere 
deutliche Rückgänge folgten in den beiden ersten Quartalen des Jahres 2001. 
Im zweiten Quartal 2001 lagen die Profite um 22% unter dem Niveau des 
selben Vorjahresquartals – ein deutliches Signal für die wachsenden Probleme 
der US-Ökonomie (Bureau of Economic Analysis, www. bea.gov 31.Oct. 
2001, Table 1.16).  
Als Reaktion auf diesen steilen Absturz der Profite kürzten die Unternehmen 
ihre geplanten Investitionen. In den beiden letzten Quartalen von 2000 hielt 
sich die Abnahme der Investitionen noch in Grenzen, zu einem richtigen 
Schnitt kam es dann in den beiden ersten Quartalen von 2001, wo die Inves-
titionen (auf das Jahr umgerechnet) um 12% abnahmen (Bureau of Econo-
mic Analysis, www. bea.gov 31.Oct. 2001, Table 1.1). 
Bei abnehmenden Investitionen und einem schwachen Wachstum nahm 
auch die Arbeitslosigkeit wieder zu. Die Arbeitslosenrate, die im Jahr 2000 
noch 3,8% betragen hatte, erreichte im August 2001 bereits 4,9%. Zwischen 
Oktober 2000 und August 2001 nahm die Zahl der offiziell registrierten Ar-
beitslosen um 1,4 Millionen zu, allein im August betrug die Zunahme 
562.000, der größte monatliche Zuwachs seit der Rezession der frühen 80er 
Jahre (US Bureau of Labor Statistics, www.bls.gov 9. Nov. 2001). Nach An-
gaben der American Federation of Labour gingen allein im verarbeitenden 
Gewerbe über 800.000 Arbeitsplätze zwischen Januar und August verloren. 
Mitte 2001 gab es so gut wie kein Wachstum mehr – die offiziellen Statisti-
ken registrierten für das zweite Quartal 2001 lediglich ein Wachstum von 
0,3%. Der einzige Grund, warum das Sozialprodukt nicht schrumpfte, be-
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stand darin, dass die Haushalte ihre Konsumausgaben nach wie vor steiger-
ten, wenn auch mit einer viel geringeren Rate als früher.  
Hohe Konsumausgaben waren eine wichtige Antriebskraft für das Wachstum 
während der zweiten Hälfte der 90er Jahre. Auf den ersten Blick mag dies 
überraschen, weil die Einkommen der meisten Beschäftigten in den USA bis 
zum Ende der 90er Jahre kaum zunahmen. Eine Möglichkeit mehr zu kon-
sumieren bestand darin, weniger zu sparen. Dies zeigte sich in der Sparquote 
(dem Sparanteil an den Einkommen nach Steuern), die von 8,7% im Jahre 
1992 auf 1% im Jahre 2000 fiel. Die US-Haushalte hatten in der Masse auf-
gehört zu sparen. 
Außerdem besitzen viele Haushalte Aktien und im Prinzip können sie vom 
„Wohlstandseffekt“ steigender Aktienpreise profitieren. Tatsächlich ist das 
Aktienvermögen der meisten Haushalte aber recht klein, so dass sich die mei-
sten positiven Effekte auf die oberen 20% der Haushalte beschränken, die 
zusammen über 95% des Aktienvermögens besitzen. 
Die meisten Haushalte konnten ihre steigenden Konsumausgaben nur durch 
zunehmende Verschuldung finanzieren. Gegen Ende der 90er Jahre war die 
Verschuldung der privaten Haushalte auf 70% des Sozialprodukts angewach-
sen, was ca. 10 Prozentpunkte über dem entsprechenden Wert am Ende der 
Aufschwungphase der 80er Jahre lag. Solange die Beschäftigung zunahm und 
die Arbeitsplätze gesichert schienen, waren die Haushalte bereit sich zu ver-
schulden. Als aber 1990 die Arbeitslosigkeit beim Beginn der letzten Rezession 
zunahm, schraubten die Haushalte ihre Konsumausgaben sehr stark zurück. Im 
Sommer 2001 stellte sich dann die Frage, ob die Konsumenten angesichts von 
umfangreichen Entlassungen auch weiterhin bereit wären, sich stark zu ver-
schulden, selbst wenn die Beschäftigungsverhältnisse unsicherer werden. 
 
Finanzielle Gefahren 

Als das Ausmaß des Abschwungs deutlich wurde, senkte die amerikanische 
Zentralbank zwischen Januar und August insgesamt sieben Mal die Zinsen: 
von 6,5% auf 3,5%. Schon zuvor hatten die amerikanische Zentralbank sowie 
internationale Organisationen wie der IWF oder die etwas diskretere Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich ihre Besorgnis über die Gefahren geäußert, 
die der US-amerikanischen Wirtschaft von der monetären Seite her drohten. 
Ein Hauptproblem war der Zustand des US-amerikanischen Finanzsystems. 
Während des Aufschwungs hatten viele amerikanische Firmen ihre Investitio-
nen aus Eigenmitteln finanziert. Allerdings nahm ihre Verschuldung von Jahr 
zu Jahr zu. Im Jahr 2000 beliefen sich die Schulden des Unternehmenssek-
tors (ohne Finanzbranche) auf 47% des Sozialprodukts – der höchste jemals 
erreichte Wert. Darüber hinaus hatten sich, wie oben schon bemerkt wurde, 
auch die privaten Haushalte immer stärker verschuldet. Anfang 2001 war die 
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amerikanische Zentralbank ernsthaft über diese hohe Verschuldung besorgt 
und sie war auch einer der Hauptgründe, die Alan Greenspan im Januar für 
seine erste Zinssenkung anführte. Greenspans Sorge über die Situation des 
US-amerikanischen Bankensystems zeigte sich auch im Juni als er vor einem 
Kongresskomitee erklärte, 
„many of the traditional quantitative and qualitative indicators suggest that bank asset quality is 
deteriorating and that supervisors therefore need to be more sensitive to problems at individual 
banks, both currently and in the months ahead.“ (Greenspan 2001) 

Ein zweites Problem war die Situation am Aktienmarkt. Als die Profite zu 
Beginn der 90er Jahre anzogen, folgten die Aktienpreise zunächst noch in ei-
nem entsprechenden Ausmaß. In der zweiten Hälfte der 90er Jahre entwickel-
te sich allerdings eine klassische Finanzblase: die Aktienpreise erreichten sol-
che Höhen, dass die zugrunde liegenden Erwartungen zukünftiger Profite völ-
lig unrealistisch wurden. Die meisten der normalen Kennziffern für die Akti-
enpreise zeigten an, dass Aktien in einem erheblichen Ausmaß zum Teil um 
60 oder sogar um 100% überbewertet waren. Wenn die Blase platzen würde, 
war klar, dass dies für viele Finanzinstitutionen, die Aktien auf Kredit gekauft 
hatten, den Bankrott bedeuten könnte. 
Die dritte große Gefahr betraf die internationale Position der USA und den 
Wechselkurs des Dollars. Die starke Verschuldung der Unternehmen und der 
privaten Haushalte wurde letzten Endes durch massive Zuflüsse von auslän-
dischem Kapital finanziert. Das Defizit der USA gegenüber anderen Staaten 
wuchs die gesamten 90er Jahre hindurch. Im Jahr 2000 erreichte es den Jah-
reswert von 330 Mrd. Dollar. Um so weiter zu machen, war es also nötig, 
dass jeden Tag knapp eine Milliarde Dollar an ausländischem Kapital in die 
USA strömte. 
In der zweiten Hälfte der 90er Jahre waren die Zinsen und Dividenden in 
den USA höher als in Europa oder Japan, so dass internationale Investoren 
gerne bereit waren, amerikanische Aktien und Wertpapiere zu kaufen. Da-
durch stieg auch der Wert des Dollars, was solche Anlagen noch zusätzlich 
attraktiv machte. 
Aufgrund der sinkenden Zinsen dürfte es für die USA aber zunehmend 
schwieriger werden, ausreichend ausländisches Kapital anzuziehen. Und es 
könnte noch schlimmer kommen, wenn internationale Anleger beginnen 
würden, die Papiere, die sie bereits haben, zu verkaufen. Falls der Dollar 
schwächer würde, könnte dies einen kumulativen Prozess in Gang setzen, da 
die Investoren versuchen würden ihr Kapital abzuziehen, bevor sich der 
Wechselkurs noch weiter verschlechtert. In diesem Fall würden die internati-
onalen Finanzmärkte in eine Krise erheblichen Ausmaßes rutschen.  
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Der 11. September 

Die Attentate hatten einen unmittelbaren Einfluss auf das US-amerikanische 
Finanzsystem. Ein erster Schock betraf das Zahlungssystem: Da die Tele-
kommunikationsverbindungen in Süd-Manhatten zusammengebrochen wa-
ren, konnten die Banken nicht sicher sein, dass von ihnen getätigte Zahlun-
gen auch ankommen würden, so dass sie Zahlungen lieber zurückstellten. Als 
Folge davon drohte die Kette der Zahlungsverpflichtungen, die ein modernes 
Geldsystem ausmacht, zusammenzubrechen. Allerdings reagierte die Zentral-
bank sofort und pumpte Geld ins Bankensystem und die Geldmärkte. Der 
Effekt war so groß, dass die Zinssätze in New York für einige Tage auf 1% 
fielen.  
Der zweite Schock betraf die New Yorker Börse. Die Regierung hatte ur-
sprünglich darauf gedrängt, die Börse bereits am 13. September zu öffnen, 
damit die unmittelbar sichtbaren Auswirkungen der Anschläge so gering wie 
möglich blieben, doch die Wiedereröffnung war erst am 17. September mög-
lich. Die Aktienpreise hatten ihren Gipfel im Frühjahr 2000 erreicht und wa-
ren seither um ca. 20% gefallen. Trotzdem waren noch immer viele Aktien, 
gemessen an den üblichen Kennziffern, überbewertet und nach den Anschlä-
gen begannen weltweit die Anleger verstärkt damit, ihre Vermögenswerte aus 
dem Aktienmarkt abzuziehen. Daher gab es die Befürchtung, dass es bei der 
Wiedereröffnung der New Yorker Börse zu einem starken Kursrutsch kom-
men würde. Unmittelbar vor der Börsenöffnung senkte die amerikanische 
Zentralbank die Zinsen um 0,5%, um damit die Kurse zu stützen. In der ers-
ten Woche fielen die Kurse um ca. 10%, doch ein Crash wurde vermieden. 
Seither hat die Zentralbank ihre Zinsen weitere zwei Male um einen halben 
Prozentpunkt gesenkt, so dass der Leitzins jetzt bei 2% liegt – so tief wie seit 
40 Jahren nicht mehr. Dies geschah um die Aktienpreise zu stützen und tat-
sächlich erreichten die Kurse Anfang November wieder das Niveau, das sie 
vor den Anschlägen hatten. 
Die dritte – mögliche – Gefahr betrifft den Zufluss ausländischen Kapitals in 
die USA und den Wechselkurs des Dollar. Unmittelbar nach den Anschlägen 
begannen ausländische Investoren, insbesondere große japanische Invest-
mentfonds Kapital aus den USA abzuziehen und der Dollar verlor gegenüber 
dem Euro und dem Yen an Wert. Allerdings kam es nicht zu einer regelrech-
ten Flucht aus dem Dollar, wie manche Seiten vermutet hatten. Als sich die 
öffentlichen Diskussionen dann auf die möglichen militärischen Antworten 
der USA konzentrierten, begannen doch wieder viele Investoren die USA als 
den sichersten Hafen für ihre Anlagen zu betrachten. 
Von besonderem Interesse war das Verhalten der japanischen Regierung. Seit 
Beginn der 90er Jahre erlebte Japan eine anhaltende wirtschaftliche Stagnati-
onsphase. Daher ist die Regierung sehr stark daran interessiert, dass der Dol-
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lar gegenüber dem Yen nicht an Wert verliert, was die Exportchancen der ei-
genen Industrie vermindern würde. Als der Dollar nach dem 11. September 
fiel, intervenierte die japanische Zentralbank massiv und kaufte allein im Sep-
tember 25 Mrd. Dollar. Damit wurde nicht nur ein weiterer Fall des Dollar 
verhindert sondern auch das US-amerikanische Leistungsbilanzdefizit von ei-
nem Monat finanziert. 
 
Produktion und Beschäftigung 

Der direkte Einfluss der Anschläge auf Produktion und Beschäftigung ist weit 
weniger dramatisch. Die Fluggesellschaften mussten am meisten leiden, allein 
schon weil in den ersten vier Tagen nach den Anschlägen alle Flüge gestri-
chen wurden. Obwohl sich die Regierung bereit erklärte, 5 Mrd. Dollar als 
Kompensation zu zahlen und verbilligte Kredite im Umfang von 10 Mrd. 
Dollar bereit stellen will, kündigten die Fluggesellschaften an ca. 100.000 Be-
schäftigte zu entlassen. Seit der Flugverkehr wieder aufgenommen wurde, 
nahm die Zahl der Flugreisenden aber stark ab. Allerdings stammen viele 
Probleme der Fluggesellschaften auch schon aus der Zeit vor dem 11. Sep-
tember und sind ein Resultat des allgemeinen Abschwungs, der vorher einge-
setzt hatte. 
Auch das Hotel- und Gaststättengewerbe wurde von den Anschlägen betrof-
fen. Die amerikanische Handelskammer befürchtet, dass eine Million Ar-
beitsplätze verloren gehen werden. 
Getroffen wurde auch die verarbeitende Industrie. Da in den 90er Jahren vie-
le Unternehmen ihre Lager abgebaut und zur „just-in-time“ Produktion über-
gegangen waren, sind sie auf ein funktionierendes Transportsystem, bei dem 
die Luftfracht eine wichtige Rolle spielt, angewiesen. Einige Unternehmen 
mussten daher nach dem 11. September ihre Produktion unterbrechen. 
Die genannten Bereiche haben auf die US-amerikanische Wirtschaft insge-
samt nur eine begrenzte Auswirkung. Allerdings lagen die Wachstumsraten 
auch schon vor den Anschlägen nahe bei Null und für das dritte Quartal 
wurde von vielen Ökonomen mit dem Beginn einer Rezession gerechnet. Die 
vorläufigen Daten, die Ende Oktober veröffentlicht wurden, zeigen, dass das 
Sozialprodukt im dritten Quartal leicht gefallen ist, dass aber die Anlagein-
vestitionen, die treibende Kraft in einer kapitalistischen Ökonomie, erneut 
stark zurückgegangen sind. Auch die Exporte haben abgenommen, was die 
nachlassende Konjunktur in anderen Ländern reflektiert. Trotz gewachsener 
Unsicherheit der Arbeitsplätze gingen allerdings die Verbraucherausgaben 
zunächst noch nicht zurück. Die vorläufigen Daten müssen jedoch häufig 
noch erheblich revidiert werden. Da das vorliegende Material die Auswirkun-
gen der Anschläge noch nicht ganz erfasst, ist es gut möglich, dass die erwar-
tete Rezession sogar schon begonnen hat. 
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Zunehmende staatliche Interventionen 

Eine Rezession hätte auch ohne die Attentate eintreten können. Massive Ü-
berinvestitionen amerikanischer Unternehmen, überbewertete Aktien und ei-
ne enorme Verschuldung sowohl der Unternehmen wie der privaten Haushal-
te haben eine sehr krisenanfällige Lage geschaffen. In Japan, das Ende der 
80er Jahre vor einer ähnlichen Situation stand und es nicht geschafft hat, 
damit fertig zu werden, kann man das ganze Ausmaß der Probleme erkennen, 
denen sich die USA gegenüber sehen. Die Anschläge haben jedoch der Ant-
wort der US-Regierung auf diese Probleme eine ganz spezifische Gestalt gege-
ben. 
Entgegen der Ansicht, dass im Zuge der Globalisierung Nationalstaaten im-
mer weniger wichtig werden, hat der US-amerikanische Staat stets eine wich-
tige und aktive Rolle in der Ökonomie gespielt. In der Folge des 11. Sep-
tember wurde diese Rolle noch interventionistischer. Unmittelbar nach den 
Attentaten beschloss die Regierung ein Ausgabenpaket von 40 Mrd. Dollar, 
vor allem als Hilfe für die angeschlagenen Luftfahrtunternehmen und für 
verbesserte Sicherheitsvorkehrungen. Zur Konsternierung der Republikaner 
übernahm die Regierung sogar Anteile an den Fluggesellschaften. Außerdem 
sollen sich nun wieder verstärkt staatliche Stellen um die Sicherheitsüberprü-
fungen an den Flughäfen kümmern. 
Ein anderes Gebiet, auf dem die amerikanische Regierung nun zu mehr Ein-
griffen bereit ist, sind die „Off-Shore“ Banken. Die EU hatte schon seit län-
gerer Zeit Vorschläge gemacht, um effektiver gegen Steueroasen und Steuer-
hinterziehung vorzugehen, da sie davon ausgeht, dass viele US Unternehmen 
aufgrund solcher Kanäle ungerechtfertigte Vorteile erlangen. Die amerikani-
sche Regierung hatte die europäischen Vorschläge stets mit der Begründung 
abgelehnt, sie seien nicht praktizierbar. Dasselbe Argument wird auch gegen 
die Tobin-Steuer vorgebracht, die in letzter Zeit von Gruppen wie ATTAC 
verstärkt gefordert wurde. Seit dem 11. September besteht jedoch ein wichti-
ges Element der US-amerikanischen Kampagne gegen den Terrorismus im 
Versuch, die terroristischen Gruppen von ihren Geldquellen abzuschneiden. 
Zu diesem Zweck hat die amerikanische Regierung Kontrollen der Konten 
von Off-Shore Banken eingeführt, die weit über die von der EU vorgeschla-
genen Maßnahmen hinausgehen. Dies zeigt, dass – falls der politische Wille 
vorhanden ist – man auch Off-Shore Zentren kontrollieren kann. 
Die wichtigste ökonomische Initiative unternahm die Regierung Anfang Ok-
tober. Als Antwort auf die drohende Rezession kündigte Bush ein Maßnah-
menpaket im Umfang von 75-80 Mrd. Dollar an, das vor allem aus Steuer-
senkungen besteht. Bush hatte schon lange Steuersenkungen favorisiert, vor 
allem für die Wohlhabenden. Maskiert als keynesianische Politik zur Verhin-
derung einer Rezession versuchte er jetzt die Situation auszunutzen und im 
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Kongress bei beiden Lagern Unterstützung zu erhalten. Tatsächlich sind die 
Vorschläge im Kongress aber erst einmal hängen geblieben.  
Die Republikaner, die das Abgeordnetenhaus kontrollieren, haben ohne jede 
Scham ein Steuerkürzungspaket von 100 Mrd. Dollar zusammengestellt, das 
nicht nur über Bushs ursprüngliche Vorschläge hinausgeht, sondern auch 
noch eine Menge alter Steckenpferde der Republikaner umfasst, wie etwa 
niedrigere Steuern auf Kapitalgewinne oder verbesserte Abschreibungsmög-
lichkeiten für Verluste auf den Aktienmärkten – Maßnahmen, die der ange-
schlagenen Ökonomie kaum helfen werden. Im Unterschied dazu haben die 
Demokraten, die den Senat beherrschen, die Befürchtung, dass ein zu großes 
Paket Inflationsängste schürt und damit zu höheren langfristigen Zinsen 
führt mit negativen Auswirkungen auf die Investitionen. Auf diesem Wege 
würde das, was sie als Errungenschaften der Clinton-Ära betrachten, wieder 
verloren gehen. Die Demokraten haben daher ein kleineres Paket vorgeschla-
gen, das aus höheren Ausgaben vor allem für eine verbesserte Infrastruktur 
im Umfang von 20 Mrd. Dollar und Steuerkürzungen von 35 Mrd. Dollar 
besteht. Letzteres soll vor allem den unteren Einkommensgruppen zu Gute 
kommen, die das Geld auch wieder ausgeben würden, sowie verbesserten Ab-
schreibungsmöglichkeiten, was die Anlageinvestitionen ankurbeln soll. 
Das Hilfspaket, das unmittelbar nach den Anschlägen verabschiedet wurde, 
beläuft sich zusammen mit den von Bush gemachten Vorschlägen auf ca. 
1,5% des US-amerikanischen Sozialprodukts. Vorausgesetzt das zusätzliche 
Geld landet bei Leuten, die es tatsächlich ausgeben, wird die Ökonomie – 
zumindest kurzfristig – einen Aufschwung erfahren. Eine nachhaltige Erho-
lung kann es aber nur geben, wenn der Unternehmenssektor seine Verschul-
dung reduziert und einige seiner fragwürdigen Investitionen der späten 90er 
Jahre endgültig abschreibt. 
Auf der internationalen Ebene haben die Anschläge es den USA ermöglicht, 
ihre Globalisierungsstrategie voranzubringen. Ein wesentlicher Bereich ist da-
bei die militärische Präsenz. Präsident Bush, Verteidigungsminister Rumsfeld 
und andere Vertreter der Regierung haben mehrfach betont, dass ein neuer, 
langfristiger Krieg gegen den Terrorismus nötig sei. Damit aber werden ande-
re Länder in einem weiten geographischen Bereich gezwungen sein, eine lang-
fristige US-Präsenz zu akzeptieren – im Ergebnis heben die USA ihre Innen-
politik auf ein globales Niveau. 
Mit den Angriffen auf Afghanistan haben die USA außerdem das Mittel, ihre 
Position in den zentralasiatischen Staaten enorm zu festigen. In dieser Region 
befinden sich große Naturschätze einschließlich bedeutender Ölvorkommen. 
Seit die Sowjetunion auseinandergebrochen ist, war es den USA nicht gelun-
gen, dort Fuß zu fassen. Jetzt haben sie vor allem in Usbekistan Fortschritte 
erzielt. Im Oktober wurde ein Kooperationsabkommen geschlossen, das auch 
die Stationierung von Truppen vorsieht. 
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Auch für ihre Vorstellungen über den internationalen Handel konnte die 
amerikanische Regierung das Klima, das nach den Attentaten herrschte, nut-
zen. Bereits vor den Anschlägen forderte die Bush-Regierung eine neue WTO-
Runde für eine weitere Handelsliberalisierung. Die USA unterstützen Maß-
nahmen, wie etwa den Schutz geistiger Eigentumsrechte, wenn sie insbeson-
dere amerikanischen Konzernen nützen. Seit dem 11. September argumentie-
ren Vertreter der US-Regierung darüber hinaus, dass eine weitere Runde von 
Handelsliberalisierungen ein wichtiger Bestandteil im Kampf gegen den Ter-
rorismus sei. Dieser Ansatz wurde sehr schön von Robert Zoellick, dem 
Handelsbeauftragten der Regierung, auf den Punkt gebracht. Als er bei einer 
Pressekonferenz in Moskau über seine Hoffnung auf eine verstärkte Koopera-
tion zwischen Russland und dem Westen sprach, erklärte er: „Manchmal bie-
ten Tragödien, für diejenigen die wachsam sind, auch Chancen“ (Washington 
Post, 23.10.01). 
 
Der Ausblick 

Als der Wirtschaftsaufschwung in den 90er Jahren in den USA seinen Gipfel 
erreicht hatte, waren viele Kommentatoren der Ansicht, die New Economy 
hätte das alte Problem des konjunkturellen Auf und Ab überwunden. 1996 
konnte man im Wall Street Journal lesen: „The big bad business cycle has 
been tamed“ (15.9.1996). Als sich dann das Wachstum im Jahre 2000 drama-
tisch verlangsamte wurde von amerikanischen und internationalen Ökono-
men eine Erholung für die zweite Hälfte des Jahres 2001 vorausgesagt. Jetzt 
wird ein kurzer Abschwung erwartet, dem ein erneuter Aufschwung in der 
zweiten Hälfte des Jahres 2002 folgen soll. Zu berücksichtigen ist aber, wor-
auf Joseph Stiglitz, einer der diesjährigen Empfänger des Nobelpreises für 
Wirtschaft und frühere Chefökonom der Weltbank hinwies, dass die ökono-
mischen Standardmodelle in Zeiten der Rezession schlecht zu gebrauchen 
sind und fast immer das Ausmaß des Abschwungs unterschätzen (Stiglitz 
2001). 
Der Konjunkturzyklus einer kapitalistischen Ökonomie wird zwar vom Ver-
halten der privaten Unternehmen bestimmt, allerdings hat die staatliche Poli-
tik Einfluss auf den Rhythmus des Zyklus. In den späten 70er Jahren war das 
Ende der Aufschwungphase in den USA von hohen Inflationsraten begleitet, 
so dass die Zentralbank eine sehr restriktive Geldpolitik verfolgte, die zu 
Zinssätzen von über 20% führte. Die Unternehmen sahen sich nicht nur mit 
fallenden Profiten sondern auch rapide ansteigenden Zinszahlungen konfron-
tiert und diese finanzielle Klemme führte zu einem abrupten Rückgang von 
Investitionen und Produktion. Damit wurde eine schwere Rezession eingelei-
tet, die bis 1982 dauerte. Viele Fabriken wurden geschlossen und der starke 
Anstieg der Arbeitslosigkeit führte zu einer nachhaltigen Schwächung der 
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Gewerkschaften. Nachdem Mexiko im August 1982 seinen Zahlungsver-
pflichtungen nicht mehr nachkommen konnte – der Anfang der Schuldenkri-
se der Dritten Welt – lockerte die amerikanische Zentralbank ihre Geldpolitik 
wieder und unterstützt von den explodierenden Militärausgaben der Regie-
rung Reagan begann ein erneuter Aufschwung. 
Die Dynamik der nächsten Rezession zeigte ein ganz anderes Muster. Die 
Profite begannen in den späten 80er Jahren abzunehmen und Alan Green-
span, der gerade zum Chef der Zentralbank ernannt worden war, senkte die 
Zinsen noch bevor die Rezession tatsächlich eingetreten war. Er reagierte 
damit vor allem auf die angespannte Lage des Bankensektors, der in den vo-
rangegangenen Jahren übermäßig viele Kredite vergeben hatte. Im Ergebnis 
fiel der konjunkturelle Abschwung gedämpfter aus und die Rezession von 
1990/91 dauerte nicht lange. Allerdings blieb das Wachstum in den Jahren 
unmittelbar vor und nach dieser Rezession unterhalb des langfristigen 
Durchschnitts. Zwischen 1989 und 1992 führte die wachsende Arbeitslosig-
keit zu einer erneuten Schwächung der Position der Beschäftigten, während 
es den Unternehmen gelang, ihre finanzielle Situation zu verbessern und da-
mit die Grundlage für einen neuen Aufschwung zu legen. 
Zwar hat die amerikanische Zentralbank unter Alan Greenspan auf den ge-
genwärtigen Abschwung wie schon 1989 wieder durch starke Zinssenkungen 
reagiert, allerdings kann man nicht genau voraussagen, wie sich die Rezession 
entwickeln wird. Die hohen Investitionen Ende der 90er Jahre ließen die Ka-
pazitäten weit stärker wachsen als die Produktion. Daher werden erst dann 
wieder Investitionen in größerem Umfang getätigt werden, wenn dieser Ü-
berhang abgebaut worden ist. Allerdings gibt es Anzeichen dafür, dass dieser 
Anpassungsprozess bereits in vollem Gange ist. Als Resultat des seit Beginn 
des Jahres scharfen Rückgangs der Investitionen hat sich das Wachstum der 
Produktionskapazitäten erheblich verlangsamt. Es wird geschätzt, dass, wenn 
diese Entwicklung so weitergeht, der Überhang Mitte 2002 zu einem großen 
Teil abgebaut sein wird. Allerdings wird ein erneuter Aufschwung auch davon 
abhängen, ob die Unternehmen und die privaten Haushalte ihre finanzielle 
Position verbessern können. Wynne Godly, ein britischer Keynesianer, der 
schon in den 90er Jahren auf die finanziellen Risiken des amerikanischen 
Aufschwungs hingewiesen hatte, betonte in seiner jüngsten Analyse die e-
norme Verschuldung sowohl der Unternehmen wie der privaten Haushalte. 
Er skizzierte zwei mögliche Szenarien wie diese wieder zu normalen finanziel-
len Verhältnissen zurückfinden könnten. In beiden Fällen unterstellte er, dass 
die Regierung jedes Jahr die Ökonomie mit einem Paket im Umfang von 100 
Mrd. Dollar unterstützt. 
Das erste Szenario beruht auf optimistischen Annahmen: die Kreditaufnahme 
der Unternehmen und Haushalte vermindert sich nur langsam, die Preise von 
Aktien und Häusern bleiben weitgehend stabil, die Weltwirtschaft beginnt 
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sich zu erholen. In diesem Fall würde die Produktion in den USA in den 
nächsten drei Quartalen fallen und darauf würden einige Jahre eines schwa-
chen Wachstums folgen, die Arbeitslosenrate würde auf ca. 8% steigen. Im 
zweiten Szenario, das Godly selbst für realistischer hält, geht die Kreditauf-
nahme von Unternehmen und Haushalten ähnlich schnell zurück wie in der 
Rezession 1990/91, die Preise von Aktien und Häusern fallen, in anderen 
Ländern gibt es nur wenig Wachstum, so dass auch die Möglichkeiten für 
den Export beschränkt bleiben. In diesem Fall, so schätzt Godly, kommt es 
zu einer Rezession im Ausmaß von 1982 und einer Arbeitslosenrate von 
10%. 
Godly betont, dass solche Szenarios mit großen Unsicherheiten belastet sind, 
allerdings sollte an ihnen das Ausmaß der ökonomischen Probleme deutlich 
werden, vor denen die USA im Moment stehen. Seine Folgerung daraus ist, 
dass sich die USA eventuell der schwersten Rezession seit dem zweiten Welt-
krieg gegenüber sehen und dass es keinen automatischen Weg zur Erholung 
gibt: notwendig wäre vielmehr eine Neuorientierung der Wirtschaftspolitik in 
der USA wie auch in der übrigen Welt (Godly/Izurieta 2001). 
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Die ökonomische Entwicklung während der neunziger Jahre 

Die USA erlebten in den neunziger Jahren die längste Aufschwungphase seit 
dem zweiten Weltkrieg. Die Wachstumsraten des realen Bruttoinlandspro-
duktes (BIP) lagen höher als in Deutschland (und Europa) und in Japan (vgl. 
Abbildung 1). Die Wachstumsdynamik in den USA wurde binnenwirtschaft-
lich durch eine hohe Investitionsnachfrage und vor allem eine hohe Kon-
sumnachfrage angetrieben. Gleichzeitig flossen während der gesamten neun-
ziger Jahre große Summen von Kapital in die USA. Die Kapitalströme er-
zeugten einen starken US-Dollar und riesige Leistungsbilanzdefizite der USA. 
Die USA agierten aufgrund der hohen Leistungsbilanzdefizite während der 
gesamten neunziger Jahre als Lokomotive de Weltkonjunktur: ohne die hohe 
Importnachfrage der USA wäre die Weltwirtschaft langsamer gewachsen (vgl. 
Evans/Heine/Herr 2001).  
Im Jahr 2000 ging der Aufschwung in den USA zu Ende, seit dieser Zeit be-
finden sich die USA in einer scharfen Abschwungbewegung mit schnell sin-
kenden realen Wachstumsraten (vgl. Abbildung 1). Der Terror-Anschlag in 
New York hat die USA und die Weltwirtschaft somit zu einem äußerst un-
günstigen Zeitpunkt getroffen. Denn es ist davon auszugehen, dass der An-
schlag den Abwärtstrend beschleunigt. Zwar sind die direkten ökonomischen 
Kosten des Anschlags in keiner Weise ausreichend, eine Krise zu verstärken, 
jedoch gingen von dem Anschlag negative Vertrauenseffekte aus, die die In-
vestitions- und die Konsumnachfrage nachhaltig dämpfen können. Die Akti-
onen der westlichen Welt im Rahmen des „Krieges gegen den Terror“ sowie 
die Gefahr weiterer Anschläge sind nicht geeignet, das Niveau der Unsicher-
heit zu vermindern. In einer Situation hoher Unsicherheit über die zukünfti-
ge Entwicklung sind abrupte und starke Erwartungsänderungen, die durch 
Zufälligkeiten ausgelöst werden können, nicht auszuschließen. Sollten sich 
die Unsicherheiten nicht reduzieren oder würde die Welt von weiteren nega-
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tiven Erwartungsschock getroffen werden, dann wäre eine tiefe, weltweite Re-
zession nicht zu verhindern.1 
 
Abbildung 1: Die Wachstumsraten des realen BIPs in Prozent  

Quelle: OECD, Historical Statistics; IMF, Economic Outlook 

 
Verstärkt durch den Terror-Anschlag wird in den USA im Jahre 2001 ein rea-
les Wachstum von nur 1% erwartet (vgl. Tabelle 1). In den beiden letzten 
Quartalen des Jahre 2001 schrumpft die US-Ökonomie und befindet sich 
somit in einer Rezession. Wieweit im Jahre 2002 in den USA tatsächlich eine 
Wachstumsrate des BIPs von 1% erreicht wird, ist zweifelhaft, da die Progno-
se durch äußerst hohe Unsicherheiten geprägt ist. 
 

 

                                                            
1  „Besonders in anormalen Zeiten, wenn die Hypothese einer unbegrenzten Dauer der beste-

henden Geschäftslage weniger einleuchtend ist als gewöhnlich, obschon keine besonderen 
Gründe für die Vorwegnahme einer bestimmten Änderung bestehen, wird der Markt Wellen 
von Optimismus und Pessimismus ausgesetzt sein, die unvernünftig und doch in einem 
Sinne gerechtfertigt sind, wenn keine solide Grundlage für eine vernunftgemäße Berechnung 
besteht.“ (Keynes 1936, S. 130) 
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Tabelle 1: Prognose für das Wachstum des realen BIPs 

 Welt OECD EU Euroraum12 USA Japan Welthandel 
(Waren) 

1999 3,6 3,1 2,6 2,6 4,1 0,8 6,2 
2000 4,7 4,1 3,4 3,4 4,1 1,5 12,9 
2001 2,0 1,0 1,7 1,6 1,0 -0,7 0,3 
2002 2,2 1,2 1,8 1,6 1,0 -0,5 2,3 

Quelle: Euroframe 2001 
 
Die sowieso schwache konjunkturelle Entwicklung in Deutschland und Eu-
ropa wurde in den neunziger Jahren im Gegensatz zu den USA wesentlich 
durch steigende Exporte getragen. Deutschland realisierte im Jahre 2000 
noch einen Anstieg der realen Exporte von 13,2%, im Jahre 2001 ist nur 
noch ein Wachstum von 4,7% und im Jahre 2002 von 2,3% zu erwarten. 
Nach Prognosen der sechs führenden Wirtschaftsforschungsinstitute Deutsch-
lands sinkt der reale Außenbeitrag Deutschlands von 102,8 Mrd. DM im 
Jahre 2000 auf 89,4 Mrd. DM ein Jahr später. Von anderen Nachfragekom-
ponenten ist in Deutschland ebenfalls keinerlei Stimulierung zu erwarten, da 
die Anlageinvestitionen im Jahre 2001 schrumpfen und auch die Konsum-
nachfrage schwach ist (vgl. DIW 2001, S. 686). Mit der Krise der US-
Ökonomie stockt auch das Wachstum in Europa. Im Euroraum wird 2001 
ein Wachstum von 1,6% erwartet, in Deutschland von deutlich unter einem 
Prozent. Der Sachverständigenrat erwartet in seinem Gutachten für das Jahr 
2002 eine Wachstumsrate in Deutschland in Höhe von 0,7%, jedoch ist auch 
diese Prognose mit hohen Unsicherheiten verbunden (vgl. Tagesspiegel vom 
14. November 2001). Faktisch ist die deutsche Wirtschaft Ende 2001 durch 
Nullwachstum geprägt und steht am Rande einer Rezession. Vom konjunktu-
rellen Abschwung ist Ostdeutschland als unterentwickelte Region stärker be-
troffen als Westdeutschland. Selbst wenn der Abschwung in Deutschland im 
Jahre 2002 gestoppt wird und die Ökonomie sich positiv entwickelt, wird für 
2002 für Ostdeutschland ein Anstieg der offiziellen Arbeitslosenquote auf 
17,1% (ein Jahr davor 16,7%) erwartet; in Westdeutschland verharrt die Ar-
beitslosenquote im besten Fall bei 7,4%. Ein Abbau der Arbeitslosigkeit ist 
selbst bei positiven Prognosen auf Jahre verschoben (vgl. DIW 2001).  
Japan befindet sich schon während der gesamten neunziger Jahre in einer la-
bilen Verfassung mit teilweise schrumpfender Ökonomie (vgl. Abbildung 1). 
Japan befindet sich 2001 in einer Rezession; auch im kommenden Jahr wird 
es Japan nicht gelingen, die Rezession zu überwinden. 
Die gegenwärtige weltwirtschaftliche Situation erhält ihre Brisanz dadurch, 
dass die drei größten Ökonomien der Welt gleichzeitig am Rande einer Re-
zession stehen bzw. sich in einer Rezession befinden. Dadurch wird die 
Weltwirtschaft massiv belastet, was sich in der Stagnation des Welthandels im 
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Jahre 2001 ausdrückt (vgl. Tabelle 1). Es gibt keinerlei Garantie dafür, dass 
die positiven Prognosen etwa von Euroframe für das Jahr 2002 zutreffen. Die 
Lage ist labil. Das Abgleiten in eine sich verfestigende Stagnation oder gar 
eine tiefe Rezession ist nicht auszuschließen. Die Folgen einer solchen Ent-
wicklung für die sowieso hochverschuldeten Länder der Dritten Welt wären 
verheerend. Nicht nur Argentinien steht am Rande der Zahlungsunfähigkeit. 
Die Lage der Weltwirtschaft ist so gefährlich, dass eine aktive wirtschaftspoli-
tische Strategie zur Verhinderung von Stagnation und Rezession insbesondere 
in den großen Länder der Welt eine Selbstverständlichkeit darstellen sollte. In 
der Tat reagieren die USA auf die ökonomische Entwicklung aktiv mit ex-
pansiver Geld- und Fiskalpolitik (vgl. den Beitrag von Evans in diesem Heft). 
In der Eurozone ist von einer aktiven Wirtschaftspolitik wenig zu spüren. 
Hier reagierten und reagieren sowohl Geld- als auch Fiskalpolitik sehr verhal-
ten und hoffen, dass es der Markt oder die USA mit ihrer Wirtschaftspolitik 
schon richten. Märkte sind jedoch durch Mechanismen geprägt, die Ab-
schwünge endogen verschärfen und beschleunigen können. Die USA sind 
nicht stark genug, die Weltwirtschaft alleine zu stabilisieren. Davon, dass in 
der Eurozone versucht wird, einen Beitrag zu Stabilisierung der ökonomi-
schen Lage zu leisten, ist bisher allerdings nichts zu spüren.  
 
Die europäische Geldpolitik 

Die konjunkturelle Entwicklung zeigte in den USA Ende der neunziger Jahre 
Überhitzungserscheinungen mit ansteigenden Inflationsraten. Dazu kam ein 
bis dahin nicht für möglich gehaltener Anstieg der Börsenkurse. Die US-
amerikanische Zentralbank (Fed) reagierte auf diese Entwicklungen ab 1999 
mit langsamen kontinuierlichen Zinssatzerhöhungen (vgl. Abbildung 2). Der 
Versuch einer sogenannten „weichen Landung“ der Konjunktur misslang, 
denn der Abschwung gestaltet sich hart. In Abbildung 2 wird deutlich, wie 
flexibel die Fed auf den hereinbrechenden Abschwung reagiert hat. Begin-
nend Anfang 2001 wurden die Zinssätze im Laufe des Jahres von über 6,5% 
auf unter 2% abgesenkt.  
Die Europäische Zentralbank (EZB) reagierte auf die Erhöhung der Zinssätze 
in den USA im Jahr 2000 mit eigenen Zinssatzerhöhungen. Die Differenz 
zwischen dem Geldmarktzinssatz in den USA und dem Geldmarktzinssatz im 
Euroraum blieb bis Ende 2000 in etwa stabil. Danach senkte die Fed jedoch 
die Zinssätze, ohne dass sich die EZB dieser Entwicklung anschloss. Im Ver-
laufe des Jahres 2001 drehte sich die Relation bei den Zinssätzen um – der 
Zinssatz im Euroraum wurde höher als der Zinssatz in den USA.  
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Abbildung 2: Entwicklung der Geldmarktzinssätze in den USA und in der 
Eurozone und der Wechselkurs des US-Dollar zum Euro 
 

Quelle: EZB, Federal Reserve Bank of St. Louis (USA) 

Bis Mitte 2000 zeigte der Euro Schwächezeichen. Seit seiner Einführung im 
Januar 1999 verlor er gegenüber dem US-Dollar bis zu diesem Zeitpunkt 
rund 25% seines Wertes (vgl. Abbildung 2). Die Geldpolitik der EZB in den 
Jahren 1999 und 2000 lässt sich als eine Strategie interpretieren, welche die 
Zinsdifferenzen zu den USA angesichts eines schwachen Euro nicht vergrö-
ßern wollte. Denn es wäre in dieser Phase nicht auszuschließen gewesen, dass 
angesichts der Abwertung des Euro eine Politik sinkender Zinssätze seitens 
der EZB zu kumulativen Kapitalabflüssen und verstärkten Abwertungsten-
denzen des Euro geführt hätte. Eine starke Abwertung des Euro hätte jedoch 
von der EZB nicht hingenommen werden können, da dies zu einem Preisni-
veauschub über steigende Importpreise, zu einem Wohlfahrtsverlust in der 
Form sinkender Realeinkommen sowie einer weiteren Krise des Vertrauens in 
den Euro geführt hätte.  
Unverständlich bleibt jedoch, dass sich die EZB nicht sofort den Zinssen-
kungen in den USA Anfang 2001 angeschlossen hat. Denn ab Mitte 2000 ist 
der Euro gegenüber dem US-Dollar abgesehen von kleinen Schwankungen 
stabil geblieben. Zumindest hätte die Möglichkeit bestanden, auszutesten, ob 
eine Zinssenkung im Euroraum im Gefolge der Zinssenkungen in den USA 
möglich gewesen wäre, ohne dass es zu massiven Kapitalabwanderungen ge-
kommen wäre. Notwendig wäre eine Zinssenkung gewesen, denn die Kon-
junktur stürzte in Europa in der gleichen Weise und zum gleichen Zeitpunkt 
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ab wie in den USA (vgl. Abbildung 1). Durch das zögerliche Verhalten der 
EZB wurden frühe Zinssenkungen verpasst und der Abschwung nahm auch 
in Europa seinen Lauf. 
Die EZB begründete ihre Politik hoher Zinssätze mit Inflationsgefahren. Sie 
definierte Preisniveaustabilität in ihrem ersten Monatsbericht im Januar 1999 
als eine mittelfristig zu erreichende Inflationsrate zwischen 0% und 2% (EZB 
1999). Eine mittelfristig zu verteidigende Inflationsgrenze von 2% ist im in-
ternationalen Vergleich äußerst restriktiv. Beispielsweise hat sich die Fed kei-
ne quantitativen Vorgaben bei der zu erreichenden Inflationsrate gesetzt und 
ist damit in ihren Handlungen flexibler als die EZB. Eine Zielinflationsrate 
von nicht höher als 2% ist für die ökonomische Entwicklung dysfunktional, 
da kräftige durch hohe Investitionen getragene Aufschwünge in aller Regel 
mit Inflationsraten verbunden sind, die temporär über 2% ansteigen. Die 
Durchsetzung einer sehr niedrigen Inflationsrate während konjunktureller 
Aufschwünge impliziert eine Geldpolitik, welche Aufschwünge verhindert, die 
Ökonomie in einer Halbstagnation verharren lässt und langfristig das Wachs-
tum bremst. Damit soll nicht gesagt werden, Zentralbanken hätten nicht für 
Preisniveaustabilität zu sorgen. Das Preisniveauziel sollte jedoch so verfolgt 
werden, dass konjunkturelle Aufschwünge nicht zu schnell durch steigende 
Zinssätze abgewürgt werden. Zentralbanken sollten bei ihrer Geldpolitik im-
mer berücksichtigen, ob die Gefahr einer sich beschleunigenden Inflation be-
steht oder ob sich die Inflationsrate auch ohne restriktive Geldpolitik wieder 
zurückbildet. Mechanisch angewandte Regeln bei der Formulierung der 
Geldpolitik – etwa: die Inflationsrate darf nicht über 2% ansteigen – sind dys-
funktional und wachstumsfeindlich.  
Betrachtet man die Entwicklung der Inflationsrate seit der Einführung des 
Euro, dann ergibt sich folgendes Bild: Die Inflationsrate lag zunächst unter 
2%, stieg jedoch in der zweiten Hälfte des Jahres 2000 über die Grenze von 
2%, um sich Ende 2001 wieder der Grenze von 2% zu nähern. Für das Jahr 
2002 wird eine Inflationsrate von 1,6% prognostiziert (vgl. Euroframe 2001). 
Hinter dem temporären Anstieg der Inflationsrate verbergen sich jedoch kei-
ne anhaltenden Inflationsgefahren, die eine Zentralbank zu restriktiver Geld-
politik bewegen sollten. Es waren Sonderfaktoren wie steigende Ölpreise, 
steigende Steuern und steigende Fleischpreise aufgrund der BSE-Krise, die ei-
nen Preisniveauschub im Jahre 2000 auslösten.  
Inflationsprozesse sind immer durch eine Lohn-Preis-Spirale gekennzeichnet, 
die ein gegenseitiges Aufschaukeln von Preisen und Lohnstückkosten bein-
haltet.2 Ein solcher Prozess war im Euroraum nicht zu erkennen, da die 
Lohnstückkosten keine inflationären Gefahren signalisierten. Vielmehr verhal-

                                                            
2  Vgl. zur Analyse von Inflationsprozessen und auch zu anderen theoretischen Punkten, die 

hier nicht im einzelnen ausgeführt werden können, Heine/Herr (2000). 
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ten sich die Gewerkschaften in allen großen europäischen Ländern koopera-
tiv und verfolgen eine produktivitätskostenorientierte und damit preisni-
veauneutrale Lohnpolitik oder schließen gar Tarifverträge ab, die Lohnerhö-
hungen unter dem Produktivitätsfortschritt festschreiben. Auch war zu kei-
nem Zeitpunkt seit dem Bestehen der EZB eine überschäumende Konjunktur 
zu erkennen, die einen nachfragebedingten Anstieg des Preisniveaus hätte er-
klären können. Angesichts der hereinbrechenden Konjunkturkrise sind nächstes 
Jahr keine expansiven Lohnerhöhungen im Euroraum zu erwarten. Kurz: Es 
gab keine Inflationsgefahren, die insbesondere seit der Stabilisierung des Wech-
selkurses des Euro einer Zinssenkung der EZB entgegen gestanden hätten.  
Ohne Zweifel hat die Geldpolitik der EZB ab Ende 2000 restriktiv und 
wachstumsmindernd gewirkt. Sie war im Vergleich zur Geldpolitik in den 
USA weniger flexibel und zu zögerlich. Jedoch muss bedacht werden, dass 
auch eine schnellere geldpolitische Reaktion der EZB den Abschwung nicht 
hätte verhindern können. Die Macht von Zentralbanken zur Stimulierung 
von Investitionen und Wachstum während eines ökonomischen Abschwungs 
ist begrenzt. Eine Zentralbank kann durch Zinssenkungen die Belastung der 
Schuldner mindern und damit Kaufkraft von Konsumenten freisetzen und 
den Unternehmenssektor stabilisieren. Auch kann eine Zentralbank durch 
Zinssenkungen den Kursverfall von Aktien zu bremsen versuchen. Expansive 
Geldpolitik kann jedoch bei einem zerrütteten Vertrauen der Investoren die 
Nachfrage nach Produktivvermögen nicht erhöhen. Gerade nach dem Ter-
roranschlag am 11. September 2001 in New York hat sich das Niveau der 
Unsicherheit erhöht. Die Unternehmen und auch Konsumenten reagieren of-
fensichtlich äußerst vorsichtig und lassen sich derzeit auch durch niedrige 
Zinsen nicht zu Investitionen und zum Kauf langfristiger Konsumgüter be-
wegen. Auch weitere Zinssenkungen, so wünschenswert sie sind, werden wohl 
nicht zu einer schnellen Überwindung der gegenwärtigen Krise führen. 
 
Die europäische Fiskalpolitik 

Scharfe konjunkturelle Abschwünge oder gar Rezessionen rufen die Fiskalpo-
litik auf den Plan. Selbst wenn langfristig ein ausgeglichenes Budget des 
Staats angestrebt wird, wird nahezu jeder Ökonom eine antizyklische Fiskal-
politik befürworten. In Abschwüngen muss dann das Budgetdefizit ansteigen 
(bzw. der Budgetüberschuss abnehmen) und in Aufschwüngen abnehmen 
(bzw. ein Überschuß zunehmen). 
Die USA haben auf die krisenhafte Entwicklung in nahezu lehrbuchmäßiger 
Form reagiert. Sie haben nicht nur die Zinssätze gesenkt, sondern auch eine 
Reihe von fiskalischen Maßnahmen in die Wege geleitete, welche die (auch 
wenn sie vor allem den besser verdienenden Schichten zu Gute kommen, vgl. 
Evans und Mayer/Greven in diesem Heft) Nachfrage und Produktion stabili-
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sieren (vgl. DIW 2001). Die USA verfolgen somit eine im Grunde keynesiani-
sche Strategie koordinierter Geld- und Fiskalpolitik – selbst wenn sie diese 
Politik nicht so nennen. Eine flexible Fiskalpolitik hat in den USA ein lange 
Tradition. So nahmen die USA während der konjunkturellen Schwäche An-
fang der neunziger Jahre, die nicht in eine Rezession mündete, Budgetdefizite 
als Anteil am BIP in Höhe von 6,0% im Jahre 1992, 5,1% im Jahre 1993, 
3,9% im Jahre 1994 oder 3,3% im Jahre 1995 hin. Ende der neunziger Jahre 
wichen die Defizite Budgetüberschüssen (vgl. IMF 2000, S.217). Es gibt kei-
nen Zweifel, dass die USA auch in der gegenwärtigen Krise gegebenenfalls 
hohe Budgetdefizite hinnehmen, um die Ökonomie zu stabilisieren.  
Europa stellt sich gerade auf fiskalischem Gebiet als ein Hort von Inflexibili-
tät und versteinerten Regeln dar. Die USA wären Anfang der neunziger Jahre 
mit ihrer Fiskalpolitik massiv am Vertrag von Maastricht und am sogenann-
ten Stabilitäts- und Wachstumspakt gescheitert. Der Vertrag von Maastricht, 
welcher der Europäischen Währungsunion (EWU) zu Grunde liegt, sieht eine 
Höchstgrenze von Budgetdefiziten für Teilnehmer an der EWU in Höhe von 
3% am BIP vor. Mitte der neunziger Jahre wurde insbesondere auch von 
deutscher Seite ins Spiel gebracht, dass im Maastricht-Vertrag keine ausrei-
chenden Sanktionen bestehen würden, wenn ein Land erst einmal Mitglied 
der EWU sei, sich dann jedoch nicht an des 3%-Kriterium halte. Diesen 
Mangel sollte der Stabilitäts- und Wachstumspakt, der Ende 1996 vom Eu-
ropäischen Rat beschlossen wurde, beseitigen. Er beinhaltet im Vergleich 
zum Maastricht-Vertrag folgende Verschärfungen:  
Erstens ist eine Überschreitung der 3%-Grenze nur erlaubt, wenn ein außer-
gewöhnliches, exogen verursachtes Ereignis oder eine schwere Wirtschaftskri-
se auftritt. Von letzterer wird in der Regel nur dann ausgegangen, wenn das 
BIP auf Jahresbasis schneller als 2% schrumpft.3  
Zweitens sollen Sanktionen innerhalb von 10 Monaten verhängt werden, 
wenn ein übermäßiges Defizit festgestellt werden konnte.4 Allerdings wird 
letztlich vom Rat der Finanzminister politisch entschieden, ob ein Ausnah-
mefall vorliegt, der ein Überschreiten des fiskalischen Referenzwertes ohne 
Sanktionen erlaubt.  
Im Kern erzwingt der Stabilitäts- und Wachstumspakt, dass in der Regel auch 
in konjunkturellen Abschwüngen die 3%-Marke nicht überschritten wird und 
damit der Budgetsaldo überzyklisch deutlich unter der Grenze von drei Pro-

                                                            
3  Schrumpft das BIP auf Jahresbasis stärker als 0,75%, dann kann das betroffene Land bean-

tragen, von der 3%-Regel befreit zu werden. 
4  Das Sünderland muss 0,2% des BIP plus 10% des den Referenzwert überschreitenden Bud-

getdefizits als Einlage hinterlegen. Die jährliche Sanktion darf jedoch 0,5% des BIP nicht 
überschreiten. Die Einlage muss jährlich wiederholt werden, wenn ein Land über einen län-
geren Zeitraum den Referenzwert verfehlt. Erreicht ein Land den Referenzwert auch nach 2 
Jahren nicht, erhält es die Einlage nicht zurück, da diese in eine Strafe umgewandelt wird.  
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zent verbleibt. Die Ausgabenstruktur spielt keine Rolle, da die drei Prozent 
auch nicht überschritten werden dürfen, wenn öffentliche Investitionen fi-
nanziert werden (vgl. Priewe 1997). 
Das 3%-Kriterium ist ökonomisch unsinnig. Denn ein permanentes Budget-
defizit von über 3% am BIP ist unproblematisch, wenn der Anteil der Staats-
schuld am BIP nicht steigt. Länder mit hohem Wachstum können auch lang-
fristig Budgetdefizite von 3% und höher ohne langfristige Destabilisierungsten-
denzen realisieren. Bei Ländern mit geringen Wachstumsraten und hohen Bud-
getdefiziten kann auch ein anhaltendes Budgetdefizit von 2% am BIP zu hoch 
sein, da die Staatsverschuldung gemessen als Anteil am BIP beständig ansteigt.  
Ein anhaltender Anstieg der öffentlichen Schuldenquote (öffentlicher Schul-
denbestand am BIP) ist negativ, da damit der Spielraum des Staates eingeengt 
wird. Auch sind mit steigender Staatsschuld negative Verteilungseffekte ver-
bunden, da die Steuern von der breiten Masse bezahlt werden, während die 
Zinseinkünfte vor allem an höhere Einkommensbezieher fließen. Jedoch gibt 
es keine feste „kritische“ Verschuldungsgrenze. So haben eine Reihe von 
Ländern in Europa weitaus höhere Schuldenquoten als andere Länder, ohne 
dass sich dadurch eine Destabilisierung ergeben würde. Im Eurowährungs-
raum lag die durchschnittliche Schuldenquote Ende 2000 knapp unter 70%. 
In Italien und Belgien betrug sie über 110%, während sie beispielsweise in 
Deutschland, Frankreich, Österreich oder Spanien in der Nähe von 60% lag 
(vgl. DIW 2001: 29). Die Verschuldungsquoten im Euroraum legen auf kei-
nen Fall nahe, dass man für mehrere Jahre zur Konjunkturstabilisierung nicht 
expansive fiskalische Impulse setzen könnte. 
Vor dem Hintergrund des Stabilitäts- und Wachstumspakts sind die politi-
schen Spielräume für Fiskalpolitik im Euroraum bereits recht eingeschränkt. 
Tabelle 2 verdeutlicht, dass insbesondere die großen Länder in der EWU 
schon im Jahre 2001 gefährlich nahe an die 3%-Grenze herankommen dürf-
ten. So haben die drei größten Länder in der EWU im Jahre 2001 Budgetde-
fizite (Italien 2,7%, Deutschland 2,5% und Frankreich 2,0%), die der Fiskal-
politik keinen großen Spielraum mehr lassen. Es ist zu befürchten, dass in 
diesen Ländern noch nicht einmal die „automatischen Stabilisatoren“ zum 
Wirken kommen. Unter automatischen Stabilisatoren wird verstanden, dass 
sinkende Steuereinnahmen und steigende Ausgaben aufgrund der konjunktu-
rellen Entwicklung von den öffentlichen Haushalten hingenommen werden, 
was die Konjunktur stabilisiert. Wird sich die konjunkturelle Entwicklung 
weiter verschlechtern, dann werden die großen Länder in der EWU schnell 
an die 3%-Grenze stoßen. Versuchen sie dann, die Budgetdefizite nicht grö-
ßer werden zu lassen, werden sie Ausgabensenkungen und/oder Steuererhö-
hungen beschließen müssen. In diesem Fall würde letztlich eine pro-zyklische 
Fiskalpolitik betrieben, welche zur Verschärfung des konjunkturellen Ab-
schwungs beiträgt.  
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Tabelle 2: Finanzierungssaldo der öffentlichen Haushalte in Prozent am BIP 
(Abgrenzung gemäß dem Vertrag von Maastricht; ohne Sondereinnahmen 
aus der Vergabe von Mobilfunklizenzen) 

 1998 1999 2000 2001 
Deutschland -2,2 -1,6 -1,3 -2,5 
Frankreich -2,7 -1,6 -1,3 -2,0 

Italien -2,8 -1,8 -1,5 -2,7 
Spanien -2,6 -1,1 -0,4 -0,2 

Niederlande -0,8 0,4 1,5 0,2 
Belgien -0,8 -0,6 0,1 -0,1 

Österreich -2,4 -2,2 -1,5 -1,3 
Finnland 1,3 1,9 6,9 3,2 

Griechenland -2,4 -1,8 -1,1 -1,0 
Portugal -2,4 -2,1 -1,8 -2,0 
Irland 2,3 2,3 4,5 3,0 

Luxemburg 3,5 3,7 6,1 3,8 
Euroraum 

gewichtet mit BIP von 2000 
-2,2 -1,3 -0,8 -1,6 

Quelle: DIW (2001: 29) 
 
Theoretisch wäre es möglich, selbst im Rahmen des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts – die entsprechenden Klauseln existieren – durch eine temporäre 
Aufgabe des 3%-Kriteriums den Weg für eine funktionale Fiskalpolitik in der 
EWU zu ebnen. Jedoch haben viele europäischen Regierungen – nicht zuletzt 
auch die deutsche Regierung – die Reduzierung der Budgetdefizite auf Null 
auf ihre Fahnen geschrieben und sich selbst durch öffentliche Versprechun-
gen gebunden. Es ist deshalb zu befürchten, dass der Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt auch in einer konjunkturellen Krise hochgehalten wird und man al-
lenfalls zähneknirschend höhere Budgetdefizit hinnimmt. Mit einer aktiven 
und vorausschauenden Fiskalpolitik hat dies dann allerdings nichts mehr zu 
tun. Die Länder der EWU sind fiskalpolitisch gelähmt. 
Notwendig wäre nicht nur die vollständige Akzeptanz der automatischen 
(fiskalischen) Stabilisatoren, sondern darüber hinaus eine aktive expansive 
Fiskalpolitik, am günstigsten wären Ausgabenprogramme. Zwar kann auch 
über den Weg von Steuersenkungen die Nachfrage stabilisiert werden, jedoch 
wirken Ausgabenprogramme stärker und direkter als Steuersenkungen auf die 
volkswirtschaftliche Nachfrage. In der gegenwärtigen konjunkturellen Situati-
on wären Ausgabenprogramme im europäischen Maßstab im Bereich der Inf-
rastruktur, der Sanierung der Städte, im Bereich der ökologischen Sanierung 
oder in ähnlichen Bereichen angesagt.  
Die Bedingungen für Fiskalpolitik verbessern sich mit der Größe des Wirt-
schaftsraumes, da fiskalische Impulse in großen Wirtschaftsräumen in gerin-
gerem Maße über steigende Importe ins Ausland verpuffen. So würde eine 
expansive Fiskalpolitik etwa der Schweiz aufgrund der hohen Importquote 
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der Schweiz stark nach außen wirken und nur begrenzt auf die Binnenwirt-
schaft. Durch die EWU haben sich die Bedingungen für Fiskalpolitik in Eu-
ropa erheblich verbessert, denn die EWU stellt einen ähnlich großen Wirt-
schaftsraum dar wie die USA und hat eine ähnlich geringe handelsmäßige 
Außenverflechtung. 
Die europäische Fiskalpolitik leidet an einem strukturellen Problem, welches 
die verbesserten Möglichkeiten für eine EWU-weite Fiskalpolitik nicht zum 
Zuge kommen lassen. Fiskalpolitik in der EWU wird nicht koordiniert. In 
Tabelle 2 kommt deutlich zum Ausdruck, dass eine Reihe kleinerer Länder 
sich fiskalpolitisch als Trittbrettfahrer verhalten. Denn es sind besonders die 
kleineren Länder wie die Niederlande, Finnland oder Irland, die geringe Bud-
getdefizite oder gar Budgetüberschüsse haben. Diese Länder leben von der 
Nachfragestimulierung in anderen Ländern. Aufgrund ihrer offenen Ökono-
mien haben sie verständlicherweise kein Interesse, Fiskalpolitik zu betreiben. 
Die großen Ökonomien in der EWU könnten aber eine fiskalpolitische Ko-
operation betreiben. Selbst in der gegenwärtigen konjunkturellen Situation in 
der EWU und der Weltwirtschaft wird über fiskalpolitisch abgestimmte 
Maßnahmen in Europa faktisch nicht diskutiert. Frankreich hat ein kleines 
nationales Konjunkturprogramm beschlossen, Deutschland zieht dabei je-
doch in keiner Weise mit. 
Antizyklische Fiskalpolitik bedeutet, dass die öffentlichen Haushalte dann ih-
re Ausgaben erhöhen, wenn Unternehmen und private Haushalte ihre Aus-
gaben senken und umgekehrt. Fiskalpolitisches Handeln muss somit gerade 
nicht der Logik des privaten Ausgabeverhaltens folgen. Kleine Gebietskörper-
schaften können eine solche Funktion nicht übernehmen. So ist seit langem 
bekannt, dass Gemeinden in Deutschland stark prozyklisch agieren. Sind die 
Steuereinnahmen hoch, dann geben sie viel aus; sind die Steuereinnahmen 
niedrig, dann werden die Ausgaben gekürzt. Fiskalpolitik muss jedoch mak-
roökonomisch orientiert auf gesamtwirtschaftlicher Ebene angesiedelt sein. 
Für die EWU bedeutet, dies dass eine Institution geschaffen werden muss, 
um Fiskalpolitik für die EWU als Ganze zu betreiben.  
 
Die Europäische Währungsunion vor ihrer  
bislang größten Herausforderung 

Es besteht die Gefahr, dass die Länder der EWU wirtschaftspolitisch versa-
gen. Zwar wird eine europäische Geldpolitik betrieben, jedoch steht der EZB 
keine Institution auf „gleicher Augenhöhe“ gegenüber, da es weder ein 
machtvolles Europäisches Parlament, noch eine machtvolle Regierung gibt. 
Die EZB ist weitaus abgehobener und mächtiger als es die Deutsche Bundes-
bank je war. Dies erhöht die Gefahr, dass die Geldpolitik in der EWU – wie 
seit Ende 2000 – dysfunktional betrieben wird. Aber selbst wenn sich die 
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EZB auf ein kooperatives wirtschaftspolitisches Regime einlassen wollte, wür-
de sie kaum potente Partner finden, da eine europäische Regierung, starke 
europäische Gewerkschaften und starke europäische Arbeitgeberverbände 
nicht existieren.  
Zur Gestaltung einer funktionalen Fiskalpolitik in der EWU bedarf es fiskal-
politischer Koordination. Letztlich bedarf es eines europäischen Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums mit eigenen Einnahmen und Ausgaben und der 
Möglichkeit der eigenen Kreditaufnahme. Es spricht vieles dafür, dass die 
Länder der EWU in den kommenden Jahren wirtschaftspolitisch versagen 
und weder für Europa noch für die Weltwirtschaft stabilisierend wirken. Es 
bleibt zu hoffen, dass aus einer solchen Entwicklung Lehren gezogen werden 
und aus der bisherigen EWU ein Wirtschaftsraum entsteht, der wirtschaftspo-
litisch in allen Dimensionen handlungsfähig wird. Anderenfalls wird nicht 
nur der längerfristige Erfolg des Euro fraglich sein, auch die Arbeitslosigkeit 
wird sich dann im Euroraum auf hohem Niveau verfestigen, mit all den be-
kannten negativen Konsequenzen für die abhängig Beschäftigten.  
 
Literatur 

DIW (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung) (2001): Die Lage der Weltwirtschaft und der 
deutschen Wirtschaft im Herbst 2001, Gemeinschaftsgutachten der sechs führenden For-
schungsinstitute Deutschlands, Wochenbericht des DIW, No. 43 

Euroframe (Arbeitsgemeinschaft von acht unabhängigen europäischen Wirtschaftsforschungs in-
stituten) (2001): http://www.euro-frame.org 

Evans, T./Heine, M./Herr, H. (2001): Weiche Kurse – Harter Fall? Die außenwirtschaftlichen 
Perspektiven der US-Ökonomie, in: A. Heise (Hrsg.), USA – Modellfall der New Economy?, 
Marburg, S. 23 -40  

EZB (Europäische Zentralbank) (1999): Monatsbericht, Januar 
Heine, M./Herr, H. (1999): Verdrängte Risiken der Euro-Einführung, in: WSI-Mitteilungen, Heft 8 
Heine, M./Herr, H. (2000): Volkswirtschaftslehre. Paradigmenorientierte Einführung in die Mik-

ro- und Makroökonomie, 2. Auflage, München 
IMF (International Monetary Fonds) (2000), Economic Outlook, October 
Keynes, J.M. (1936): Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, Berlin 
Priewe, J. (1997): Verschuldungsregeln in der Europäischen Währungsunion, in: WSI-

Mitteilungen, Heft 6 

 



SUMMARIES PROKLA 125, Vol. 31 (2001), No. 4 
 
Wolf-Dieter Narr: Violence and Globalization. After the 11th of September the old and 
much too suppressed topic about the – causal?, dialectic? – relation between capital 
development and its newest stage, i.e. globalization and violence has to be taken up again. 
Going back to Marx´ famous and still very readable Part VIII of ‘Capital’ (The So-Called 
Primitive Accumulation) it will be argued, that the inbuilt violence of the capitalist development 
is increasing but not decreasing in the wake of its globalization. Therefore the search for 
alternatives has to be pushed forward much harder that it has been the case during the 
stupidifying discussion about the end of history.  
 
Joachim Hirsch: Globalization and Terror. The new form of international terrorism shows 
complex relations to the capitalist globalization process. It is argued that the present 
international system – despite of the absolute economic and military dominance of the „strong 
states” under US-leadership – is marked by a fundamental lack of political hegemony. The crisis 
of politics resulting from this „non hegemonial” situation is based in a fundamental 
contradiction of the neoliberal globalization project. The reactions of the dominant states to the 
terrorist attacks are suited to deepen and to intensify this political crisis. 
 
Brigitte Young, Simon Hegelich. The attacks on 11th September are – according to the 
current belief – a turning point in the US-foreign policy. The authors contest this popular view 
and suggest that a new military policy was already designed in the aftermath of the collaps of 
the Soviet Union in 1990. Focussing on the Gulf War and the Comprehensive Test Ban Treaty 
the authors argue, that the USA has relied on both unilateralism and mulitlateralism to further 
its particular foreign policy intersts. 
 
Margit Mayer, Thomas Greven: The USA after 11.th September – The War at Home 
The article outlines the domestic consequences of 9-11. It details the war on the homefront by 
describing steps taken in the immediate aftermath of the attacks, such as the passage and 
content of the USA Patriot Act, its consequences for immigrants as well as U.S. citizens, and the 
secrecy surrounding the detention of more than a thousand suspects in what looks like a 
massive campaign in racial profiling. It also looks at the congressional debate on how the 
government should intervene to support affected economic sectors and regulate airport security. 
 
Sabah Alnasseri: On the crise situation in the arabic space. If anything brings the 
construction Bin-Laden discoursivly to the fore it is a specific conflict situation with the 
participation of the USA in the arabic space: a conflict situation between the dominant political 
regimes, the opposing conservativ-liberal blocks, and an extremist wing. The conflict could be 
characterized as between two political strategies about the restructuring of this economic as well 
as geostrategic important space. The construction Bin-Laden is the name of this violence game. 
 
Volker Eick, Martin Beck, Carsten Wiegrefe: „When Wishing was still allowed.” The 
World Trade Center as a Security Shopping Mall. The actual, so-called German „anti-
terrorism” laws are not conceptualized to fight against „terrorism”, and they won't help to 
prevent against „terrorism”. More over, their rassist focus is mainly against foreigners, and 
against constituional and human rights. Not only in a German but as well in European context, 
„terrorism” will become a synonym for political protest and resistance. The paper argues that 
this development follows the logic of a neoliberal economic globalization as a political one. 
 
Iris Bünger: Apocalypse Now? Critical Discourse Analysis of the Reports of BILD-
Zeitung. The role played by the media in the construction of societal reality is both – 
determined by discourse and determines discourse. The media can be regarded as a kind of 
„magnifying glass” that collects information and focuses it for the masses. The reporting of the 
BILD-Zeitung, a leading figure in mass print media is analysed after the attacks on US-targets on 
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